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Als Bedrohung des Weltfriedens bezeichnet der Sicherheitsrat in sei-
ner am 28. April 2004 einstimmig verabschiedeten Resolution 15401

die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen, um dann –
gestützt auf seine Befugnisse nach Kapitel VII der Charta der Ver-
einten Nationen – den Staaten eine Reihe abstrakter Verpflichtun-
gen aufzuerlegen. Diese Entschließung stellt nach der Resolution
1373 vom 28. September 20012 den zweiten Versuch des Rates dar,
auf der Grundlage des Kapitels VII in abstrakt-genereller Weise
Verpflichtungen für die gesamte Staatengemeinschaft aufzustellen,
sich also als eine Art »Weltgesetzgeber«3 zu betätigen. Dieses Vor-
gehen, das von manchen in ähnlichem Zusammenhang bereits vor ei-
nigen Jahren gefordert worden war4, wirft vor allem die Frage auf,
ob der Begriff der Friedensbedrohung in Artikel 39 der Charta auch
solch abstrakte Gefahren wie die »Verbreitung aller Arten von Mas-
senvernichtungswaffen« umfaßt und ob der Sicherheitsrat durch die
Charta zum Erlaß abstrakt-genereller, also ›legislativer‹, Maßnah-
men ermächtigt worden ist.

DIE BESTIMMUNGEN DER RESOLUTION 1540(2004)

Die wichtigste Feststellung trifft der Sicherheitsrat bereits im ersten
Präambelabsatz der Resolution 1540: Die Weiterverbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen stelle per se »eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit« dar. Eine besondere Bedro-
hung sei die Möglichkeit, daß nichtstaatliche Akteure, insbesondere
terroristische Netzwerke, solche Waffen erlangen könnten. Der Rat
bekräftigt dabei die Bedeutung völkerrechtlicher Abrüstungs- und
Nichtweiterverbreitungsverträge, stellt aber zugleich fest, daß zur
wirksamen Bekämpfung der von ihm festgestellten Gefahren weite-
re Schritte erforderlich seien.
Die operativen Ziffern der Resolution enthalten zunächst, gestützt auf
Kap. VII der Charta, mehrere Verpflichtungen für alle Staaten. Diese
sollen es erstens unterlassen, nichtstaatliche Akteure bei der Herstel-
lung und Erlangung von Massenvernichtungswaffen zu unterstützen;
sie sollen zweitens ein solches Handeln derartiger Akteure durch den
Erlaß nationaler Gesetze verbieten und schließlich drittens zur Durch-
setzung dieser Gesetze effektive Kontrollregime beim Umgang mit
Massenvernichtungswaffen und ähnlichen Materialien einrichten.
Die Umsetzung dieser Verpflichtungen soll dabei durch einen für die
Dauer von zwei Jahren eingesetzten Ausschuß des Rates überwacht
werden. Rechte und Pflichten aus Nichtweiterverbreitungs- und Ab-
rüstungsverträgen hinsichtlich der ABC-Waffen – genannt werden
der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen von 1968,
das Chemiewaffen-Übereinkommen von 1993 sowie das Überein-
kommen über biologische Waffen und Toxinwaffen von 1972 – blei-
ben ausdrücklich unberührt.
Es folgen sodann weitere, völkerrechtlich nicht verbindliche Aufru-
fe an die Staaten, den bereits genannten Verträgen zu größerer Gel-
tung zu verhelfen, zu diesem Zwecke den internationalen Dialog zu
stärken und einander bei der Umsetzung der Verpflichtungen aus der
Resolution zu unterstützen.

ZULÄSSIGKEIT NACH DEN ARTIKELN 39 UND 41
DER CHARTA

Die völkerrechtliche Zulässigkeit der Resolution 1540 beurteilt sich
nach den Art. 39 und 41 der Charta. Zum einen stellt sich bereits auf
Tatbestandsseite die Frage, ob die Weitergabe von Massenvernich-
tungswaffen als solche, also abstrakt, unter den Begriff der ›Frie-
densbedrohung‹ nach Art. 39 fällt; zum anderen ist auf der Rechts-

folgenseite zu klären, ob die nach Art. 41 zu ergreifenden Maßnah-
men auch abstrakt-generelle Regelungen umfassen können, wie sie
unter den operativen Ziffern 1 bis 3 der Resolution 1540 enthalten
sind. Beide Fragen sind eng miteinander verknüpft, denn eine Be-
fugnis des Sicherheitsrats, abstrakte Gefahren zu Friedensbedrohun-
gen zu erklären, muß logischerweise auch deren Bekämpfung durch
abstrakt-generelle Regelungen nach sich ziehen. Daher sollen beide
Fragen hier gemeinsam behandelt werden.
Dabei wird zunächst eine Auslegung nach klassischen völkerrechtli-
chen Auslegungsregeln, insbesondere der Systematik der Charta, vor-
genommen. Sodann soll die Resolution in eine allgemeine Tendenz
der evolutiven Weiterentwicklung der Charta eingeordnet werden.
Vorausgesetzt wird dabei, daß der Sicherheitsrat bei seiner Tätigkeit
auch im Rahmen von Kap. VII jedenfalls insofern an das Völkerrecht
gebunden ist, als er die Grenzen seiner Befugnisse aus der Charta
einzuhalten hat5.

1. Wortlaut der Normen
Der Wortlaut der in Frage stehenden Normen ist unergiebig: Art. 39
der Charta spricht von einer »Bedrohung des Friedens« (»threat to
the peace«; »menace contre la paix«; »amenaza a la paz«), was eine
im Einzelfall den Frieden bedrohende Situation meinen, durchaus aber
auch Konstellationen umfassen kann, welche den Frieden grundsätz-
lich gefährden. Die Aufzählung der nichtmilitärischen Maßnahmen
zur Wiederherstellung des Friedens in Art. 41 enthält zwar keine ab-
strakt-generellen Maßnahmen; wie sich aus der Formulierung »Sie
können … einschließen« (»These may include«; »Celles-ci peuvent
comprendre«; »que podrán comprender«) ergibt, ist diese Aufzäh-
lung aber nicht abschließend, so daß darunter durchaus auch gene-
rell-abstrakte Regelungen fallen können.

2. Systematische Auslegung
Die systematische Auslegung des Art. 39 spricht dafür, daß eine ›Frie-
densbedrohung‹ nur von einer konkreten Situation ausgehen kann6.
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Zum einen ist in den Art. 33 und 34 der Charta, die insoweit die Vor-
stufe zu Art. 39 bilden, von einer »Streitigkeit« oder »Situation« die
Rede, die zu einer Friedensgefährdung zu führen droht. Auch die bei-
den anderen in Art. 39 benutzten Begriffe »Bruch des Friedens« und
»Angriffshandlung« beziehen sich jeweils auf konkrete Situationen.
Dieser Eindruck wird zudem durch die Befugnis des Sicherheitsrats,
nach Art. 40 der Charta die »beteiligten Parteien« zu einem bestimm-
ten Verhalten aufzufordern, bestätigt, kann doch eine Partei nur an ei-
ner konkreten Situation ›beteiligt‹ sein.
Auch hinsichtlich des Art. 41 spricht die Systematik letztlich eher
gegen die Zulässigkeit abstrakt-genereller Maßnahmen. Denn die
Tatsache, daß die Aufzählung möglicher Maßnahmen in Art. 41
nicht abschließend ist, bedeutet ja nicht im Umkehrschluß, daß jede
nichtmilitärische Maßnahme durch Art. 41 gedeckt ist. Vielmehr
muß man etwa beachten, daß in Art. 41 nur konkrete, gegen einen
einzelnen Staat gerichtete Maßnahmen genannt sind. Damit spricht
einiges dafür, daß auch andere nach Art. 41 zulässige Maßnahmen
den dort aufgeführten zumindest der Art nach ähnlich sein müssen.
Zwischen den dort genannten Maßnahmen und abstrakt-generellen
Regelungen wie den nunmehr in Resolution 1540(2004) enthaltenen
besteht jedoch ein grundsätzlicher struktureller Unterschied.
Auch ein Blick auf die allgemeine Kompetenzverteilung innerhalb
der UN spricht dafür, daß der Sicherheitsrat nur mit konkreten Rege-
lungen auf eine im Einzelfall friedensbedrohende Situation reagieren
darf. Soweit man nämlich innerhalb des Systems der Vereinten Na-
tionen überhaupt von einer Legislative sprechen kann, ist diese Auf-
gabe eher der Generalversammlung zugewiesen, die nach Art. 13 der
Charta »die fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts … begün-
stigen« soll. Dem Sicherheitsrat hingegen ist die Rolle der Exekutive
übertragen, die abstrakte Normen auf einzelne Situationen anwen-
det. Um mit den Worten von Martti Koskenniemi, dem finnischen
Mitglied der Völkerrechtskommission, zu sprechen: der Sicherheits-
rat ist die Polizei, die um »Ordnung« bemüht ist, die Generalver-
sammlung bildet den Tempel und beschäftigt sich mit Fragen der
»Gerechtigkeit«7.
Zu diesen generellen Einwänden gegen eine Kompetenz des Sicher-
heitsrats zu legislativem Handeln kommt ein spezifischer Einwand
gegen legislatives Handeln gerade im Bereich der Rüstungskontrol-
le hinzu, ist doch dieser Bereich bereits außerhalb von Kap. VII aus-
führlich geregelt. Gemäß Art. 11 Abs. 1 der Charta kann die Gene-
ralversammlung sich mit dem Thema Rüstungsregelung befassen und
»Empfehlungen an die Mitglieder oder den Sicherheitsrat oder an bei-
de« richten; der Rat wird in Art. 26 der Charta lediglich damit beauf-
tragt, »Pläne auszuarbeiten, die den Mitgliedern der Vereinten Na-
tionen zwecks Errichtung eines Systems der Rüstungsregelung vor-
zulegen sind«. Es steht also zur Bekämpfung der Gefahren, die sich
aus der Produktion von Massenvernichtungswaffen – und auch aus
ihrer Weitergabe an nichtstaatliche Akteure – ergeben, bereits ein Me-
chanismus zur Verfügung. Auch dies spricht gegen die Kompetenz
des Sicherheitsrats, diesen – aus der Sicht der Mitgliedstaaten äußerst
sensiblen8 – Bereich durch Resolutionen nach Kap. VII abstrakt-all-
gemeinverbindlich zu regeln.

3. Berücksichtigung der vorbereitenden Arbeiten
Dieses Ergebnis wird im übrigen auch durch die vorbereitenden Ar-
beiten (travaux préparatoires) zur Charta bestätigt. So war der Sicher-
heitsrat als Exekutivorgan zur Lösung von Krisen vorgesehen, sollte
sich also nur mit einzelnen, jeweils konkret friedensbedrohenden Si-
tuationen beschäftigen dürfen9. Auf der Rechtsfolgenseite sollte der
Rat nach der Absicht der Gründungskonferenz nicht einmal zu einer
verbindlichen und endgültigen Regelung von einzelnen Krisen be-
fugt sein, sondern sollte solche Situationen nur vorübergehend so-
weit stabilisieren, daß eine endgültige Lösung auf anderem Wege er-
reicht werden kann10.

4. Zwischenergebnis
Somit bleibt festzuhalten, daß nach einer vor allem an der Systema-
tik der Charta orientierten Auslegung ein legislatives Handeln des
Sicherheitsrats, wie es in Resolution 1540 seinen Ausdruck findet, pro-
blematisch erscheint.

5. Weiterentwicklung der Charta
Dies muß jedoch nicht notwendig bedeuten, daß die Entschließung
bereits deswegen ›ultra vires‹ – also in Überschreitung der Befugnis-
se – ergangen ist, stellt doch die Beschäftigung des Sicherheitsrats
mit abstrakten Gefahren für den Weltfrieden einen Höhepunkt in ei-
ner langen Reihe von Weiterentwicklungen der Charta durch Staa-
ten- und Organpraxis dar, die ihrerseits wiederum Einfluß auf die
völkerrechtliche Bewertung haben können.

Weiterentwicklung der Charta durch Übung ihrer Organe
Die Charta der Vereinten Nationen wurde in fast sechs Jahrzehnten
vor allem durch ihre Organe in mehreren Punkten weiterentwickelt;
hier soll vor allem auf die Praxis des Sicherheitsrats hinsichtlich sei-
ner Befugnisse nach Kap. VII eingegangen werden.
Doch auch außerhalb von Kap. VII lassen sich Beispiele für Fortent-
wicklungen der Charta nachweisen. So entwickelte der Sicherheits-
rat durch ständige Praxis eine Auslegung des Art. 27 Abs. 3 der Char-
ta, nach der auch Enthaltungen von Ständigen Mitgliedern als »Zu-
stimmung« im Sinne dieser Norm gewertet werden11. Auch bei frie-
denssichernden Maßnahmen ging die Praxis des Sicherheitsrats über
seine unzureichenden Befugnisse in Kap. VI hinaus12. Hinsichtlich
der Befugnisse der Generalversammlung ist schließlich auf deren
Resolution »Vereint für den Frieden« (Uniting for Peace) von 1950
hinzuweisen, nach der sie unter bestimmten Umständen befugt ist,
Entschließungen auch zu Themen, mit denen der Sicherheitsrat be-
faßt ist, zu verabschieden13.
Die Tendenz des Sicherheitsrats, seine Befugnisse nach Kap. VII zu-
nehmend weiter auszulegen, läßt sich zum einen am Begriff der Frie-
densbedrohung verdeutlichen14. In Weiterführung einer bereits vor
1990 erkennbaren Tendenz ging der Rat immer mehr dazu über, ne-
ben zwischenstaatlichen auch innere Konflikte als Friedensbedro-
hungen anzusehen – zunächst noch unter ausdrücklichem Hinweis
auf die destabilisierende Wirkung für die jeweilige Region, später
unter Aufgabe selbst dieses Erfordernisses15. Eine ähnliche Entwick-
lung ist hinsichtlich weitreichender Verletzungen grundlegender Men-
schenrechte zu beobachten. Auch diese hat der Rat – gleichfalls oh-
ne Bezugnahme auf die Auswirkungen in der Region – immer häufi-
ger als Bedrohung des Weltfriedens bezeichnet16. Auch Staatsstrei-
che gegen demokratisch gewählte Regierungen wurden in einigen Fäl-
len als friedensbedrohend angesehen, wobei dieses Verdikt jedoch
nicht ausschließlich auf die Verletzung demokratischer Prinzipien,
sondern auch auf weitere Umstände des jeweiligen Konflikts ge-
stützt wurde17.
Daneben beschäftigte sich der Rat zunehmend auch mit abstrakten
Problemen. So befaßte er sich in einer Reihe von Entschließungen
unter anderem – jeweils ohne direkten Bezug auf bestimmte Kon-
flikte – mit dem Schutz von Zivilpersonen, insbesondere Kindern, in
bewaffneten Konflikten18, der Gewalt gegen und Diskriminierung
von Frauen in Kriegs- wie in Friedenszeiten19 sowie der Ausbreitung
von HIV/Aids20, ohne jedoch dabei jemals eine Friedensbedrohung
festzustellen. Dies änderte sich mit Resolution 1373(2001), die zwar
als Reaktion auf die Terroranschläge des 11. September 2001 erlas-
sen wurde, aber zugleich feststellte, daß diese Anschläge, »wie jede
Handlung des internationalen Terrorismus«, eine Bedrohung des Welt-
friedens darstellten. Damit wurde zum ersten Male ein abstraktes Phä-
nomen als Friedensbedrohung angesehen21.
Ähnlich einzuordnen sind auch die Resolutionen 1422(2002) und
1487(2003), mit denen der Sicherheitsrat, gestützt auf Kap. VII, Teil-
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nehmer an UN-geführten oder -autorisierten Operationen von der Ju-
risdiktion des Internationalen Strafgerichtshofs (IntStGH) ausnahm
– hier setzte die Berufung auf Kap. VII voraus, daß der Rat bereits
die abstrakte Möglichkeit der Strafverfolgung durch diesen als Be-
drohung des Weltfriedens ansieht22.
Auch hinsichtlich der unter Art. 41 ergriffenen nichtmilitärischen Maß-
nahmen zeigte sich der Sicherheitsrat, der bis in die achtziger Jahre
hinein lediglich in einigen wenigen Fällen Wirtschafts- oder Waffen-
embargos verhängt hatte23, zunehmend innovativ, beschränkte er
sich doch nicht nur auf tatsächliche Maßnahmen zur Wiederherstel-
lung des Friedens, sondern betätigte sich auch selbst in quasi-judi-
zieller Funktion, indem er Feststellungen hinsichtlich der Verletzung
völkerrechtlicher Normen und ihrer Rechtsfolgen traf24. In mehreren
Fällen richtete der Rat (quasi-)judizielle Unterorgane ein, so die Ent-
schädigungskommission der Vereinten Nationen (UNCC) für Scha-
densersatzforderungen auf Grund der irakischen Besetzung Kuwaits25

sowie die beiden Ad-hoc-Tribunale für das ehemalige Jugoslawien
und für Rwanda26. Eine Neuerung stellt ferner dar, daß die Sanktio-
nen des Sicherheitsrats sich zunehmend auch gegen nichtstaatliche
Akteure richten. Geschah dies zunächst nur indirekt, indem Staaten
zur Auslieferung bestimmter mutmaßlicher Straftäter aufgefordert
wurden27, werden nunmehr nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte28

wie auch Einzelpersonen29 zunehmend selbst Adressaten von Reso-
lutionen.
Einen weiteren Höhepunkt in dieser Weiterentwicklung der Praxis
des Rates unter Art. 41 der Charta stellen schließlich die bereits er-
wähnten abstrakt-generellen Regelungen dar, nämlich die Ausnah-
me aller UN-geführten oder -autorisierten Operationen von der Ju-
risdiktion des IntStGH durch die Resolutionen 1422 und 1487 sowie
die abstrakte Verpflichtung aller Staaten zu bestimmten Maßnahmen
hinsichtlich der Finanzierung des Terrorismus und der Nichtverbrei-
tung von Massenvernichtungswaffen in den Entschließungen 1373
und nunmehr 1540.

Völkerrechtliche Relevanz dieser Übung
Diese ausgedehnte Praxis der Organe der Vereinten Nationen, ihre
Befugnisse zunehmend weiter auszulegen, könnte ihrerseits Einfluß
auf die Auslegung der entsprechenden Normen der Charta haben. Die
Charta als Gründungsvertrag einer internationalen Organisation mit
teilweise verfassungsartigem Charakter wird grundsätzlich dyna-
misch-evolutiv ausgelegt. Diese Auslegung verknüpft teleologische
Argumente mit solchen der Systematik im weiteren Sinne30.
Zum einen wird der Sicherstellung praktischer Wirksamkeit (effet
utile) der auszulegenden Normen großes Gewicht beigemessen, zum
anderen wird bei der Auslegung auch die Übung der Vertragspartei-
en bei Anwendung des Vertrags betrachtet. Diese Praxis war zwar ur-
sprünglich nur Erkenntnisquelle hinsichtlich des Parteiwillens bei
Vertragsschluß und damit eher der historischen Auslegung zuzurech-
nen, dient jedoch inzwischen – jedenfalls bei Gründungsverträgen
internationaler Organisationen – dazu, den aktuellen Willen der Ver-
tragsparteien zu ermitteln, und ermöglicht damit auch eine Weiter-
entwicklung des Vertrags. Somit kann also auch die Übung der Ver-
tragsparteien bei der Anwendung der Charta Einfluß auf die spätere
Auslegung dieses Gründungsvertrags ausüben.

– Tatsächliche Praxis
Insoweit stellt sich aber bereits die Frage nach der Intensität der maß-
geblichen Praxis. Eine Analyse der oben genannten Resolutionen
des Sicherheitsrats zeigt, daß dieser nur sehr selten abstrakte Gefah-
ren unter Art. 39 behandelt beziehungsweise generell-abstrakte Re-
geln unter Art. 41 aufgestellt hat. Auf der Tatbestandsseite waren
Anknüpfungspunkte für die erwähnten unter Kap. VII erlassenen Re-
solutionen vielmehr stets konkrete Konfliktsituationen. So stellten
etwa die Einrichtung der UNCC und die Festlegung der irakisch-ku-
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Wege aus dem Niemandsland
Die Bilder von der Mißhandlung irakischer Gefangener in Sad-
dam Husseins ehemaligem Staatsgefängnis Abu Ghraib haben
die Welt erschüttert. Das einem Gekreuzigten ähnliche Leidens-
bild des mit fingierten Elektrokabeln verdrahteten Mannes, der
in völliger Verhüllung – und damit als Individuum verdinglicht –
in aufgezwungener, statuenhafter Starre seine vermeintliche
Hinrichtung abzuwenden versucht, wird sich ebenso in das kol-
lektive Bewußtsein der Weltöffentlichkeit einprägen wie die ent-
setzlichen Bilder des 11. September 2001 aus den Vereinigten
Staaten. Erzbischof Giovanni Lajolo, der Chefdiplomat des Va-
tikans, hat dieses und andere scheußliche Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, die in Abu Ghraib begangen worden sind, sogar
als einen größeren Schlag für die USA bezeichnet als die An-
schläge vom 11. September. Mit der noch lange nicht aufgeklär-
ten Folteraffäre von Abu Ghraib haben die USA sich gewisser-
maßen selber Gewalt angetan. Diese Gewalt konfrontiert die
Führungsmacht des Westens mit sich selbst. »Jene Fotos, das
sind wir«, so die ›New York Times‹ in einem treffenden Kom-
mentar.
Doch bedurfte es wirklich erst der Folterbilder aus Abu Ghraib,
um der Welt die Augen dafür zu öffnen, was im Namen der Ter-
rorismusbekämpfung an Verstößen gegen das Recht und die
Grundpfeiler der Humanität alles geschehen kann? Ließ nicht
bereits die Rhetorik vom ›Krieg gegen den Terrorismus‹ und ge-
gen die ›Achse des Bösen‹ Schlimmes ahnen? Ist nicht bereits
hier die Saat der Gewalt gelegt worden, die auf dem Weg nach
Abu Ghraib aufging, wie es der Titel des unlängst vorgelegten
Berichts ›The Road to Abu Ghraib‹ der Menschenrechtsorgani-
sation ›Human Rights Watch‹ suggeriert? Hat sich die Regierung
des Präsidenten George W. Bush nicht schon bei der Bekämp-
fung der Taliban und Al-Qaida-Aktivisten in Afghanistan oder
bei der Auslösung des Krieges gegen Irak über geltendes Recht
hinweggesetzt? Hätten nicht auch die Bilder der an Händen und
Füßen gefesselten, mit Kapuzen verhüllten und dadurch zum
Objekt degradierten Gefangenen in den Käfigen des ›extra-terri-
torialen‹ Internierungslagers Guantánamo auf Kuba denselben
Aufschrei weltweiter Empörung auslösen müssen wie jetzt die
Folterbilder aus Irak?
In der Tat ist es verfehlt, die Vorgänge in Abu Ghraib als Ver-
fehlungen einzelner Sadisten oder sonstwie Verwirrter oder Irre-
geleiteter abzutun. Natürlich hat persönliches Fehlverhalten mit-
gespielt, vielleicht auch begünstigt durch den geradezu zyni-
schen Umgang der verbliebenen Supermacht mit den Normen
und Institutionen des Völkerrechts, und damit den Grundpfeilern
der Weltordnung, die sie einst so maßgeblich durch ihre Präsi-
denten Woodrow Wilson und Franklin D. Roosevelt mitbegrün-
det und gefördert hat. Jedoch liegt die Wahrheit tiefer. Immer
deutlicher kristallisiert sich heraus, daß nach dem 11. September
das Foltern dem Grunde nach von höchster Stelle angeordnet
war. Die Befehlskette reichte offensichtlich bis hinauf in die
Spitze der Regierung in Washington. Das ergibt vor dem Hinter-
grund der verfehlten Berufung auf den ›Krieg gegen den Terro-
rismus‹ vermeintlich auch Sinn: Wenn der Gegner nicht sichtbar,
ja nicht einmal bekannt ist, wenn die Gefahr in Raum und Zeit
schwer identifizierbar und lokalisierbar ist, dann liegt es nahe,
ihr mit ›unkonventionellen‹ Mitteln der Informationsbeschaf-
fung oder sonstwie präventiv zu begegnen. Zugleich mögen
durch »Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied-
rigende Behandlung oder Strafe« (so der Titel der Anti-Folter-
Konvention der Vereinten Nationen vom 10. Dezember 1984)
noch andere Ziele verfolgt werden, etwa die Abschreckung po-
tentieller Täter.
Jedoch sind derartige Praktiken untersagt, ausnahmslos. Nichts,
aber auch gar nichts kann Folter legitimieren. Die Folter macht
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waitischen Grenze durch die Grenzkommission für Irak und Kuwait
Reaktionen auf den irakischen Einmarsch in Kuwait dar. Die Errich-
tung des Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawien stellte den
Versuch einer Bewältigung der bewaffneten Konflikte in diesem Ge-
biet (insbesondere in Bosnien-Herzegowina) dar, während das Rwan-
da-Tribunal der Aufarbeitung des Genozids von 1994 dient. Eine tat-
sächliche Beschäftigung mit abstrakten Gefahren unter Art. 39 läßt
sich demnach nur in den Resolutionen 1373 und 1422 sowie den je-
weiligen Folgeresolutionen finden.
Hinsichtlich Art. 41 ergibt sich ein ähnliches Bild. Zwar sind viele
der erwähnten Maßnahmen, etwa Embargos, an eine Vielzahl von
Adressaten gerichtet, betreffen aber doch alle nur einen bestimmten
Konflikt, haben also konkret-generellen, nicht abstrakt-generellen
Charakter31. Ähnliches gilt für die Einrichtung von gerichtsförmigen
Unterorganen des Sicherheitsrats. Zwar haben die Gerichtshöfe wie
auch die UNCC eine unbestimmte Anzahl von individuellen Fällen
(Strafverfahren beziehungsweise Schadensersatzansprüche) zu be-
handeln, dennoch beschränkt sich – aus völkerrechtlicher Sicht – ihre
Jurisdiktion noch immer auf einen konkreten Konflikt. Insofern läßt
sich feststellen, daß alle bisher genannten Resolutionen immer an-
laß- beziehungsweise fallbezogen und damit allenfalls »quasi-legis-
lativer Natur« waren32. Dies wird auch durch den Bericht des Gene-
ralsekretärs vor der Einrichtung des Jugoslawien-Tribunals bestä-
tigt, in dem er ausführlich darlegt, warum die Einrichtung dieses
Gerichts durch den Sicherheitsrat keine – unzulässige – legislative
Maßnahme darstellt33. Nichtanlaßbezogene, tatsächlich abstrakt-
generelle Regelungen unter Kap. VII hat der Sicherheitsrat somit
bisher lediglich in den Resolutionen 1373 und 1422 sowie 1487 ge-
troffen.
Diese zuletzt genannten Entschließungen stellen im übrigen zunächst
nicht eine Praxis der Vertragsparteien insgesamt dar, sondern nur ei-
ne solche des Organs Sicherheitsrat beziehungsweise der in diesem
vertretenen Staaten. Es ließe sich nun fragen, ob der Praxis eines Ver-
tragsorgans bei der Auslegung des betreffenden Organs eine Bedeu-
tung zukommt, die über die kumulierte Praxis der vertretenen Staa-
ten hinausgeht34. Jedoch ist zu beachten, daß die Organe selbst evi-
denterweise nicht Vertragspartei der Charta sind, sondern insoweit
nur Foren, in denen die Mitgliedstaaten ihre Praxis entwickeln kön-
nen35. Daher kann eine Organpraxis nur dann zu einer Weiterentwick-
lung der Charta führen, wenn sie von allen Staaten insgesamt akzep-
tiert wird36.
Stellungnahmen von Staaten, welche die Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001 oder auch den internationalen Terrorismus als solchen
verurteilen, können in diesem Zusammenhang wohl nicht als rele-
vante Praxis gewertet werden37, da sich die Äußerungen in aller Re-
gel lediglich auf das Ziel, nicht aber auf das hier allein relevante Vor-
gehen des Sicherheitsrats in Resolution 1373 beziehen. In Frage kä-
me allerdings, die Berichte der Staaten an den durch Resolution 1373
(operative Ziffer 6) eingerichteten Ausschuß zur Bekämpfung des
Terrorismus38 insoweit als relevante Staatenpraxis anzusehen. Je-
doch muß die Tatsache, daß ein Staat einen solchen Bericht erstattet,
nicht notwendig bedeuten, daß er damit zugleich auch die Rechts-
grundlage für eine entsprechende Verpflichtung anerkennt. Motiv
kann vielmehr auch ein eigenes staatliches Interesse an der Bekämp-
fung des Terrorismus sein. Einige der Berichte dienen wohl sogar
ganz anderen politischen Zwecken – so enthielt etwa der erste Be-
richt Iraks vor allem die Feststellung, das Land sei eines der Haupt-
opfer eines insbesondere von den USA ausgehenden (Staats-)Terroris-
mus39. Zum anderen muß die Befolgung der Pflichten aus Resoluti-
on 1373 ohnehin nicht notwendig eine Anerkennung der Rechts-
grundlage für diese Pflichten beinhalten. Mangels effektiver Kon-
trolle der Rechtmäßigkeit von Entschließungen des Sicherheitsrats
müssen die Staaten nämlich befürchten, daß gegebenenfalls auch
›ultra vires‹ beschlossene Resolutionen – womöglich unter Einsatz
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aus Menschen bloße Objekte mehr oder weniger grausamer Hand-
lungen und verstößt damit gegen die Menschenwürde. Sie nimmt
den Betroffenen jegliche Subjektivität und ist geeignet, ihre phy-
sische und psychische Integrität zu zerstören. Opfer von Folte-
rungen, so sie denn überleben, sind zumeist für den Rest ihres Le-
bens traumatisiert. Aus gutem Grund verbietet das internationa-
le Recht die Folter und vergleichbare Handlungen daher absolut,
läßt sie also auch nicht ausnahmsweise zu. Dies kann den ein-
schlägigen internationalen Verträgen unzweideutig entnommen
werden, etwa dem Artikel 2 Absatz 2 der Anti-Folter-Konventi-
on der UN oder dem Artikel 4 Absatz 2 des ebenfalls im Rahmen
der Vereinten Nationen entstandenen Internationalen Paktes über
bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966. In
beiden Fällen sind auch die USA Vertragspartei, wenn auch zum
Teil mit nicht unerheblichen Vorbehalten (die jedoch mit Blick
auf Abu Ghraib nicht greifen).
Unzulässig ist es schließlich weiterhin, die sich nach überwie-
gender Auffassung auch aus dem Völkergewohnheitsrecht erge-
bende Bindung an das Folterverbot unter ausdrücklicher oder
stillschweigender Berufung auf einen sogenannten Ausnahme-
zustand gewissermaßen abzustreifen, wenn es um die Bekämp-
fung sogenannter Feinde der Menschheit geht. So gerechtfertigt
und erforderlich es ist, gegen Terroristen und verbrecherische Re-
gime oder die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen mit
allen zur Verfügung stehenden Mitteln vorzugehen, so sehr muß
jedoch außer Frage stehen, daß dies nur im Rahmen und damit
auch nur mit den Mitteln des Rechts geschehen kann. Das einem
überwundenen Souveränitätsverständnis vergangener Zeiten und
einem pervertierten Freund-Feind-Schema verhaftete Denken in
den Kategorien von ›Ausnahmezuständen‹ im Sinne des umstrit-
tenen deutschen Staatsrechtslehrers Carl Schmitt ist mit den
Grundprinzipien des Völkerrechts und der Charta der Vereinten
Nationen nicht zu vereinbaren. Ausnahmezustände schaffen ein
»Niemandsland zwischen Recht und Faktizität« – so der italieni-
sche Philosoph Giorgio Agamben –, aus dem heraus es schwer
ist, den Weg zurück zum Recht zu finden.
Schreckliche Ereignisse leiten aber nicht selten eine Wendung
zum Besseren ein. Anzeichen hierfür sind auch im Fall von Abu
Ghraib zu erkennen. Ungeachtet der nicht minder grausamen Bil-
der anhaltender Gewaltexzesse gegen Angehörige und Mitarbei-
ter der Besatzungstruppen und der gegenwärtigen irakischen Ver-
waltung sowie gegen Dritte aus anderen Staaten der Welt – mit
Entführungen und Enthauptungen vor laufender Kamera – scheint
der Spiegel, den sich die USA mit den Folterhandlungen selbst
vorgehalten haben, doch zum Nachdenken und zu einer Korrek-
tur bisherigen Verhaltens zu führen.
Neben den Guantánamo-Entscheidungen des Obersten Gerichts
vom 28. Juni (Supreme Court Nos. 03-334/343) sei der Verzicht
der US-Regierung auf die Verlängerung der Resolution 1487
(2003) des Sicherheitsrats genannt. Gerne sähe man hierin ein
äußerlich sichtbares Zeichen eines veränderten Umgangs mit
den Normen und Institutionen des Rechts. Freilich hatte die Ab-
sicht, Staatsangehörige der USA als Nichtvertragsstaat des Sta-
tuts über den Internationalen Strafgerichtshof auch weiterhin
von dessen Gerichtsbarkeit im Zusammenhang mit Friedens-
einsätzen der Vereinten Nationen auszunehmen, nach den Ereig-
nissen von Abu Ghraib nicht mehr die erforderliche Mehrheit im
Sicherheitsrat gefunden. Auch wenn der Rückzug des Entwurfs
einer auf die Verlängerung der Freistellung von der Gerichtsbar-
keit des neuen Organs der internationalen Rechtspflege abzielen-
den Resolution seitens der USA somit primär ein taktisches Kal-
kül gewesen sein dürfte, um einer Niederlage im Sicherheitsrat
zu entgehen, ist zu hoffen, daß nicht zuletzt aus wohlverstande-
nem Eigeninteresse eine Neubewertung in Washington vorge-
nommen wird. Die Opfer von Abu Ghraib und der anderen Ge-
walthandlungen in Irak zeigen aufs anschaulichste, wie notwen-
dig und unverzichtbar eine internationale Strafgerichtsbarkeit
ist.
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der in der Charta vorgesehenen Zwangsmittel – durchgesetzt werden
könnten.

– Kritik an der Inanspruchnahme legislativer Befugnisse
Zudem gibt es hinsichtlich der Erweiterung der Kompetenzen des Si-
cherheitsrats auch eine beachtliche gegenläufige Praxis. Diese be-
trifft zum einen bereits die Resolutionen, die den Weg zur Verabschie-
dung der Resolutionen 1373 beziehungsweise 1422 und 1487 berei-
teten. So wurde beispielsweise die Errichtung der Ad-hoc-Tribunale
von einigen Staaten als Überschreitung der Befugnisse des Rates an-
gesehen; die Delegation von Mexiko etwa weigerte sich noch 2001,
an der Wahl der Richterinnen und Richter für das Jugoslawien-Tri-
bunal teilzunehmen40.
Die Resolutionen, mit denen der Sicherheitsrat tatsächlich legislati-
ve Befugnisse in Anspruch nahm, stießen ebenfalls nicht nur auf Zu-
stimmung. Die Debatte um die Resolution 1373 war noch im we-
sentlichen durch den Eindruck der unmittelbar vorangegangen An-
schläge des 11. September geprägt, zudem blieb etwa den nichtstän-
digen Ratsmitgliedern zwischen Kenntnisnahme des Resolutionsent-
wurfs und der Abstimmung gerade einmal ein Tag Bedenkzeit41. In-
sofern läßt sich aus dem Fehlen von Gegenstimmen zum Vorgehen
nicht unbedingt schließen, daß die Staaten dieser Resolution hin-
sichtlich der Legislativbefugnisse des Rates zugestimmt hätten. So
gestehen auch Befürworter der Resolution zu, daß sie in dieser Form
wohl nur unmittelbar nach dem 11. September erlassen werden konn-
te und einige Wochen später wohl nicht mehr dasselbe Maß an Un-
terstützung erfahren hätte42. Die Aufnahme der Resolution durch die
Generalversammlung wird im übrigen als eher zurückhaltend be-
zeichnet43.
Die Resolutionen 1422 und 1487 ihrerseits stießen auf heftige Prote-
ste aus der Staatengemeinschaft44. Schließlich äußerten viele Dele-
gationen auch im Sicherheitsrat in der Debatte vor Erlaß der Resolu-
tion 1540 Zweifel hinsichtlich der Kompetenzen des Rates45; selbst
Befürworter bezeichneten sie ausdrücklich als Ausnahmefall46. Indi-
en kündigte in einer schriftlichen Stellungnahme einen Tag vor der
Abstimmung über Resolution 1540 an:

»Indien wird keine von außen auferlegten Normen oder Standards, welchen
Ursprungs auch immer, akzeptieren, die sich auf Angelegenheiten im Zustän-
digkeitsbereich seines Parlaments beziehen, einschließlich von Gesetzgebung,
Bestimmungen und Maßnahmen, welche nicht mit den verfassungsmäßigen
Vorschriften und Verfahrensweisen Indiens übereinstimmen oder die den na-
tionalen Intereressen Indiens zuwiderlaufen oder die seine Souveränität ver-
letzen.«47

– Legitimation des Sicherheitsrats als Legislativorgan
Nach alldem ist schon sehr fraglich, ob überhaupt von einer ausreichen-
den Übung der Vertragsparteien die Rede sein kann, die tatsächlich
legislative Kompetenzen des Sicherheitsrats begründen könnte.
Zudem stellt sich in diesem Zusammenhang ohnehin die Frage nach
den Grenzen einer dynamischen Auslegung. Auch die Bezugnahme
auf die nachfolgende Staatenpraxis kann nämlich nur eine erweitern-
de Auslegung im Rahmen des bestehenden Vertragswerks, nicht aber
eine tatsächliche Änderung der Vertragsvorschriften tragen48.
Eine solchermaßen geänderte Auslegung der Art. 39 und 41, wie sie
der Sicherheitsrat nunmehr in Resolution 1540 vorgenommen hat,
entwickelt hingegen nicht nur Kap. VII der Charta wesentlich weiter;
vielmehr wird hierdurch der Charakter des gesamten internationalen
Systems grundlegend modifiziert. Wo bisher jede rechtliche Bin-
dung der Staaten an deren Einverständnis geknüpft war, könnte nun
der Sicherheitsrat – zwar formell nur im Anwendungsbereich des
Kap. VII, aber hinsichtlich dessen Voraussetzungen jedenfalls kei-
ner effektiven rechtlichen Kontrolle unterliegend49 – allgemeinver-
bindliche Normen auch gegen den Willen einer Mehrheit der Staaten
erlassen.
Diese Veränderung wiegt um so schwerer, weil der Sicherheitsrat
auf Grund seiner Zusammensetzung und seines Verfahrens, insbe-

sondere des Vetorechts der fünf Ständigen Mitglieder, für diese Auf-
gabe jedenfalls ohne grundlegende Reformen denkbar ungeeignet er-
scheint50. Die Zusammensetzung des Rates läßt sich nur im Hinblick
auf seine Rolle als Organ zur Befriedung konkreter Gefahrsituatio-
nen rechtfertigen; die Einbindung der (damaligen) Weltmächte soll-
te sicherstellen, daß Entscheidungen des Rates auch wirklich durch-
gesetzt würden51. Für ein Organ, welches tatsächliche Legislativbe-
fugnisse haben soll, wäre aber zumindest eine angemessene Vertre-
tung der Staaten, die durch seine Entscheidungen gebunden werden sol-
len, zu fordern. Nicht umsonst haben die Staaten bei der Gründung
der Vereinten Nationen nicht einmal dem Repräsentativorgan Gene-
ralversammlung Legislativkompetenzen zugewiesen; diese Entschei-
dung sollte nicht durch die Annahme eine entsprechenden Kompe-
tenz für das viel weniger repräsentative Organ Sicherheitsrat unter-
laufen werden.
Auch das Verfahren des Rates erfüllt nicht annähernd die Vorausset-
zungen, die an ein Legislativorgan zu stellen wären; insbesondere
mangelt es der Entscheidungsfindung an Transparenz, werden doch
gerade viele der besonders wichtigen Entscheidungen in nichtöffent-
lichen Verhandlungen der Ständigen oder aller Ratsmitglieder vor-
bereitet und in öffentlicher Sitzung nur noch förmlich angenommen52.
Namentlich wenn man davon ausgeht, daß die von der Generalver-
sammlung gewählten nichtständigen Mitglieder des Rates stärker als
die Ständigen Mitglieder die Interessen der gesamten Mitgliedschaft
repräsentieren, wäre zu fordern – wollte man den Sicherheitsrat wirk-
lich stärker als ›Legislativorgan‹ instrumentalisieren –, daß deren
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Während seines Deutschland-Besuchs vom 23. bis 26. Mai 2004 nutzte der
Präsident der Generalversammlung die Gelegenheit, seine Vorstellungen zur
Reform der Arbeit dieses Hauptorgans der Vereinten Nationen vor Mitglie-
dern und Gästen der DGVN in Berlin und München vorzutragen. – Im Bild:
Präsident Hunte am 24. Mai bei seinen Ausführungen über die Rolle der Ge-
neralversammlung im 21. Jahrhundert vor dem ›Gesprächskreis Vereinte
Nationen‹ der DGVN in der Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz in Berlin.



Entscheidungsfindung stärker an den Willen der Gesamtheit der UN-
Mitglieder gekoppelt wird.
Das Vetorecht der Ständigen Mitglieder birgt zudem die Gefahr, daß
gerade die für die gesamte Weltgemeinschaft besonders wichtigen
Fragen entweder überhaupt nicht oder doch in einer manche Staaten
bevorzugenden (oder benachteiligenden) Art und Weise gehandhabt
werden, so etwa im Bereich der Reduzierung der Kernwaffen53. Dem-
entsprechend wurde denn auch der Zusammenhang zwischen der Ge-
fahr der Weitergabe von Massenvernichtungswaffen an nichtstaatli-
che Akteure und der allgemein von solchen Waffen ausgehenden Ge-
fahren erst auf Druck einiger nichtständiger Ratsmitglieder und an-
derer Staaten in die Resolution aufgenommen54.
Die Annahme legislativer Befugnisse des Sicherheitsrats birgt auch
eine steigende Gefahr, daß die Ständigen Mitglieder des Rates des-
sen Befugnisse zu eigenen Gunsten mißbrauchen könnten. So wurde
etwa in der Debatte vor Verabschiedung der Resolution 1540 die Be-
fürchtung geäußert, diese könne als Vorwand genommen werden, um
im Rahmen der Ende Mai 2003 von US-Präsident George W. Bush
angestoßenen Initiative gegen die Weiterverbreitung von Massen-
vernichtungswaffen (Proliferation Security Initiative) und entgegen
geltender völkerrechtlicher Regelungen Schiffe auf Hoher See auf-
zubringen55. Zwar äußerten die meisten Staaten deutlich, daß die Re-
solution keine Ermächtigung zu einem solchen Vorgehen enthalte.
Jedoch ist dies keine Garantie dafür, daß die Resolution nicht doch
als Legitimation für ein solches Verhalten herangezogen wird; zum
anderen ist es auch nicht auszuschließen, daß der Sicherheitsrat in
späteren Fällen der Inanspruchnahme legislativer Befugnisse eine
unilaterale Durchsetzung durch die Mitgliedstaaten vorsieht.
Anzumerken ist schließlich noch, daß eine zu weite Auslegung der
Befugnisse des Sicherheitsrats auch die Akzeptanz und Implemen-
tierung seiner Entscheidungen durch die Mitgliedstaaten und damit
letztlich gerade die Effektivität des Friedenssicherungssystems der
Charta beeinträchtigen könnte56.
Vor diesem Hintergrund dürften sich Legislativbefugnisse des Si-
cherheitsrats nicht unter Hinweis auf die spätere Praxis der Mitglied-
staaten begründen lassen. Gleiches muß dann auch für die Überlegun-
gen im Sinne des ›effet utile‹ gelten, ist doch die praktische Wirk-
samkeit der auszulegenden Normen immer nur im Rahmen des vor-
gegebenen Vertragssystems zu gewährleisten, während eine Ausle-
gung, die diesen Rahmen zu sprengen droht, auch mit ›effet-utile‹-
Argumenten nicht begründet werden kann.

KEINE AUSREICHENDE RECHTSGRUNDLAGE

Demnach spricht vieles dafür, daß Resolution 1540 in Kap. VII der
Charta keine ausreichende Rechtsgrundlage findet.
Es ließe sich nun weiter fragen, ob die Resolution nicht auch außer-
halb von Kap. VII mit bindender Wirkung hätte erlassen werden kön-
nen, so wie dies einige Staaten unter Bezugnahme auf das Namibia/
Südwestafrika-Gutachten des Internationalen Gerichtshofs von 1971
gefordert hatten. Es ist jedoch zum einen – insbesondere im Lichte
der neuen Praxis des Sicherheitsrats, bindende Resolutionen immer
auf seine Befugnisse nach Kap. VII zu stützen – schon fraglich, ob
der Rat überhaupt ohne weiteres bindende Resolutionen außerhalb
des Kap. VII erlassen kann57. Zum anderen erschiene es sinnlos, ei-
nerseits rechtliche Grenzen der Befugnisse des Rates im Rahmen des
Kap. VII aufzustellen, andererseits aber Resolutionen, die diese Gren-
zen überschreiten, durch einen schlichten Verweis auf Art. 25 – der
die Mitgliedstaaten zur Annahme und Ausführung der »Beschlüsse
des Sicherheitsrats im Einklang mit dieser Charta« verpflichtet – für
verbindlich zu erklären. Von daher können jedenfalls dann, wenn der
Regelungsbereich des Kap. VII – Bedrohungen des Weltfriedens –
betroffen ist, bindende Resolutionen nur nach den Normen dieses
Kapitels erlassen werden.

Daher bleibt festzuhalten, daß die Charta keine ausreichende Rechts-
grundlage für den Erlaß der Resolution 1540 bietet58. Dies bedeutet
selbstverständlich nicht, daß der Sicherheitsrat gehindert ist, die Staa-
ten im Rahmen seiner Befugnisse nach Kap. VII konkret und zielge-
richtet zu verpflichten, keine Massenvernichtungswaffen an bestimm-
te einzelne Gruppen, etwa Al-Qaida, zu liefern. Mit der Betätigung
als völkerrechtlicher ›Gesetzgeber‹ aber überschreitet er wohl seine
Befugnisse.
Damit ist zugleich der Prozeß, in dem der Sicherheitsrat seine eige-
nen Kompetenzen zunehmend erweiternd ausgelegt hat, mit den Re-
solutionen 1422 sowie 1487 und 1540 sowohl in rechtlicher Hinsicht
als auch im Hinblick auf die Akzeptanz der Staatengemeinschaft an
seine Grenzen gestoßen. Es trifft wohl doch zu, was der damalige briti-
sche Richter am Internationalen Gerichtshof Sir Gerald Fitzmaurice
bereits 1971 formuliert hat: »Der Sicherheitsrat wurde geschaffen,
um den Frieden zu sichern, nicht aber, um die Weltordnung umzuge-
stalten.«59
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Eindämmung von Bestechung und Bestechlichkeit
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die Korruption GILLIAN DELL

Als ›Internationaler Tag gegen die Korruption‹ soll künftig der 9.
Dezember begangen werden – in Erinnerung an die feierliche Besie-
gelung eines unter der Ägide der UN entstandenen neuen Vertrags-
werks in Mérida. In der mexikanischen Stadt lag vom 9. bis 11. De-
zember 2003 das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die
Korruption (United Nations Convention against Corruption, UN-
CAC) zur Zeichnung auf. Mit Kenia unterzeichnete und ratifizierte
erstmals ein Staat eine UN-Konvention gleich am ersten Tag einer
Unterzeichnungskonferenz, wie der damalige Rechtsberater der UN
Hans Corell festhielt. Das Rechtsinstrument war in weniger als zwei
Jahren ausgearbeitet und dann von der Generalversammlung mit ih-
rer Resolution 58/4 am 31. Oktober 2003 ohne förmliche Abstim-
mung angenommen worden. Bis zum 9. Dezember 2005 kann es noch
am Sitz der Vereinten Nationen in New York unterzeichnet werden;
bis Ende Juni 2004 hatten 111 Staaten unterschrieben. Ratifiziert
wurde es bisher außer von Kenia von Sri Lanka.

I. Bedeutung und Vorgeschichte

Schon jetzt läßt sich das Übereinkommen als ein bedeutender Mei-
lenstein in den weltweiten Bemühungen um die Eindämmung der
Korruption ansehen. Es bietet die internationale Antwort auf
»eine grenzüberschreitende Erscheinung…, von der alle Gesellschaften und
Wirtschaftssysteme betroffen sind und die eine internationale Zusammenar-
beit bei der Korruptionsprävention und -bekämpfung unbedingt erforderlich
macht«,
wie es in der Präambel des UNCAC heißt. Es ist damit das erste welt-
umspannende verbindliche Rechtsinstrument zur Korruption: ein um-

fassendes Dokument, das Maßnahmen sowohl zu ihrer Verhütung
und Kriminalisierung als auch zur internationalen Zusammenarbeit
beinhaltet. Mit seinen Bestimmungen zur Prävention und zur Wie-
dererlangung von Vermögenswerten wird zudem neues Terrain be-
schritten.
In der Praxis wird das größte Verdienst dieser Konvention künftig
wohl in der verstärkten globalen Kooperation bei der Untersuchung
und Verfolgung der einschlägigen grenzüberschreitenden Straftaten
liegen. Doch auch die innerstaatlichen Bemühungen zur Eindäm-
mung der Korruption dürften mit ihrem Inkrafttreten erheblichen Auf-
trieb erfahren. Freilich gilt auch für das UNCAC, daß ihm ein Lang-
zeiteffekt nur dann beschieden sein wird, wenn sich die Vertragsstaa-
ten auf einen wirkungsvollen Folgemechanismus einigen können, der
sowohl Überwachungsmaßnahmen einschließt als auch substantielle
Hilfen für die Entwicklungsländer, die diesen eine Umsetzung der
Konvention erst möglich machen werden.
Zugleich stellt das neue Übereinkommen einen weiteren bedeuten-
den Schritt in der fortschreitenden Entwicklung einer internationalen
Rechtsordnung dar, welche beispielsweise auch die Sozialpolitik, den
Umweltschutz und das Wirtschaftsleben betrifft. Angesichts des im-
mensen Wachstums des Welthandels und des Investitionsvolumens
im Laufe der letzten Jahrzehnte und insbesondere in Anbetracht der
erheblich gestiegenen Größe und Reichweite sowie des Einflusses
mächtiger transnationaler Unternehmen läßt sich eine angemessene
Regulierung der Wirtschaftstätigkeit nicht mehr allein durch die na-
tionalen Rechtsordnungen bewerkstelligen. Eine zunehmend vernetz-
te Welt wechselseitiger Abhängigkeiten verlangt grenzüberschreiten-



de ordnende Eingriffe und Zusammenarbeit bei der Rechtsdurchset-
zung.
Neu ist die Befassung mit dem Thema indes nicht. Die ersten inter-
nationalen Anstrengungen zur Korruptionsbekämpfung waren Initi-
ativen in den Vereinten Nationen zur Mitte der siebziger Jahre. Die-
se Bemühungen entsprangen der Befassung mit der Rolle der damals
meist ›Multis‹ genannten transnationalen Unternehmen in den Ent-
wicklungsländern seit den sechziger Jahren. Ängste und positive Be-
trachtungsweisen standen im Widerstreit, denn diese Firmen ver-
mochten durch ihr Investitionsverhalten eben auch einen wichtigen
Beitrag zur Entwicklung zu leisten1. Die aus dem Kalten Krieg re-
sultierenden Spannungen und der Nord-Süd-Gegensatz führten da-
zu, daß die seinerzeit ergriffenen Initiativen für eine bindende inter-
nationale Vereinbarung nicht realisiert werden konnten.
In der Folgezeit schliefen in der internationalen Arena die Bemühun-
gen zur Korruptionsbekämpfung für ein Jahrzehnt lang ein. Erst in
den neunziger Jahren gelangte das Thema auf der internationalen
Agenda wieder auf einen der vorderen Plätze. Das Ende der Block-
konfrontation ließ die vermeintliche Notwendigkeit, korrupte Regi-
me im Interesse der eigenen Sicherheit zu stützen, in den Hintergrund
treten. Die anschließend einsetzende Propagierung von Demokrati-
sierung, Rechenschaftspflicht und Transparenz lenkte das Augenmerk
der Finanz- und Entwicklungsinstitutionen und anderer Akteure auf
das Korruptionsproblem.
Dieses Problem weitete sich offensichtlich sogar aus, denn teilweise
schuf – etwa in den Übergangsländern – der Trend zu Privatisierung
und Deregulierung mannigfache neue Gelegenheiten auf dem Felde
der Korruption. Im ehemaligen Ostblock und anderswo blühten kor-
rupte Praktiken und organisierte Kriminalität, was wiederum Ängste
um die Sicherheit und Stabilität in diesen Regionen schürte. Zeit-
gleich führten in Westeuropa und Japan Medienberichte und Straf-
verfahren die weite Verbreitung der Korruption auch im eigenen Lan-
de vor Augen.
In dieser Phase nach dem Ende des Kalten Krieges wollten sowohl
die Geschäftswelt als auch die Regierung der Vereinigten Staaten die
Gelegenheit nutzten, um die Benachteiligung US-amerikanischer Fir-
men im Wettbewerb um ausländische Märkte zu beenden. Als Be-
nachteiligung jedenfalls wurden die Vorschriften des 1977, in der Ära
von Präsident Jimmy Carter, erlassenen Gesetzes über Korruptions-

praktiken im Ausland empfunden, das innerstaatliche Sanktionen für
Unternehmen vorsieht, die im Ausland korrupte Praktiken anwen-
den. Die Lösung wurde in der Schaffung eines internationalen Regi-
mes zur Ahndung der Zahlung von Bestechungsgeldern an Amtsträ-
ger gesehen. Nach ihrem Amtsantritt im Jahre 1993 verfolgte die Re-
gierung von Präsident Bill Clinton einen doppelten Ansatz in ihrem
Vorgehen gegen die Korruption im Wirtschaftsleben, indem sie zum
einen auf eine vermehrte Durchsetzungskraft im eigenen Lande ab-
zielte und zum anderen auf die Gewinnung internationaler Unterstüt-
zung für ein multilaterales Herangehen. Führende Persönlichkeiten
der Regierung Clinton warben in internationalen Foren für ihr Anlie-
gen und unterbreiteten unter anderem Vorschläge für eine Vereinba-
rung im Rahmen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD). Die Forderung nach multilateralen
Lösungen kam auch von der 1993 gegründeten nichtstaatlichen Or-
ganisation ›Transparency International‹2.
In den Vereinten Nationen war es die Generalversammlung, die das
Problem der Korruption in den neunziger Jahren mit der Verabschie-
dung einer Reihe von Entschließungen anging3. Auch außerhalb der
Weltorganisation gab es verschiedentlich internationale und regio-
nale Anstrengungen, die zunächst zur Ausarbeitung nicht-bindender
Vereinbarungen und schließlich zur Annahme mehrerer bindender
Rechtsinstrumente führten. In der Organisation der Amerikanischen
Staaten, der OECD, dem Europarat und der Afrikanischen Union ka-
men Anti-Korruptions-Abkommen zustande.
Zum ersten Mal in rechtsverbindlicher Form angesprochen wurde
das Thema im Rahmen der UN schließlich mit dem Übereinkommen
der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte
Kriminalität (United Nations Convention against Transnational Or-
ganized Crime)4, welches am 15. November 2000 von der General-
versammlung verabschiedet wurde und am 29. September 2003 in
Kraft getreten ist. Artikel 8 dieses Übereinkommens verlangt die Kri-
minalisierung der aktiven und passiven Bestechung von in- oder aus-
ländischen Amtsträgern oder Bediensteten einer internationalen Or-
ganisation wie auch die der Komplizenschaft bei Korruptionsstrafta-
ten. Außerdem werden die Vertragsstaaten angehalten, Maßnahmen
zur Förderung der Integrität ihrer Amtsträger sowie zur Verhütung,
Aufdeckung und Verfolgung etwaigen korrupten Fehlverhaltens die-
ses Personenkreises zu ergreifen (Art. 9).
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Den Präsidenten der 58. Ordentlichen Tagung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen, Juli-
an Robert Hunte, begrüßte Bundeskanzler Gerhard
Schröder am 24. Mai in seinem Arbeitszimmer im
Kanzleramt zu einem Gespräch über Themen der
internationalen Politik. Während seines Besuchs in
Berlin traf Hunte auch mit Bundesaußenminister
Joschka Fischer und Mitgliedern des Unteraus-
schusses ›Vereinte Nationen / Internationale Orga-
nisationen‹ des Auswärtigen Ausschusses des Deut-
schen Bundestages zusammen. Hunte, der zugleich
Außenminister von St. Lucia ist, hatte anläßlich sei-
ner Wahl zum Präsidenten erklärt, »es sei bemer-
kenswert, daß der Vorsitz ›dieses einzigartig wichti-
gen Gremiums der Weltgemeinschaft‹ nun an den
Vertreter des kleinsten Staates gehe, dem jemals
dieses Amt zugefallen sei. Dergestalt würden die
Vereinten Nationen im Einklang mit der Charta
ihren Glauben an die gleichen Rechte aller Staaten,
ob klein oder groß, bekräftigen« (VN 3/2003 S. 93).



Die Einsicht in die Notwendigkeit einer eigenen umfassenden Kon-
vention gegen die Korruption entstand im Verlauf der Verhandlun-
gen zum Übereinkommen gegen die grenzüberschreitende organi-
sierte Kriminalität. Angesichts der spezifischen Zielsetzung dieses
Übereinkommens schien es geraten, das vielschichtige Phänomen der
Korruption mit einem separaten Rechtsinstrument anzugehen.
Mit ihrer Resolution 55/61 vom 4. Dezember 2000 richtete die UN-
Generalversammlung einen Ad-hoc-Ausschuß für die Verhandlung
eines Übereinkommens gegen die Korruption ein und stattete diesen
mit dem Auftrag aus, ein möglichst breit angelegtes und wirkungs-
volles Rechtsinstrument auszuhandeln. In Umsetzung dieser Entsch-
ließung berief der Generalsekretär für die Zeit vom 30. Juli bis zum
3. August 2001 eine allen Mitgliedstaaten offenstehende Sachver-
ständigengruppe nach Wien ein, die Empfehlungen für ein Verhand-
lungsmandat ausarbeiten sollte. Die Experten legten ihre Empfeh-
lungen sodann der Kommission für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege vor, die im September des gleichen Jahres einen Reso-
lutionsentwurf zum vorgeschlagenen Mandat verabschiedete. Der
Entwurf wurde der Generalversammlung vorgelegt und von dieser
am 31. Januar 2002 mit ihrer Resolution 56/260 gebilligt. Schließlich
trat ein informelles Vorbereitungstreffen des Ad-hoc-Ausschusses
vom 4. bis 7. Dezember 2001 in Buenos Aires zusammen.
Richtig ernst wurde es mit den Verhandlungen im Frühjahr 2002, und
mit der siebenten Runde konnten sie schon Anfang Oktober 2003 zu
einem Abschluß gebracht werden. 129 Länder waren am Vorberei-
tungsprozeß beteiligt. Daß die Verhandlungen so rasch vorankamen,
ist zum einen dem Engagement einer Reihe von Staaten zu verdan-
ken, zum anderen der Tatsache, daß ein Großteil der Vorarbeit zum
Themenkomplex internationale Zusammenarbeit bereits im Zuge der
Ausarbeitung des Übereinkommens gegen die grenzüberschreitende
organisierte Kriminalität geleistet worden war. Sicherlich trugen auch
die Erfahrungen, die die Delegierten bei der Verhandlung der re-
gionalen Übereinkommen wie auch der Konvention zur organisierten
Kriminalität gewonnen hatten, mit zu diesem Erfolg bei. Außerordent-
lich hilfreich war es auch, daß das Büro der Vereinten Nationen für
Drogen- und Verbrechensbekämpfung (UNODC), das bei den Ver-
handlungen als Sekretariat diente, diese Aufgabe zuvor auch bei der
Ausarbeitung der Konvention zur organisierten Kriminalität und ei-
ner Reihe weiterer Übereinkommen wahrgenommen hatte.
Bei verschiedenen Themen gab es nennenswerte Differenzen zwi-
schen den Ländern des Nordens und des Südens: bei den Fragen der
Eintreibung von Vermögenswerten und der Geldwäsche, der beider-
seitigen Strafbarkeit und der unerlaubten Bereicherung sowie bei den
Bestimmungen über die Umsetzungsmechanismen. Bei anderen kon-
troversen Themen wie der Korruption im Privatsektor oder der Par-
teienfinanzierung herrschte zwar Übereinstimmung unter der Mehr-
zahl der Delegationen; diese kam aber nicht zum Tragen, da sich
hier eine Minderheit von mächtigen Staaten durchzusetzen ver-
mochte.

II. Die Bestimmungen des Übereinkommens

Das Übereinkommen bietet einen »umfassende(n) multidisziplinä-
re(n) Ansatz« (so die Präambel) zur Behandlung des Problems. Es
erfaßt die Angebots- wie auch die Nachfrageseite der Korruption –
also die aktive wie die passive Bestechung, die Unterschlagung oder
sonstige Veruntreuung staatlicher Vermögenswerte –, präventive und
Strafmaßnahmen, die innerstaatliche wie die grenzüberschreitende
Korruption, sowohl den öffentlichen als auch den privaten Sektor
und schließlich verbindliche und nicht-bindende Maßnahmen. Sein
übergreifendes Ziel ist der Einsatz von Mitteln, um die Korruption zu
verhindern und zu bekämpfen, die internationale Kooperation zu die-
sem Zweck zu stärken – etwa bei der Wiedererlangung von Vermö-
genswerten – und die Redlichkeit, die Rechenschaftspflicht und die

ordnungsgemäße Verwaltung der öffentlichen Angelegenheiten zu
fördern.
Eine Definition der Korruption findet sich in dem Übereinkommen
nicht, sie läßt sich jedoch aus den vielfältigen Beschreibungen von
Taten und Handlungen im Konventionstext herleiten und ist demnach
sehr breit anzulegen. So ist zum Beispiel nicht nur der Tatbestand der
Bestechung im öffentlichen Sektor erfaßt, sondern auch die Beste-
chung gegenüber Firmen; ebenfalls behandelt werden Vergehen wie
das der Veruntreuung. Auch wird der in der Konvention verwendete
Begriff ›Amtsträger‹ (public officials) recht weit ausgelegt: er um-
faßt Personen, die eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen oder eine
öffentliche Dienstleistung erbringen, und zwar sowohl als Angehöri-
ge des öffentlichen Dienstes wie auch als Inhaber von Wahlämtern.
Bedienstete internationaler Organisationen werden jedoch nur un-
zulänglich einbezogen.
Das UNCAC gliedert sich in 71 Artikel, die sich auf acht Kapitel ver-
teilen: (I) Allgemeine Bestimmungen, (II) Präventive Maßnahmen,
(III) Kriminalisierung und Gesetzesvollzug, (IV) Internationale Zu-
sammenarbeit, (V) Wiedererlangung von Vermögenswerten, (VI)
Technische Hilfe und Informationsaustausch, (VII) Mechanismen zur
Durchführung und (VIII) Schlußbestimmungen. Hier sollen die Kern-
elemente des Übereinkommens näher betrachtet werden.

Präventive Maßnahmen

Der umfassende Ansatz der Konvention zeigt sich insbesondere in
der Aufnahme eines kompletten eigenen Kapitels zur Prävention. Die
Bestimmungen decken sowohl den öffentlichen als auch den priva-
ten Sektor ab und sehen eine breite Palette von Maßnahmen vor. Die
meisten Artikel in diesem Kapitel beginnen mit einer verpflichten-
den Norm, überlassen die Entscheidung über Mittel und Wege der
Umsetzung jedoch der Vertragspartei; oftmals werden dazu Optio-
nen aufgelistet.
Das Kapitel zur Prävention enthält Bestimmungen zur Verhinderung
der Korruption im Justizwesen, im öffentlichen Dienst, im öffentli-
chen Beschaffungswesen und in der Verwaltung der öffentlichen Fi-
nanzen. Angesprochen werden etwa die Personalgewinnung im öf-
fentlichen Dienst, Verhaltenskodizes oder die Offenlegung von Ver-
mögenswerten. Maßnahmen wie die Einrichtung von Organen zur
Korruptionsprävention und die Ermutigung zu öffentlicher Rechen-
schaftslegung gehören zu den vorgeschlagenen Präventionsmaßnah-
men.
Auf das brisante Thema der Parteienfinanzierung wird in diesem Ka-
pitel nur äußerst vage eingegangen; die Vertragsstaaten werden le-
diglich dazu aufgerufen, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, »um die
Finanzierung von Kandidaturen für ein öffentliches Wahlamt und ge-
gebenenfalls die Finanzierung politischer Parteien transparenter zu
machen« (Art. 7 Abs. 3). Einige der heftigsten Diskussionen im Ver-
lauf der Konventionsverhandlungen hatten sich um den Vorschlag
einer rechtsverbindlichen Bestimmung zu diesem Gegenstand ge-
rankt. Für Demokratien ist das Thema von durchaus zentraler Be-
deutung; angesichts der Unterschiede der politischen Systeme und
Rechtsordnungen ist es aber im Rahmen eines internationalen Ab-
kommens nur schwer zu regeln. Eine Reihe von Staaten sieht in der
schwachen Aussage zur Parteienfinanzierung ein Defizit des Ver-
tragswerks.
Auch der Privatsektor wird in den Ausführungen zur Prävention nicht
ausgeklammert (Art. 12). Es sollen Maßnahmen getroffen werden,

»um Korruption im privaten Sektor zu verhindern, die Grundsätze der Rech-
nungslegung und -prüfung im privaten Sektor zu verstärken und gegebenen-
falls für den Fall, daß diesen Maßnahmen nicht entsprochen wird, wirksame,
angemessene und abschreckende zivil-, verwaltungs- oder strafrechtliche Sank-
tionen vorzusehen«.

Außerdem werden die Staaten aufgefordert, die Einrichtung von Kon-
ten, die nicht in den Geschäftsbüchern erscheinen, zu unterbinden.
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Ansonsten wird die Notwendigkeit einer Beteiligung der Zivilgesell-
schaft bei der Verhinderung und Bekämpfung der Korruption aner-
kannt (Art. 13); auch hier soll das Vertragswerk zur Bewußtseinsbil-
dung beitragen. Damit wird der Erkenntnis Rechnung getragen, daß
das Problem der Korruption nicht ohne die Unterstützung und Betei-
ligung der Öffentlichkeit angegangen werden kann.
Schließlich werden die Staaten auf eine Reihe von Maßnahmen ge-
gen die Geldwäsche von Korruptionserträgen verpflichtet. Jeder Ver-
tragsstaat ist gehalten, für Banken und Kreditinstitute des Nichtban-
kensektors ein umfassendes Regulierungs- und Aufsichtssystem ein-
zurichten, um von der Geldwäsche abzuschrecken und sie aufzu-
decken. Zudem fordert das Übereinkommen die Staaten auf, Mecha-
nismen zur Überprüfung verdächtiger Transaktionen und zur Verfol-
gung von Geldflüssen zu schaffen.

Kriminalisierung und Gesetzesvollzug

Das Kapitel über die Kriminalisierung der Korruption verpflichtet
die Vertragsstaaten auf das Verbot der Bestechung im In- und Aus-
land. Sie sind gehalten, mittels gesetzgeberischer und sonstiger Schrit-
te das Geben und Nehmen von Bestechungsgeldern im Hinblick auf
inländische oder ausländische Amtsträger als Straftat zu behandeln.
Auch soll die Steuerabzugsfähigkeit von Ausgaben, die dem Tatbe-
stand der Bestechung gleichkommen, untersagt werden – was bereits
Gegenstand einer nicht-bindenden Empfehlung der OECD war.
Als weitere Straftaten unter dem Übereinkommen gelten fortan die
»Veruntreuung, Unterschlagung oder sonstige Abzweigung von Ver-
mögensgegenständen durch einen Amtsträger« (Art. 17) sowie das
Waschen von Erträgen aus Korruptionsstraftaten (Art. 23) und eini-
ge mindere Vergehen. Das Gebot der Kriminalisierung der Geldwä-
sche ist besonders bemerkenswert, weil die diesbezüglichen Bestim-
mungen detaillierter ausgeführt sind als die Vorgaben bezüglich al-
ler anderen in der Konvention behandelten Verbrechen. Dies unter-
streicht die Bedeutung des Problems und die Notwendigkeit eines
einheitlichen Ansatzes zu seiner Lösung. Das UNCAC definiert den
Begriff der Geldwäsche recht umfassend und schließt dabei die Teil-
nahme an Geldwäschevergehen als Straftatbestand mit ein, ebenso
die Verabredung, den bloßen Versuch, die Beihilfe und die Anstif-
tung.
Fakultativ können die Regierungen weiterhin die folgenden Verge-
hen als Straftat ahnden: die mißbräuchliche Einflußnahme (Art. 18)
oder Wahrnehmung von Aufgaben (Art. 19), die unerlaubte Berei-
cherung (Art. 20), das Verheimlichen (Art. 24) und die Behinderung
der Justiz (Art. 25). Sorge wird ferner getragen für den Zeugenschutz
für Personen, »die in bezug auf in Übereinstimmung mit diesem Über-
einkommen umschriebene Straftaten aussagen« (Art. 32), wie auch
für Hinweisgeber (whistleblowers), die vor unfairer Behandlung ge-
schützt werden sollen (Art. 33). Einen bedauerlichen Mangel stellt es
dar, daß die Schutzbestimmung zugunsten von Hinweisgebern nur
fakultativ ist. Fakultative Straftatbestände sind Bestechung und Ver-
untreuung im privaten Sektor (Art. 21 und 22).
Bei der Ausarbeitung des UNCAC hatte sich die Debatte darüber, ob
Korruption im Privatsektor auch als Korruptionsstraftatbestand an-
zusehen sei, zum handfesten Streitpunkt entwickelt. Vorstöße in die-
se Richtung gingen von der Europäischen Union aus und erfuhren
die Unterstützung zahlreicher Länder, etwa der lateinamerikanisch-
karibischen Regionalgruppe, sowie der Internationalen Handels-
kammer. Hier hätte es zu einem Durchbruch kommen können, doch
setzte sich die US-Delegation mit ihrem Widerstand gegen die Auf-
nahme verbindlicher Bestimmungen5 durch.
Weitere wichtige Bestimmungen betreffen die Möglichkeit einer wirk-
samen Regreßregelung bei Korruptionstatbeständen. Eine davon ist
die Erfordernis, daß die Vertragsstaaten die Verantwortlichkeit juri-
stischer Personen begründen – hier sind also Firmen als solche be-
troffen – und diese straf- oder zivilrechtlich für ihre Taten zur Ver-

antwortung ziehen (Art. 26). Art. 35 verlangt, daß jeder Vertragsstaat
sicherstellt,

»daß Stellen oder Personen, die infolge einer Korruptionshandlung einen Scha-
den erlitten haben, berechtigt sind, die für diesen Schaden Verantwortlichen
auf Schadensersatz zu verklagen«.

Gegen Ende der Verhandlungen waren in der amerikanischen Ge-
schäftswelt Befürchtungen erwacht, daß diese Bestimmungen Tür
und Tor für ausgedehnte Gerichtsverfahren öffnen könnten. Um die-
se Gefahr gar nicht erst aufkommen zu lassen, gelang es den Verei-
nigten Staaten in letzter Minute, eine ihnen genehme Kommentie-
rung Niederschlag in den vorbereitenden Materialien finden zu las-
sen.
Bemerkenswert erscheint auch, daß die Konvention »gegebenen-
falls« lange Verjährungsfristen ermöglicht. Zwar ist die entsprechen-
de Bestimmung (Art. 29) recht vage gehalten, doch ist sie deshalb
von Bedeutung, weil nicht alle Länder über lange Verjährungsfristen
verfügen, was ihre Möglichkeiten zur Verfolgung von Korruptions-
straftaten einschränkt.

Internationale Zusammenarbeit

Mit dem der internationalen Zusammenarbeit gewidmeten Kapitel
IV des UNCAC wird ein umfassendes System gegenseitiger Rechts-
hilfe eingerichtet; seine Bestimmungen gehören tendenziell zu den
wichtigsten des gesamten Übereinkommens. Es enthält detaillierte
technische Vorkehrungen materieller Art zur Stärkung der interna-
tionalen Zusammenarbeit in Strafsachen und zu spezifischen Aspek-
ten der Strafrechtspflege (Art. 48). Dazu gehören etwa gemeinsame
Ermittlungen (Art. 49) oder der Einsatz besonderer Ermittlungsme-
thoden (Art. 50). Die meisten Bestimmungen dieses Kapitels sind
bindend und ähneln vergleichbaren Bestimmungen des Übereinkom-
mens gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität.
Die Auslieferung wegen Straftaten im Sinne des UNCAC ist in Art.
44 geregelt; allgemein kommt sie in Frage, »soweit die Straftat, de-
retwegen um Auslieferung ersucht wird, nach dem innerstaatlichen
Recht sowohl des ersuchenden als auch des ersuchten Vertragsstaats
strafbar ist«. Für den Fall, daß zwischen zwei Staaten kein Ausliefe-
rungsvertrag besteht, kann die Konvention als Rechtsgrundlage für
eine Überstellung dienen. Die Vertragsstaaten sind gehalten, Zeugen-
aussagen zur Verwendung in Gerichtsverfahren zu sammeln und
weiterzuleiten, Rechtshilfe bei der Untersuchung und Verfolgung
von Straftaten zu leisten und den Informationsaustausch über ein-
schlägige Strafsachen zu gewährleisten. Sie haben Schritte zur Ver-
besserung der Zusammenarbeit in der Strafrechtspflege im Hinblick
auf Korruptionsstraftaten zu unternehmen, wozu auch die Möglich-
keit der Einrichtung gemeinsamer Ermittlungsgruppen (Art. 49) oder
des Einsatzes besonderer Ermittlungsmethoden wie etwa der kon-
trollierten Lieferung, der elektronischen Überwachung oder ver-
deckter Einsätze gehört (Art. 50, Abs. 1).
Hart umkämpft war die Bestimmung des Kapitels IV, die eine Wei-
gerung von Vertragsstaaten zur Leistung von Rechtshilfe unter Be-
rufung auf das Bankgeheimnis ausschließt (Art. 46 Abs. 8). Dies gilt
auch für die Vorschrift, daß Regierungen Rechtshilfeleistungen nur
dann unter Berufung auf das Fehlen einer ›beiderseitigen Strafbar-
keit‹ versagen können, wenn die Rechtshilfe Zwangsmaßnahmen
umfassen würde oder das Ersuchen Bagatellsachen betrifft (Art. 46
Abs. 9). Beiderseitige Strafbarkeit bedeutet, daß bei einem Wunsch
eines Staates nach Rechtshilfeleistungen in Form von Ermittlungen
oder Strafverfolgung durch einen anderen Staat die unterstellten
Straftaten in beiden Staaten in vergleichbarer Weise der Pönalisie-
rung unterfallen müssen. Während der Verhandlungen über die Kon-
vention bestanden zahlreiche Industrieländer auf diesem Erfordernis
der beiderseitigen Strafbarkeit, während die Entwicklungsländer sie
als entbehrlich betrachteten, da sie die Rechtshilfe nur unnötig ein-
zuschränken drohe. Dies war bis zum Schluß der Verhandlungen
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strittig; der endgültige Wortlaut des Übereinkommens an dieser Stel-
le ist Ergebnis eines echten Kompromisses.
Eine deutliche Schwäche der Anti-Korruptions-Konvention besteht
sicherlich darin, daß eine Jurisdiktion auf der Grundlage der Staats-
angehörigkeit nicht vorgeschrieben wird. Diese würde bedeuten, daß
ein Vertragsstaat Korruptionshandlungen seiner Bürger verfolgen
kann ohne Rücksicht darauf, wo die Straftat begangen wurde. Bei ei-
ner Jurisdiktion auf der Grundlage des Territorialitätsprinzips hinge-
gen werden nur Straftaten verfolgt, die zumindest teilweise im Ho-
heitsgebiet des betreffenden Landes begangen wurden. Damit kön-
nen nur Staatsbürger belangt werden, deren Taten einen gewissen
örtlichen Bezug zum Heimatland aufweisen, was die Strafverfol-
gung ihrer im Ausland begangenen einschlägigen Handlungen unter
Umständen erheblich behindern kann.

Wiedererlangung von Vermögenswerten

Schon vor Beginn der Verhandlungen wurde die Wiedererlangung
von Vermögenswerten als ein zentraler Gegenstand eines Überein-
kommens angesehen. Einer im Vorfeld erstellten Studie zufolge be-
zifferten die Regierungen Haitis, Irans, Nigerias, Pakistans, Perus,
der Philippinen und der Ukraine die Verluste, die aus (auf ausländi-
sche Bankkonten geschleusten) Bestechungsgewinnen ehemaliger
Amtsträger stammten, für die Zeit von 1995 bis 2001 auf Hunderte
von Millionen US-Dollar. Der einstige zairische Diktator Mobutu
Sese Seko soll sich um 5 Mrd Dollar bereichert haben – ein Betrag,
der der damaligen Auslandsschuld seines Landes entsprach.
Die Diskussionen brachten eine Reihe detaillierter Bestimmungen
hervor, darunter Vorgaben zur Identifizierung von Bankkunden (Art.
52) oder spezifische Maßnahmen, die den Vertragsstaaten die Wie-
dererlangung von Vermögensgegenständen insbesondere durch Ein-
ziehung ermöglichen (Art. 53, 54, 55). Der Text des UNCAC spie-
gelt einen Kompromiß wider zwischen den Bedürfnissen der Staa-
ten, die die Rückgabe von Vermögenswerten erwirken wollen, und
den rechtlichen und prozeduralen Erfordernissen jener Länder, an die
das Ersuchen gerichtet wird. Damit wurde die Frage der Wiederer-
langung von Vermögenswerten erstmals in einer auf weltweite Gül-
tigkeit abzielenden Vereinbarung festgeschrieben6.
Das Kapitel über die Wiedererlangung von Vermögenswerten um-
faßt mehrere Seiten detaillierter Bestimmungen im Hinblick auf das
Aufspüren, Einfrieren, Einziehen und Wiedererlangen von Korrupti-
onserträgen. Es stellt damit einen erfreulichen Durchbruch für die in-
ternationalen Bemühungen zugunsten der Rückgabe gestohlener Ver-
mögenswerte dar. Die UNCAC spricht von einem »Grundprinzip«,
bei dessen Durchsetzung die Vertragsstaaten »im größtmöglichen
Umfang« zusammenarbeiten und einander unterstützen sollen (Art.
51).
Konkret fordert der Artikel über die »Verhinderung und Aufdeckung
der Übertragung von Erträgen aus Straftaten« (Art. 52) die Vertrags-
staaten dazu auf, ihren Kreditinstituten ein striktes Vorgehen bei der
Identifizierung ihrer Kundschaft abzuverlangen, indem sie insbeson-
dere bei der Überprüfung der Identität der Inhaber von Konten mit
hohem Wert und von Personen, »die mit herausragenden öffentli-
chen Aufgaben betraut sind oder waren, und deren Familienangehö-
rigen und engen Partnern« (Abs. 1), besondere Sorgfalt walten las-
sen. Die Kontrollfunktion der Vertragsstaaten hinsichtlich der Ban-
kenaufsicht wird ebenso eingefordert wie die Verhinderung der Grün-
dung sogenannter Phantombanken, die nicht über eine physische Prä-
senz verfügen und die keiner regulierten Finanzgruppe angegliedert
sind (Abs. 2-4). Allerdings brauchen die Vertragsstaaten es lediglich
in Erwägung zu ziehen, wirksame Regelungen für die Offenlegung
der finanziellen Situation von Amtsträgern – einschließlich ihrer et-
waigen ausländischen Finanzkonten – zu schaffen (Abs. 5-6).
Verbindlich sind hingegen die Kernelemente des Kapitels, wonach
die Vertragsstaaten sicherstellen sollen, daß anderen Vertragsstaaten

die Wiedererlangung von Korruptionserträgen durch zivilrechtliche
Schritte im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht oder aber im
Rahmen internationaler Vereinbarungen zur Einziehung ermöglicht
wird (Art. 54, 55). Weitere Bestimmungen regeln, daß auf Grund des
Ersuchens eines Vertragsstaats um Einziehung der ersuchte Staat
seine Behörden anweist, die fraglichen Erträge einzuziehen oder si-
cherzustellen (Art. 55 Abs. 1-3).
Ferner nennt das UNCAC zusätzliche Felder der internationalen Zu-
sammenarbeit im Hinblick auf die Wiedererlangung von Vermögens-
werten, so etwa die Weiterverfolgung und Sicherstellung von Kor-
ruptionserträgen und die Weiterleitung von Informationen darüber an
andere Staaten, auch wenn kein vorheriges Ersuchen vorliegt.
Die Vertragsstaaten müssen zudem Gewähr dafür tragen, daß einge-
zogene Vermögensgegenstände dem ersuchenden Staat beziehungs-
weise dem rechtmäßigen Eigentümer zurückgegeben werden. Die Be-
stimmungen bezüglich der Rückführung eingezogener Vermögens-
werte unterscheiden danach, aus welcher Art von Straftat die Gelder
stammen. Im Falle der Veruntreuung öffentlicher Gelder oder deren
Geldwäsche werden die eingezogenen Vermögenswerte unmittelbar
an den ersuchenden Staat zurückgegeben. Im Falle der Erträge aus
anderen unter das Übereinkommen fallenden Straftaten sind diese
Werte dem ersuchenden Staat zu übereignen, sofern dieser seinen
Besitzanspruch nachweisen kann oder der entstandene Schaden fest-
gestellt ist. In allen anderen Fällen sind die konfiszierten Werte an
den ersuchenden Staat zurückzuübereignen, dem früheren rechtmä-
ßigen Eigentümer wiederzugeben oder die Opfer der Straftat zu ent-
schädigen.

Technische Hilfe und Informationsaustausch

In dem Übereinkommen findet sich ein eigenes Kapitel über techni-
sche Hilfe und Informationsaustausch, dem potentiell große Bedeu-
tung zukommt – insbesondere was seine Bestimmungen zur Durch-
führung des UNCAC mittels wirtschaftlicher Entwicklung und tech-
nischer Hilfe angeht (Art. 62).
Kapitel VI sieht die Schaffung von Ausbildungsprogrammen durch
die Vertragsstaaten für ihr mit der Korruptionsbekämpfung befaßtes
Personal vor, um die Entwicklung und Planung strategischer Anti-
Korruptions-Maßnahmen voranzutreiben und um die zuständigen Be-
hörden zum Umgang mit Rechtshilfeersuchen und der Rückführung
von Korruptionserträgen zu befähigen (Art. 60). Außerdem werden
die Vertragsstaaten ermutigt, Analysen der Tendenzen auf dem Ge-
biet der Korruption vorzunehmen und ihre Resultate den anderen
Ländern zugänglich zu machen. Besonderes Augenmerk soll dabei
auf der Erarbeitung gemeinsamer Definitionen, Methoden und opti-
maler Praktiken zur Bekämpfung der Korruption liegen (Art. 61).
Vor allem den Entwicklungsländern soll Hilfe zuteil werden. Die
Vertragsstaaten werden ersucht, konkrete Anstrengungen zu unter-
nehmen, um den Entwicklungs- sowie den Übergangsländern »so-
weit wie möglich« technische und materielle Hilfe zukommen zu
lassen, um sie wirksam in ihrem Kampf gegen die Korruption zu un-
terstützen und um ihnen die erfolgreiche Umsetzung des Überein-
kommens zu ermöglichen (Art. 62 Abs. 2).

Mechanismen zur Durchführung

Mit dem Kapitel VII wird ein internationaler Rahmen zur regelmäßi-
gen Evaluierung der Erreichung der Ziele des UNCAC durch die Ver-
tragsstaaten, zur Einschätzung des Unterstützungsbedarfs im Hin-
blick auf die Korruptionsbekämpfung sowie zur Koordinierung der
Entwicklungshilfe auf diesem Feld geschaffen. Bei der Ausarbeitung
des Übereinkommens hatte sich die Debatte um die Schaffung eines
Kontrollmechanismus oder -organs als höchst kontrovers erwiesen;
eine Entscheidung über seine genaue Beschaffenheit wurde an die
künftige Konferenz der Vertragsstaaten überwiesen.
Eine Konferenz der Vertragsstaaten ist innerhalb eines Jahres nach
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Inkrafttreten des UNCAC einzuberufen (Art. 63). Diese Konferenz
wird danach zu regelmäßigen Tagungen zusammentreten und soll als
Forum zur Überprüfung der Umsetzung durch die Vertragsparteien,
zur Erleichterung ihrer Aktivitäten und für den von dem Vertrags-
werk geforderten Informationsaustausch dienen. Ferner ist es Aufga-
be der Vertragsstaatenkonferenz, sich eine Geschäftsordnung zu ge-
ben und Regeln für die Umsetzung des UNCAC festzulegen. Dazu
gehören die Einwerbung freiwilliger Beiträge, die periodische Über-
prüfung der Durchführung des Übereinkommens seitens der Vertrags-
staaten und die Abgabe von Empfehlungen zur Verbesserung des
Übereinkommens und seiner Umsetzung.
Der Prüfung durch die Vertragsstaatenkonferenz unterliegt es auch,
wie die Informationen der Staaten am wirksamsten entgegenzuneh-
men und zu behandeln sind. Zudem kann sie, »falls sie dies für er-
forderlich erachtet«, zur Unterstützung der wirksamen Durchfüh-
rung des Übereinkommens einen geeigneten Mechanismus einrich-
ten. Sie muß sich von den Vertragsstaaten und »gegebenenfalls durch
zusätzliche Überprüfungsmechanismen« über die Implementierung
des Vertragswerks und die damit verbundenen Schwierigkeiten in
Kenntnis setzen lassen (Art. 63). Jeder Vertragsstaat ist gehalten, über
seine Programme, Pläne und Verfahrensweisen sowie über gesetzge-
berische und verwaltungsrechtliche Maßnahmen zur Umsetzung des
Übereinkommens zu informieren, »soweit dies von der Konferenz
der Vertragsstaaten verlangt wird« (Abs. 6).
Bereits zu Beginn der Verhandlungen hatte eine Reihe von Industrie-
ländern Modellvorschläge für einen Kontrollmechanismus unter-
breitet7. Widerstand kam von zwei Seiten: zum einen favorisierten
etliche asiatische und afrikanische Staaten eine Entscheidung über
die Überwachungsmodalitäten erst nach Inkrafttreten der Konventi-
on. Sie befürchteten, daß sonst ein System geschaffen würde, wel-
ches die schwächeren Länder benachteiligen und möglicherweise ih-
re Souveränität antasten könnte. Zum anderen waren andere Staaten
– darunter Deutschland, Frankreich, Japan, die USA und einige Län-
der des Commonwealth – zwar dem Gedanken einer regelmäßigen
Berichterstattung gegenüber aufgeschlossen, widersetzten sich je-
doch der Einrichtung eines Überwachungsorgans.

III. Eine erste Evaluierung

In Kraft treten wird das Übereinkommen, wie in den Schlußbestim-
mungen des Kapitels VIII vorgesehen, nach der 30. Ratifikation (Art.
68). Allgemein rechnet man damit, daß dieses Erfordernis bis Ende
2005 erfüllt sein wird. Es ist dennoch von größter Bedeutung, daß
diese Mindestzahl rasch erreicht und übertroffen wird und daß der
Kreis der Vertragsstaaten die Staatenwelt möglichst getreu wider-
spiegelt: Industrie- wie Entwicklungsländer und alle Regionen. Na-
turgemäß wird noch eine gewisse Zeit verstreichen, bevor sich die
einzelnen Staaten durch einen rechtsverbindlichen Akt den Ver-
pflichtungen des Übereinkommens unterwerfen, müssen sie doch die
Auswirkungen seiner Umsetzung auf ihre bestehende Gesetzgebung,
ihre Behörden und Verfahren einer sorgfältigen Prüfung unterzie-
hen8.
Mit seinen Bestimmungen zur internationalen Zusammenarbeit und
zur Wiedererlangung von Vermögenswerten könnte das UNCAC tat-
sächlich eine Menge bewirken. Diese bergen nämlich ein großes Po-
tential im Hinblick auf die grenzüberschreitende Aufspürung, Ver-
folgung und Ahndung von Korruptionsstraftaten. Die Vorgaben zur
Eintreibung von Vermögenswerten setzen ein bedeutendes Signal;
Folgemaßnahmen sind unbedingt angebracht9.
Auch die Ziele hinsichtlich der Prävention und des Gesetzesvollzugs
auf der nationalen Ebene, die sowohl die aktive als auch die passive
Korruption umfassen, sind begrüßenswert. Für Zwecke der Präventi-
on gibt das Vertragswerk eine wertvolle Handreichung in Gestalt ei-
nes Normenkatalogs, wenngleich zahlreiche Maßgaben noch reich-

lich Interpretationsspielraum lassen und viele Bestimmungen nicht
bindend sind. Besonders unglücklich ist der Umstand, daß die Aus-
sagen zur Transparenz der Parteienfinanzierung derart stark verwäs-
sert wurden. Freilich muß ein derartiges Vertragswerk auch hinrei-
chend Raum lassen, damit den Unterschieden in den rechtlichen und
politischen Systemen sowie in der Wirtschaftsordnung der einzelnen
Staaten Rechnung getragen werden kann.
In Sachen Strafverfolgung von Korruptionsstraftaten auf der natio-
nalen Ebene fällt der Text des Übereinkommens an zahlreichen Stel-
len weniger unbestimmt aus als im Kapitel über die Prävention. Das
Vertragswerk wird sich hier vermutlich harmonisierend auswirken,
indem es für alle Staaten ein gewisses Maß an Einheitlichkeit hin-
sichtlich dessen, was hier als Straftat anzusehen ist, einführt. Bezüg-
lich der Korruption im öffentlichen Sektor wie etwa beim Tatbestand
der Veruntreuung oder anderer Unterschleife wird eine große Spann-
breite ins Visier genommen; andererseits dürfte die hohe Zahl von
Fakultativklauseln zahlreiche unterschiedliche gesetzliche Regelun-
gen in den einzelnen Staaten nach sich ziehen. Transnationale Unter-
nehmen und andere grenzüberschreitend operierende Firmen müssen
in Anbetracht möglicher Abweichungen die nationale Gesetzgebung
der einzelnen Staaten im Blick behalten. Schließlich ist es enttäu-
schend, daß die Bestimmungen zur Strafverfolgung von Korruption
innerhalb des Privatsektors und zur diesbezüglichen nationalen Ge-
setzgebung bloß fakultativ sind; zu hoffen bleibt, daß sich diese De-
fizite zu einem späteren Zeitpunkt ausräumen lassen.
Auf all diesen Feldern werden die Auswirkungen des UNCAC gewiß
dann deutlich zu spüren sein, wenn die Industrieländer das Überein-
kommen nicht nur zu Hause umsetzen, sondern auch ihre im UNCAC
niedergelegten Verpflichtungen zum Ausbau der einschlägigen Ka-
pazitäten der Entwicklungsländer ernst nehmen, also technische und
finanzielle Hilfe zu leisten bereit sind. Das UNCAC bietet hier die
Möglichkeit eines internationalen Rahmens für eine derartige Unter-
stützung, die dem weltweiten Kampf gegen die Korruption echten
Auftrieb geben könnte. Die Konvention enthält die Empfehlung, daß
eine solche Unterstützung soweit wie möglich bestehende Vorhaben
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1 Vgl. Ernst-Otto Czempiel, Die Reprivatisierung der Weltwirtschaft. Die Vereinten
Nationen und die transnationalen Unternehmen, VN 5/1989 S. 149ff. Die ausländi-
schen Direktinvestitionen waren von 67,7 Mrd US-Dollar im Jahre 1960 auf 713,5
Mrd 1985 gestiegen (die in den Entwicklungsländern von 0,7 auf 19,2 Mrd Dollar).

2 Vgl. Peter Eigen / Margit van Ham, Inseln der Integrität. Der Anti-Bestechungs-Pakt
– ein Vorschlag von ›Transparency International‹, VN 4/1995 S. 151ff.

3 So der ›Internationale Verhaltenskodex für Amtsträger‹, der mit Resolution 51/59
der Generalversammlung v. 12.12.1996 verabschiedet wurde; die ›Erklärung der
Vereinten Nationen gegen Korruption und Bestechung bei internationalen Handels-
geschäften‹, verabschiedet mit Resolution 51/191 v. 16.12.1996; die Festlegung auf
›Internationale Zusammenarbeit gegen Korruption und Bestechung bei internationa-
len Handelsgeschäften‹ in Resolution 52/87 v. 12.12.1997.

4 Vgl. Burkhard Dammann / Dimitri Vlassis, Stärkung des internationalen Strafrechts.
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität, VN 6/2001 S. 222ff.

5 Ein amerikanischer Delegierter erklärte: »Bestechung im Privatsektor ist in den Ver-
einigten Staaten keine Straftat. Wir kommen diesem Problem auf andere Weise bei.«

6 So war die Wiedererlangung von Vermögenswerten bereits Gegenstand des Inter-
amerikanischen Übereinkommens gegen die Korruption vom März 1996 und des
Übereinkommens zur Verhütung und Bekämpfung der Korruption der Afrikanischen
Union vom Juli 2003.

7 Beispielsweise wurde die Schaffung eines Vertragsorgans aus zehn von den Ver-
tragsstaaten gewählten Sachverständigen vorgeschlagen.

8 Anzumerken ist in diesem Zusammenhang, daß die Staaten das UNCAC mit Vorbe-
halten ratifizieren können, in denen sie ausdrücklich erklären, durch welche Bestim-
mungen sie sich nicht gebunden sehen. Zudem können sie von dem Übereinkommen
ein Jahr nach entsprechender schriftlicher Notifikation zurücktreten.

9 Nicht alle Hindernisse hinsichtlich der Wiedererlangung von Vermögenswerten las-
sen sich durch gesetzgeberische Maßnahmen aus dem Wege räumen. Eine Rolle
spielen auch die Komplexität der Fälle, der erforderliche Sachverstand, der zu trei-
bende hohe Aufwand, die Unvereinbarkeit der unterschiedlichen verfahrensmäßigen
Schutzmechanismen unter dem Zivil- und dem Strafrecht und schließlich auch poli-
tische Erwägungen. Letztere kommen vor allem dann ins Spiel, wenn der ersuchen-
de Staat von zweifelhafter Legitimität ist oder selbst im Verdacht der Korruption
steht.

10 Das neue Prinzip gibt als Norm vor, daß sich die Unternehmen gegen alle Ausprä-
gungen der Korruption einschließlich Verlangen nach unrechtmäßiger Vergütung und
Bestechung wenden sollen. (»Business should work against corruption in all its forms,
including extortion and bribery.«)



der Entwicklungshilfe ergänzen soll; sie sollte nicht auf einer Umlei-
tung von Mitteln aus anderen Hilfsprogrammen beruhen.
Die weitreichende Bedeutung der Korruptionsbekämpfung für die
Entwicklungsländer hat Generalsekretär Kofi Annan anläßlich der
Verabschiedung des UNCAC durch die Generalversammlung ein-
dringlich beschrieben:

»Die Korruption trifft die Armen unverhältnismäßig stark – indem für Zwek-
ke der Entwicklung vorgesehene Mittel abgezweigt werden, indem die Fähig-
keit einer Regierung, grundlegende Dienste bereitzustellen, untergraben wird,
indem Ungleichheit und Ungerechtigkeit gefördert, ausländische Investitio-
nen und Hilfsleistungen aber entmutigt werden.«

Die eigentliche Durchsetzungskraft des Übereinkommens hängt zu
großen Teilen von der Verpflichtung der Staaten auf seine umfassen-
de Umsetzung ab. Damit diese Verpflichtung eingehalten wird, ist es
unumgänglich, daß ein detaillierter Durchführungsmechanismus aus-
gearbeitet wird. Werden Überlegungen zu einem derartigen Kon-
trollmechanismus erst nach dem Zusammentreten der Konferenz der
Vertragsstaaten angestellt, so würde dies in der Frage der Überwa-
chung eine enorme Verzögerung, wenn nicht nachhaltige Behinde-
rung bedeuten. Deshalb sollte die Arbeit an einem politisch tragfähi-
gen Mechanismus schon jetzt in Angriff genommen werden.
Das Potential der Konvention läßt sich daran ermessen, daß sie schon
vor ihrem Inkrafttreten eine Reihe von Organisationen dazu veran-
laßt hat, Überlegungen im Blick auf die besten Verfahren zu ihrer
Umsetzung anzustellen. Das UNODC in Wien, das für das UNCAC

zuständige Sekretariat stellend, bereitet derzeit einen Leitfaden für
die nationale Gesetzgebung vor und beabsichtigt die Abhaltung re-
gionaler Werkstattseminare zwecks Hilfestellung für die Staaten.
Hierbei arbeitet das UNODC eng mit dem UNDP und anderen Ein-
richtungen des Verbandes der Vereinten Nationen zusammen. Das
Commonwealth-Sekretariat bereitet ebenfalls einen Leitfaden zu
den bestmöglichen Praktiken der Umsetzung vor und hat eine Ar-
beitsgruppe zum Thema der Wiedererlangung von Vermögenswer-
ten eingerichtet. Auch Transparency International beabsichtigt, An-
leitungen für staatliche Behörden und nichtstaatliche Organisationen
zur Verfügung zu stellen, so etwa Empfehlungen zur Anpassung der
jeweiligen nationalen Gesetzgebung wie zur Förderung der Ratifika-
tionsbereitschaft und der Umsetzung des Übereinkommens.
Eine besondere Ermutigung stellt es dar, daß sich die wichtigsten
Industrieländer in der Abschlußerklärung des G-8-Gipfels von Sea
Island in Georgia vom 10. Juni 2004 zur baldigen Ratifikation des
UNCAC und zur Unterstützung insbesondere der Entwicklungslän-
der bei der Erreichung der Konventionsziele bekannt haben. Zwei
Wochen später bekundeten auch Unternehmen aus aller Welt ihre Un-
terstützung für die internationalen Bemühungen zur Eindämmung
der Korruption: am 24. Juni 2004 wurde den bisher neun Grundsät-
zen des 1999/2000 lancierten Globalen Paktes als zehntes Prinzip ei-
nes zum Vorgehen gegen die Korruption hinzugefügt10. Diese bei-
den aktuellen Ereignisse mögen noch keinen endgültigen Durch-
bruch darstellen, aber sie sind doch Zeichen der Hoffnung.
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Staatliche Souveränität und Schutz der Arbeitsmigranten
Nach dem Inkrafttreten der Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer

PETER A. KÖHLER

Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitsmigranten stellen
sich oftmals als eine »stille Krise der Menschenrechte« dar. So Pra-
sad Kariyawasam aus Sri Lanka, Vorsitzender des Ausschusses zum
Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer1 und ihrer Familien-
angehörigen (Committee on the Protection of the Rights of All Mi-
grant Workers and Members of Their Families, CMW), in Anlehnung
an eine Formulierung von UN-Generalsekretär Kofi Annan. Der
CMW ist das jüngste Vertragsorgan des internationalen Menschen-
rechtsschutzes. Zum ersten Male trat das Gremium vom 1. bis 5.
März 2004 in Genf zusammen; die zweite Tagung ist für Juli 2005
vorgesehen. Es wurde unter der am 1. Juli 2003 in Kraft getretenen
Internationalen Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderar-
beitnehmer und ihrer Familienangehörigen (International Conven-
tion on the Protection of the Rights of All Migrant Workers and
Members of Their Families)2 zwecks »Überprüfung der Anwendung
dieser Konvention« von den Vertragsstaaten eingerichtet. Vorsitzen-
der Kariyawasam äußerte sich am Schluß der ersten Tagung zufrie-
den über die Zusammenarbeit im Ausschuß. Er wies darauf hin, daß
weltweit über 120 Millionen Menschen als Arbeitsmigranten außer-
halb ihres Heimatlands einer Beschäftigung nachgehen. Angesichts
dessen und der Erwartung, daß die Zahl der Wanderarbeitnehmer in
Zukunft noch weiter wachsen wird, mache allerdings die geringe Ak-
zeptanz der Konvention betroffen. Bislang haben nur 25 Staaten die-
ses Übereinkommen ratifiziert3.

I. Der Ausschuß für die Rechte der Wanderarbeitnehmer
Die weltweite Durchsetzung universal gültiger Menschenrechte ge-
hört zu den wesentlichen Anliegen der Vereinten Nationen seit ihrer
Gründung. Die »Achtung vor den Menschenrechten und Grundfrei-
heiten für alle ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der Spra-

che oder der Religion zu fördern und zu festigen«, wird im Zielkata-
log der Charta unter Artikel 1, Ziffer 3 aufgeführt. Von Anfang an
war die Idee der Universalität der Menschenrechte auch der Ansatz-
punkt dafür, die engen Grenzen zu durchbrechen, die die Charta den
Befugnissen der Organisation setzt, denn jenen Rechten kann Ach-
tung oftmals allein dadurch erwiesen werden, daß man eine Verän-
derung der Lebensbedingungen der Menschen in Angriff nimmt. Seit
jeher berührt dies aber notwendig auch solche »Angelegenheiten, die
ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören«
(Art. 2 Ziff. 7 der Charta). Dies um so mehr, als es die Vereinten Na-
tionen nicht bei der Setzung abstrakter Standards für die Menschen-
rechte bewenden ließen. Die materielle Einhaltung dieser Rechte soll,
wenn sie nach den Gegebenheiten des internationalen Systems schon
nicht erzwungen werden kann, durch die Einrichtung völkerrechtli-
cher Überprüfungsmechanismen wenigstens überwacht werden. Man
kann dies als einen Erfolg des Bestrebens der Vereinten Nationen wer-
ten, die Evolution der Menschenrechte von einem vom deklaratori-
schen Appell zu einem Implementationsregime voranzubringen. Die
erste derartige völkerrechtsvertragliche Körperschaft war der 1969 im
Kontext des Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder
Form von Rassendiskriminierung eingerichtete Ausschuß für die Be-
seitigung der Rassendiskriminierung (CERD). Mit von den Vertrags-
staaten gewählten Experten besetzt, die ihr Amt kraft persönlicher
Kompetenz ausüben, war dieses Sachverständigengremium in ge-
wisser Weise das Modell für die später, etwa für die beiden Menschen-
rechtspakte, eingerichteten Expertenausschüsse. Der CMW ist in die-
sem inzwischen zu einem UN-spezifischen Überwachungssystem
gewachsenen Komplex die siebente Institution4.
Der Ausschuß, der jährlich zusammentreten soll, besteht aus zehn
Sachverständigen5 »von hohem sittlichem Ansehen, Unparteilich-
keit und anerkannter Sachkenntnis auf dem von der Konvention er-



faßten Gebiet« (Art. 72 Abs. 1b der Konvention). Sie erfüllen ihr
Mandat »in ihrer persönlichen Eigenschaft« (Art. 72 Abs. 2b). Bei
ihrer Wahl sollen die Vertragsstaaten eine ausgewogene geographi-
sche Verteilung »unter Einbeziehung der Herkunftsstaaten wie der
Beschäftigungsstaaten« beachten (Art. 72 Abs. 2a), eine Vorgabe,
die aktuell nicht erfüllt werden konnte. Bislang ist nämlich noch kein
Beschäftigungsstaat der Konvention beigetreten6. Einziger Vertrags-
staat aus Europa ist Bosnien-Herzegowina.
Die Vertragsstaaten legen erstmals ein Jahr nach Ratifikation des
Übereinkommens und sodann alle fünf Jahre dem Ausschuß einen
Bericht über die von ihnen zur Realisierung der Konventionsinhalte
getroffenen gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen vor. Da-
bei haben sie gegebenenfalls auch auf die Schwierigkeiten hinzuwei-
sen, die eine Durchführung der Konvention behindern, und »Anga-
ben über die Merkmale der Wanderungsbewegungen zu übermit-
teln« (Art. 73), von denen der Vertragsstaat jeweils betroffen ist.
Richtlinien für Form und Inhalt der Staatenberichte hat der CMW auf
seiner ersten Tagung entworfen. Sollten endlich auch Beschäftigungs-
länder dem Übereinkommen beitreten, so könnten durch diese Be-
richte tatsächlich Ursachen und Richtung der ›Wanderungsbewegun-
gen‹ erkannt werden, die gegenwärtig vielfach noch über heimliche
und illegale Wege verlaufen und gerade deshalb in den Beschäfti-
gungsländern zum sozialen Problem werden, wie der Ausschußvor-
sitzende am Schluß der ersten Tagung festgehalten hat. Nach Kennt-
nisnahme der Staatenberichte kann der CMW die darin aufgeführten
staatlichen Maßnahmen kommentieren und, wenn dies gewünscht
wird, auch beratend tätig werden.
Nach Art. 76 kann der Ausschuß als Mittler der zwischenstaatlichen
Kommunikation fungieren. In einem besonderen Verfahren kann er

Hinweise eines Vertragsstaats darauf entgegennehmen, daß eine an-
dere Vertragspartei ihre Verpflichtungen aus der Konvention nicht
hinreichend erfüllt. Dieses Verfahren kann aber erst nach Zustim-
mung von zehn Vertragsstaaten eröffnet werden – und auch nur dann,
wenn beide betroffenen Staaten dieser Kompetenzerweiterung des
CMW zugestimmt haben.
Art. 77 sieht darüber hinaus noch eine individuelle Kommunikation
vor: die »Entgegennahme und Prüfung von Mitteilungen einzelner
Personen oder im Namen einzelner Personen«, die sich in ihren im
Übereinkommen niedergelegten individuellen Rechten durch einen
Vertragsstaat verletzt sehen. Kommt der Ausschuß zu dem Ergebnis,
daß die Angelegenheit noch in keinem anderen internationalen Kon-
text anhängig ist und daß alle Rechtsmittel im betroffenen Staat aus-
geschöpft worden sind, kann er diesen Staat zu einer Erklärung auf-
fordern und schließlich »seine Auffassungen« zu der Angelegenheit
äußern. Auch für das Individualbeschwerdeverfahren müssen zehn
Vertragsstaaten ihre Zustimmung erklären, und es gilt wie üblich nur
für die Staaten, die sich ihm ausdrücklich unterwerfen.
Bislang hat noch keiner der Vertragsstaaten einem der beiden beson-
deren Verfahren zugestimmt. Dies hängt wohl weniger mit dem Re-
gelungsgebiet des Übereinkommens zusammen als mit der Ausge-
staltung der darin enthaltenen Menschenrechte, einfachen Rechte und
damit verbundenen Staatenpflichten. Wie die anderen derartigen Aus-
schüsse im System der Vereinten Nationen hat auch der CMW also
wenig oder gar keinen unmittelbaren Einfluß auf das Verhalten der
Vertragsstaaten. Seine Wirkung in der Weltöffentlichkeit wird damit
in hohem Maße von der Reputation der ihn konstituierenden Persön-
lichkeiten abhängen.

II. Die besondere Problematik der Konvention

Die Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wander-
arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen stellt ein aktuelles und
aufschlußreiches Beispiel für das längst nicht überwundene Schis-
ma zwischen dem internationalrechtlichen Schutz individueller Men-
schenrechte und dem völkerrechtlichem Prinzip der staatlichen Sou-
veränität dar.
Die lange Zeit, die man benötigte, um einen möglichst konsensfähi-
gen Text für das Vertragswerk zu entwerfen7, und die vielen Jahre,
die seit der Verabschiedung durch die Generalversammlung bis zu
seinem Inkrafttreten vergangen sind, reflektieren diesen Antagonis-
mus ebenso wie die Tatsache, daß bisher nur eine kleine Gruppe aus-
schließlich von Herkunftsstaaten das Dokument ratifiziert hat, wäh-
rend jene Staaten, die als Beschäftigungsländer in Frage kommen, ei-
ne Ratifikation gesetzgeberisch bislang gar nicht erst in Angriff ge-
nommen haben. Ein Blick auf die im Übereinkommen enthaltenen
Rechte und die daraus für die Vertragsstaaten abgeleiteten Pflichten
macht deutlich, wo von den Beschäftigungsländern die Konfliktlinie
gezogen wird.

> Ist das Übereinkommen redundant? Erfordernis eines besonde-
ren Menschenrechtsschutzes für Wanderarbeitnehmer

In der Resolution, mit der die Generalversammlung die Konvention
verabschiedete, wie auch in deren Präambel selbst wird das Doku-
ment inhaltlich in den Kontext der im Rahmen der Vereinten Natio-
nen erstellten Menschenrechtsinstrumente eingereiht. Schon für die-
se ganz allgemeine Bezugnahme setzten aber Deutschland, Frank-
reich und die Vereinigten Staaten durch, daß in dem einleitenden
Satz über die »Grundsätze, die in den grundlegenden Instrumenten
der Vereinten Nationen über die Menschenrechte … niedergelegt
sind«, die Wendung »in Bekräftigung« (reaffirming) durch die schwä-
chere Formulierung »unter Berücksichtigung« (takes into account)
ersetzt wurde. Man wollte so selbst im grundsätzlich ja unverbindli-
chen Text der Präambel schon dem Anschein einer Verbindung der
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Arbeitslosenquote 2002 in Prozent
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Im Nahen Osten und in Nordafrika ist nach Angaben des Internationalen Ar-
beitsamts – des Sekretariats der ILO – die Arbeitslosigkeit die höchste der
Welt; 18 vH der Arbeitnehmer sind ohne Arbeit. Unter den Jungen ist die
Quote noch höher. Eine Alternative sehen viele in einer Arbeitsaufnahme in
den Industrieländern.



Menschenrechtspakte mit der Konvention entgegenwirken8, die vie-
len Staaten wegen der Vermischung grundlegender Menschenrechte
mit Regelungen des »Arbeits- und Sozial-, Aufenthalts-, Steuer- und
Gewerberechts«9 nicht annehmbar erscheint. Zugleich wurde auf die
ohnehin universale (also auch Ausländer schützende) Geltung der in
den vorhandenen Menschenrechtskatalogen enthaltenen Rechte ver-
wiesen, deren Bedeutung durch eine Separatregelung nicht verbes-
sert, sondern eher verwässert werde.
Tatsächlich werden in Teil III der Konvention in den Artikeln 8 bis
35 die »Menschenrechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehörigen« aufgeführt. Redaktionell ist dies nicht immer ganz
stringent gelungen: so steht das unter Gesetzesvorbehalt stehende
Recht auf Freizügigkeit (Art. 8) vor dem grundlegenden Recht auf
Leben (Art. 9). Elementare Rechte der Menschenwürde wie das Fol-
terverbot (Art. 10) und das Verbot der Zwangsarbeit (Art. 11 Abs. 2)
stehen neben Verfahrensrechten, die manchmal bis ins kleinste De-
tail gehen, so die in Art. 16 Abs. 3 bis 9 ausgeführten Rechte im Fall
strafrechtlicher Ermittlungen. Insgesamt finden sich in Teil III die mei-
sten der in den beiden Menschenrechtspakten oder den diversen an-
deren Menschenrechtsverträgen enthaltenen Rechte, dargestellt al-
lerdings aus der besonderen Problemsicht der Wanderarbeitnehmer.
Dies wurde mit ähnlichen Argumenten als redundant kritisiert, mit
denen etwa von den USA auf die besondere Zuständigkeit der ILO
für den Bereich der Wanderarbeiter verwiesen wurde. Beide Aspek-
te dieser Kritik fanden Eingang in die Konvention.

� Verhältnis zur ILO

Schon anläßlich der Einsetzung der Arbeitsgruppe zur Ausarbeitung
des Konventionstextes10 kam es zu Kontroversen zwischen den ent-
wickelten Ländern, die den Bereich Wanderarbeiter gern bei der ILO
belassen hätten, und den meisten Entwicklungsländern, die das Pro-
jekt als eines der Vereinten Nationen und damit unter den Auspizien
der Generalversammlung etablieren wollten. Die ILO selbst erinner-
te daran, daß sie hier die meiste Erfahrung besitze und traditionell
mit allen anderen Organisationen kooperiere, daß aber ein neben
den ILO-Übereinkommen und -Empfehlungen zusätzlich errichtetes
Rechtsdokument nur zu Doppelarbeit und zur Ressourcenvergeu-
dung führen würde11. Schweden schlug einen Zusatz zur Resolution
vor, der es der ILO erlaubt hätte, Vorschläge zur Ausweitung der exi-
stierenden Übereinkommen auszuarbeiten, doch lehnten die Ent-
wicklungsländer dies ab12. Als Hauptgründe für diese Politik werden
die Unzulänglichkeiten und die geringe Zahl von Ratifikationen ins-
besondere des einschlägigen ILO-Übereinkommens Nr. 143 von 1975
genannt, aber auch die ›dreigliedrige‹ Struktur dieser Sonderorgani-
sation, deren Organe paritätisch von Arbeitgeber-, Arbeitnehmer-
und Regierungsvertretern besetzt werden. Hinzu kommt wohl, daß in
der ILO die Entwicklungsländer, anders als in der Generalversamm-
lung, keine gewissermaßen automatische Mehrheit haben. Vor die-
sem Hintergrund wird verständlich, warum in der Präambel der Kon-
vention in zwei Absätzen auf die Grundsätze und Normen Bezug ge-
nommen wird, die im Rahmen der ILO ausgearbeitet wurden, und
der Sachverstand und die Erfahrung der ILO auf diesem Gebiet be-
sonders hervorgehoben wird. Schließlich sieht Art. 74 Abs. 5 vor, daß
der CMW das Internationale Arbeitsamt – das Sekretariat der ILO –
einladen wird, einen Vertreter zu benennen, der bei seinen Tagungen
beratend (also ohne Stimmrecht) teilnehmen soll. Nach Art. 74 Abs.
8 wird der Generalsekretär der Vereinten Nationen überdies den jähr-
lichen Bericht des Ausschusses auch an das Internationale Arbeit-
samt weiterleiten.

� Besondere Erfordernisse des Menschenrechtsschutzes

Dem Vorwurf, den Menschenrechtsschutz zu verwässern, sollen lan-
ge Passagen der Präambel begegnen: In den Absätzen 9 bis 14 wer-
den die Besonderheiten der sozialen Probleme der Wanderarbeit-

nehmer und von deren Familien ausführlich dargelegt. Der Ansatz
über die Menschenrechte wird sodann damit erklärt, daß eine mög-
lichst weitgehende Anerkennung der grundlegenden Menschenrech-
te aller Wanderarbeitnehmer auch der Beschäftigung von solchen
Wanderarbeitnehmern, deren Status nicht geregelt ist, entgegenwir-
ken und deren Situation verbessern kann. Durch »die Gewährung
bestimmter zusätzlicher Rechte« für legale Wanderarbeitnehmer
hofft man darüber hinaus alle Wanderarbeitnehmer und auch alle
Arbeitgeber dazu zu ermutigen, die Gesetze »des betreffenden Staa-
tes zu beachten und sich danach zu richten« (Abs. 15 der Präambel).
Dennoch scheint gerade der Aspekt der illegalen Arbeitsmigration
der eigentliche Nervus rerum des Problems zu sein, das die Beschäf-
tigungsländer mit einer Ratifikation zögern läßt.

> Rechte auch für ›irreguläre‹ Wanderarbeitnehmer

In einem umfänglichen Teil I werden der Konvention »Begriffsbe-
stimmungen« vorangestellt. Dabei ist die Definition des Begriffs
›Wanderarbeitnehmer‹ schon deshalb schwierig, weil er von der Sa-
che her an sich schon keineswegs eindeutig ist. Die Bezeichnung
›Wanderarbeitnehmer‹ läßt ja offen, wie lange jemand als Arbeit-
nehmer im Ausland leben wird, ob später in ein anderes Land wei-
tergezogen wird, ob Familienangehörige nachkommen werden oder
ob die Rückkehr in das Herkunftsland fest geplant und dann auch
tatsächlich ausgeführt werden wird. In der Konvention findet sich für
diesen Begriff die umfassendste Definition des gesamten internatio-
nalen Rechts. Nimmt man die universelle Geltung der Menschen-
rechte ernst, so wirken sie notwendig auf eine Entkoppelung der po-
litischen und rechtlichen Inklusion des Menschen von seiner strikt
nationalen Begründung und Begrenzung hin. Das Ziel des Überein-
kommens, auf die Inklusion aller Menschen hinzuwirken, die außer-
halb ihres Herkunftslandes arbeiten, und sie vor Exklusion im Be-
schäftigungsland zu schützen, kommt in der Beschreibung der zu
schützenden Zielgruppe am stärksten zum Ausdruck, weil darin auch
die Wanderarbeitnehmer einbezogen sind, die nach der nationalen
Rechtslage des Beschäftigungslandes illegal sind. Das Ziel der In-
klusion bestimmt schon den zeitlichen Rahmen des Schutzbereichs,
denn Wanderarbeitnehmer ist »jede Person, die in einem Staat, des-
sen Staatsangehörigkeit sie nicht hat, eine Tätigkeit gegen Entgelt
ausüben wird, ausübt oder ausgeübt hat« (Art. 2 Abs. 1). Das Über-
einkommen will also nicht allein den Zeitraum der unmittelbaren Ar-
beitsleistung regeln, sondern auch die Zeit davor, wenn im Her-
kunftsland ein Vertrag unterschrieben wird, und die Zeit danach,
wenn das Arbeitsverhältnis zwar beendet ist, der Wanderarbeitneh-
mer sich aber noch im Beschäftigungsland aufhält. Im Vergleich mit
der Definition des Europäischen Übereinkommens über die Rechts-
stellung der Wanderarbeitnehmer von 197713, die als ›Wanderarbeit-
nehmer‹
»den Staatsangehörigen einer Vertragspartei, der von einer anderen Vertrags-
partei die Erlaubnis erhalten hat, sich in ihrem Hoheitsgebiet aufzuhalten, um
dort eine Beschäftigung gegen Entgelt aufzunehmen«

bezeichnet (Art. 1), wird die Tragweite des Ansatzes der UN-Kon-
vention klar: sie umfaßt, da allein auf das Faktum Arbeit in einem
Staat abgestellt wird, dessen Staatsangehörigkeit der Arbeitnehmer
nicht hat, alle Wanderarbeitnehmer – unabhängig davon, ob sie aus
einem Vertragsstaat kommen oder in einem Vertragsstaat arbeiten.
Als Wanderarbeitnehmer gelten auch Grenzgänger, Saisonarbeiter,
reisende Arbeitnehmer, projektgebundene Arbeitnehmer, für eine be-
stimmte Beschäftigung zugelassene Arbeitnehmer und Seeleute (ein-
schließlich Fischer), die an Bord eines Schiffes arbeiten, das in einem
Staat, dessen Staatsangehörige sie nicht sind, registriert ist. Schließ-
lich werden auch Selbständige dann ›Wanderarbeitnehmer‹ genannt,
wenn sie eine Tätigkeit gegen Entgelt nicht im Rahmen eines Ar-
beitsvertrags ausüben und ihren Lebensunterhalt mit dieser Tätigkeit
verdienen (Art. 2 Abs. 2h).
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Ohne Beispiel ist die ausdrückliche Einbeziehung auch solcher Wan-
derarbeitnehmer in den Schutz des Übereinkommens, »die nicht über
die erforderlichen Dokumente verfügen oder deren Status nicht gere-
gelt ist« (Art. 5b). Diese ›irregulären‹ Wanderarbeiter haben somit
alle Rechte, die in Teil III (»Die Menschenrechte aller Wanderar-
beitnehmer und ihrer Familienangehörigen«) aufgeführt sind. Sie
sind insoweit den Wanderarbeitnehmern ›mit Papieren‹ gleichge-
stellt. Dies gilt auch für die Mitglieder ihrer Familien. Sie haben da-
mit die volle Freizügigkeit im Rahmen der öffentlichen Ordnung (or-
dre public) (Art. 8). Ihr Leben steht unter gesetzlichem Schutz (Art.
9), sie dürfen nicht der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Bestrafung unterworfen werden (Art.
10). Die bitteren Realitäten in manchen Ländern der Welt reflektiert
Art. 11, wonach Wanderarbeitnehmer nicht in Sklaverei oder Leibei-
genschaft gehalten werden dürfen. Ebenso ist Zwangsarbeit verbo-
ten. Zum Menschenrecht auf Religionsfreiheit (Art. 12) wird unter
anderem ausdrücklich das Recht genannt, die eigene Religion oder
Weltanschauung auch öffentlich auszuüben, sowie die Freiheit der
Eltern, für die religiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder nach der
eigenen Überzeugung zu sorgen. Das Recht auf Meinungsfreiheit ist
ebenfalls im Rahmen der öffentlichen Ordnung garantiert (Art. 13).
Ein spezifisches Ausländerrecht statuiert Art. 14: Wanderarbeitneh-
mer werden vor rechtswidrigen Eingriffen in ihr Privatleben ge-
schützt. Dieser an sich selbstverständliche Schutz wird sodann aber
durch das Verbot ergänzt, die Ehre und den Ruf von Wanderarbeit-
nehmern rechtswidrig zu beeinträchtigen. Art. 15, der das Eigentum
schützt, enthält ein Junktim, nämlich den Anspruch auf gerechte und
angemessene Entschädigung im Falle rechtmäßiger Enteignung. Das
Menschenrecht auf persönliche Freiheit und Sicherheit (Art. 16 Abs.
1), wird in den folgenden Absätzen (Art. 16 Abs. 2-9) durch um-
fängliche Verfahrensvorschriften ergänzt.
In wiederum detailreichen acht Absätzen regelt Art. 17 die Rechte
von Wanderarbeitnehmern, die von Freiheitsstrafen betroffen sind.
In sieben Absätzen stellt Art. 18 die Wanderarbeitnehmer prozeß-
rechtlich den Staatsangehörigen des Beschäftigungslandes gleich.
Art. 19 ergänzt den Grundsatz ›keine Strafe ohne Gesetz‹ mit der
Anregung, bei der Straffestsetzung für Wanderarbeitnehmer »hu-
manitäre Überlegungen im Zusammenhang mit ihrem Status, ins-
besondere im Hinblick auf ihre Aufenthalts- oder Arbeitserlaub-
nis« zu berücksichtigen. Die Vorschrift zielt darauf, daß Menschen
aus diesem Personenkreis oftmals wegen Bagatelldelikten insofern
doppelt bestraft werden, als sie mit einer strafrechtlichen Verurtei-
lung quasi automatisch auch noch die Aufenthalts- beziehungswei-
se Arbeitsgenehmigung verlieren. Art. 20 schützt sie vor der Inhaft-
nahme wegen der Nichterfüllung einer (arbeits-)vertraglichen Ver-
pflichtung.
Aus arbeitsvertraglichen Gründen darf ihnen auch die Aufenthalts-
und Arbeitserlaubnis nicht entzogen werden. In bezug auf Ausweis-
papiere und andere (aufenthaltsrechtliche) Dokumente schreibt Art.
21 vor, daß diese nur von gesetzlich dazu befugten Amtspersonen
eingezogen werden dürfen; eine Vernichtung ist generell verboten.
Art. 22 regelt das Verfahren der Ausweisung, wobei Kollektivaus-
weisungen verboten sind. Auch hier werden wieder Details geregelt,
etwa daß Entscheidungen dem Betroffenen in einer ihm verständli-
chen Sprache mitzuteilen sind oder daß die Rechtsmittelbelehrung
erfolgen muß, bevor die Entscheidung getroffen wird. Die Art. 25, 27
und 28 stellen die Wanderarbeitnehmer im Arbeits- und Arbeits-
schutzrecht, in der sozialen Sicherheit und der ärztlichen Versorgung
den Bürgern des Beschäftigungslandes gleich, Art. 26 stellt die Ko-
alitionsfreiheit der Wanderarbeitnehmer unter die Vorgaben der na-
tionalen Gesetzgebung. Die Rechte der Kinder von Wanderarbeitneh-
mern sind in den Art. 29 und 30 geregelt, wobei die Vertragsstaaten
unter anderem für die Wahrung der kulturellen Identität Sorge tragen
sollen (Art. 31). Bei Beendigung des Aufenthalts im Beschäfti-

gungsland haben die Wanderarbeitnehmer das Recht, ihre Ersparnis-
se in ihr Heimatland zu transferieren und ihre persönliche Habe mit-
zunehmen (Art. 32).
Der einzige Unterschied zur Rechtsstellung der legalen Wanderar-
beitnehmer besteht darin, daß diesen in Teil IV noch zusätzlich wei-
tere Rechte – und da insbesondere soziale und kulturelle Teilhabe-
rechte – im Beschäftigungsland zugesprochen werden.
Entgegen den Befürchtungen, ein so weit gespannter Rechtsschutz
werde nur weitere illegale Wanderarbeiter anlocken, setzte sich die
Auffassung durch, daß gerade eine starke Rechtsstellung von Wan-
derarbeitern ›ohne Papiere‹ deren Anwerbung und illegale Beschäf-
tigung unattraktiv werden läßt. Dies fand nicht nur in Abs. 15 der
Präambel Ausdruck, in dem die Hoffnung formuliert wird, daß die
weitergehende Anerkennung der Menschenrechte von Wanderarbeit-
nehmern, deren Status nicht geregelt ist, derartigen Beschäftigungs-
verhältnissen entgegenwirkt. Wie ernst die Inklusion aller Wander-
arbeitnehmer genommen wurde, folgt auch aus Art. 88, in dem für
die Vertragstaaten ein Vorbehalt, eine bestimmte Gruppe von Wan-
derarbeitnehmern von der Anwendung der Konvention auszuneh-
men, ausgeschlossen wird.
Allerdings statuiert das Übereinkommen für die Vertragsstaaten um-
gekehrt auch keine Pflicht, den Status illegaler Wanderarbeitnehmer
unmittelbar zu legalisieren. Nach Art. 69 Abs. 1 sollen sie nur durch
»geeignete Maßnahmen« sicherstellen, »daß deren Status nicht unge-
regelt bleibt«. Bei der Abwägung der entsprechenden Maßnahmen
sollen die Umstände ihrer Einreise, die Dauer ihres Aufenthalts sowie
die familiäre Situation mit einbezogen werden (Art. 69 Abs. 2). Damit
wird im Grunde nicht mehr verlangt als eine rechtsstaatlich korrekte
Ermessensbetätigung der Verwaltung. Darüber hinaus wird in Art. 35
unzweideutig klargestellt, daß der Menschenrechtskatalog des Teils
III nicht dahin auszulegen ist, »daß sich daraus eine Regularisierung
der Lage von Wanderarbeitnehmern oder deren Familienangehörigen,
die nicht über die erforderlichen Dokumente verfügen…, herleitet«.
Blickt man auf die in Teil VI enthaltenen Vorgaben zur »Förderung
vernünftiger, gerechter, humaner und rechtmäßiger Bedingungen im
Zusammenhang mit der internationalen Wanderung von Wanderar-
beitnehmern und ihren Familienangehörigen«, so kann die mit der
Konvention gegenüber der illegalen Beschäftigung verfolgte Politik
als Doppelstrategie beschrieben werden. In Teil VI wird nämlich die
Zusammenarbeit der Vertragsstaaten für eine ganze Reihe auslän-
derpolizeilicher Maßnahmen festgelegt. Im Vordergrund stehen da-
bei der Informationsaustausch über Wanderung und Beschäftigung,
die Aufsicht und Regelung der Anwerbung von Arbeitnehmern für
eine Beschäftigung in einem anderen Land und die Durchführung
der Verfahren zur ordnungsgemäßen Rückkehr. Einerseits will man
also die Arbeitsmigration außerhalb der rechtlichen Regeln des Be-
schäftigungslandes durch strenge Maßnahmen aller beteiligter Ver-
tragsstaaten bekämpfen, andererseits wird diese restriktive Zusam-
menarbeit mit dem Bestreben verbunden, den Schutz der Menschen-
rechte der betroffenen Arbeitnehmer zu verstärken.

> Entwertung der Menschenrechte durch Vermischung mit einfa-
chem Recht?

Liest man die einzelnen zum Teil rechtlich höchst technisch formu-
lierten Artikel des Übereinkommens, so kann man sich dem Ein-
druck nur schwer entziehen, daß grundlegende Menschenrechte durch
die quantitativ erdrückende Verbindung mit einfachem Recht nolens
volens entwertet werden. Beispielhaft sei hier der Art. 16 genannt,
der in Abs. 1 in einem Satz das Recht der Wanderarbeitnehmer und
ihrer Familien auf persönliche Freiheit und Sicherheit statuiert. So-
dann folgen aber acht weitere Absätze, die vom Verfahren bei der
Überprüfung der Identität von Wanderarbeitnehmern über Details der
Ausgestaltung von Untersuchungshaft bis hin zum Recht auf Ent-
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schädigung für den Fall unrechtmäßiger Festnahme oder Haft rei-
chen. So wichtig alle diese Details für den ja immer individuell Be-
troffenen im Einzelfall auch sein mögen, so können derart kasuisti-
sche Regelungen – abgesehen davon, daß sie wohl nie alle Einzelfäl-
le im voraus zu regeln vermögen – ein etwa fehlendes Engagement
eines Staates zur Umsetzung der Rechte illegaler Arbeitnehmer in
die Verwaltungspraxis nicht ersetzen.
Im übrigen lösen zu viele Detailregelungen notwendig Vorbehalte
gerade bei gutwilligen Vertragsstaaten aus. Dem CMW liegen zu
Beginn seiner Arbeit bereits Vorbehalte von sieben Vertragsstaaten
vor. Sie betreffen etwa die staatliche Steuerhoheit angesichts des den
Eigentumsschutz betreffenden Art. 15 (Kolumbien) oder die Defini-
tion, wer Familienangehöriger ist, in Art. 4 (Ägypten14 ). Hinsicht-
lich des Eigentumserwerbs durch Wanderarbeitnehmer (Art. 15), leg-
te die Türkei – bisher nur Unterzeichnerstaat – den Vorbehalt ein,
daß jeder Immobilienerwerb durch Ausländer weiterhin den strenge-
ren innerstaatlichen Regeln unterliegt.

III. Die Wirkungsaussichten der Konvention

Als das Übereinkommen von der Generalversammlung 1990 verab-
schiedet wurde, sahen selbst wohlwollende Beobachter der Men-
schenrechtsaktivitäten der Vereinten Nationen nur geringe Chancen
für ein Inkrafttreten. Daß der CMW entgegen diesen Prognosen nun
doch zusammentreten konnte, kann danach durchaus als Hoffnungs-
zeichen dafür gewertet werden, daß in Zukunft weitere Staaten der
Konvention beitreten werden. Die Aussicht, daß darunter dann auch
ein Beschäftigungsland sein wird, ist freilich nach wie vor gering,
obwohl das Inkrafttreten des Übereinkommens die Diskussion in
vielen Ländern neu belebt hat.
So brachte im Oktober 2003 die Fraktion der Grünen im Schwedi-
schen Reichstag den Vorschlag ein, die Ratifikation zu beschließen.
Zur Begründung wurde an das vorbildliche Engagement Schwedens
bei der Erarbeitung des Vertragstextes erinnert und hervorgehoben,
daß das Übereinkommen die tatsächliche Bedeutung der Arbeitsmi-
gration in der Welt aufgreift. Schweden stehe hier nicht allein des-
halb in der Verantwortung, weil jeden Sommer viele Tausende Wan-
derarbeitnehmer in seinen Wäldern Beeren pflücken, sondern auch
wegen der Millionen schlecht bezahlter Arbeiter etwa aus Indien, die
in den reichen Ölstaaten auch in solchen Unternehmen arbeiten, an
denen schwedisches Kapital beteiligt ist. Bis heute hat der Reichstag
allerdings noch nicht auf die Initiative reagiert. Es sei deshalb noch
einmal beispielhaft die schon erwähnte Stellungnahme der Bundes-
regierung15 herangezogen: sie teilt darin mit, daß sie nicht beabsich-
tigt, das Übereinkommen in absehbarer Zeit zu ratifizieren. Als Grün-
de dafür werden genannt, daß die Konvention eine Reihe von Per-
sonengruppen unter den Begriff Wanderarbeitnehmer subsumiert,
auf die die meisten der darin niedergelegten Rechte nicht passen.
Gemeint sind vor allem die Selbständigen, aber auch die projektge-
bundenen Wanderarbeitnehmer und die Grenzarbeitnehmer. Des wei-
teren wird etwa die Vermischung von Menschenrechten mit Ver-
waltungsrecht gerügt. Über diese Mängel hinaus, so die Bundesre-
gierung, enthält die Konvention zahlreiche Einzelregelungen, die
der geltenden Rechtslage und Praxis in Deutschland nicht entspre-
chen.
All diese Probleme scheinen freilich bei gutem Willen nicht unlösbar
zu sein. Der Hauptgrund, warum Deutschland dem Übereinkommen
nicht beitritt, liegt denn auch darin, daß dieses die illegalen Wander-
arbeitnehmer in ihren Schutz mit einbezieht:

»Die Position der Wanderarbeitnehmer in ungesetzlicher Situation (illegale
Wanderarbeitnehmer) wird in dem Übereinkommen in einer Weise geschützt,
die über das unbestrittene Erfordernis, ihnen grundlegende Menschenrechte
nicht zu verweigern, weit hinausgeht, und die daher möglicherweise geeignet
ist, den Anreiz, ohne Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis im Ausland einer Be-
schäftigung nachzugehen, zu verstärken.«

Dies ist angesichts der geographischen Situation Deutschlands mit
einem daraus womöglich resultierendem ganz besonderen Wander-
arbeitnehmerproblem in einer nach Osten erweiterten EU politisch
vielleicht verständlich. Rechtlich überzeugt die Gedankenführung
aber nicht. Denn wenn das Erfordernis unbestritten ist, auch illegalen
Wanderarbeitnehmern die grundlegenden Menschenrechte nicht zu
verweigern, welche die in dem Übereinkommen genannten Rechte
in einigem Detail beschreiben, wo ist dann die Linie, die über diese
Garantie weit hinausgeht?
Im Grunde ist es wohl so, daß die Konvention mit der undifferen-
zierten Einbeziehung der Illegalen in den Menschenrechtsschutz das
traditionelle Verständnis staatlicher Souveränität tangiert. Die als Be-
schäftigungsländer in Betracht kommenden Staaten haben deshalb
Bedenken, die rechtliche Steuerung von Zuwanderung und Arbeits-
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›renewables 2004‹ – vom 1. bis 4. Juni fand im Internationalen Kongreßzen-
trum Bundeshaus Bonn die Internationale Konferenz für Erneuerbare Ener-
gien statt. Auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung in Johannesburg
hatte Bundeskanzler Gerhard Schröder 2002 zu einem Treffen über erneuer-
bare Energien nach Deutschland eingeladen. 3600 Teilnehmer aus 154 Län-
dern kamen; sie vertraten Regierungen, internationale Organisationen und
die Zivilgesellschaft einschließlich der Privatwirtschaft. Erarbeitet wurden
eine politische Erklärung und ein internationales Aktionsprogramm zum glo-
balen Ausbau erneuerbarer Energien. Ziel ist es unter anderem, für eine Mil-
liarde Menschen Zugang zu moderner Energie zu schaffen. Das Ergebnis von
Bonn soll in den Kontext der Vereinten Nationen zurückgetragen werden; die
Kommission für nachhaltige Entwicklung wird sich 2005 und 2006 dem The-
ma Energie widmen. – Im Bild: Jürgen Trittin, Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit, auf dem Ausstellungsgelände der Konfe-
renz vor dem Flügel einer Windkraftanlage.



markt mit einer Ratifizierung aus der Hand zu geben (wenngleich
dies nicht zwingend der Fall wäre). Obschon es inzwischen wenig
Anhaltspunkte dafür gibt, daß diese Zurückhaltung in naher Zukunft
überwunden werden wird, hat die durch das Inkrafttreten der Kon-
vention ausgelöste Diskussion den Blick auf bislang wenig beachte-
te Fakten gelenkt: so schätzt man etwa die Zahl der illegal in den
Vereinigten Staaten arbeitenden Menschen auf über 35 Millionen16.
Obwohl wegen ihres illegalen Status meist unterbezahlt, transferie-
ren sie ganz erhebliche Beiträge an ihre Familien im Herkunftsland.
Weltweit liegen diese finanziellen Transferleistungen der Arbeitsmi-
granten mit einem Gesamtbetrag von über 100 Mrd US-Dollar weit
über den internationalen Entwicklungshilfeleistungen. Diese Dimen-
sionen lassen die Wirksamkeit nationalstaatlicher Einzelregelungen
zweifelhaft erscheinen.
Auch im europäischen Kontext hätte die Konvention nach wie vor
erhebliche Bedeutung. Im Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft wird die Freizügigkeit der Arbeitnehmer gewährlei-
stet (Art. 39-42). Im Kern ein Diskriminierungsverbot ausländischer
Arbeitnehmer aus einem Mitgliedstaat, sichert dazu die EG-Verord-
nung 1408/71 durch die Koordination der unterschiedlichen Systeme
der sozialen Sicherheit die Möglichkeit für alle EU-Bürger, die Frei-
zügigkeit bei der Arbeitsplatzsuche ohne nationale Begrenzungen
auch in der Praxis nutzen zu können. Wenn man die Freizügigkeit
der Menschen als Chance für Europa begreift, sollte der supranatio-
nal gestaltete Rechtsraum der EU nicht von den Nachbarländern ab-
geschottet werden. Zu jeder Arbeit bereite, meist junge Menschen
aus diesen Ländern drängen nicht nur wegen des höheren Lebens-
standards in die EU, sie werden hier auch wegen des gesamteu-
ropäischen Demographieproblems überalterter Gesellschaften ge-
braucht. Die weltweit ansetzende Konvention der Vereinten Natio-
nen könnte vor diesem Hintergrund als Minimalstandard für die Be-
handlung von Arbeitsmigranten aus den Entwicklungsländern und
den Nachbarstaaten der EU dienen, die ja durch das Regelwerk der
EU im Endeffekt mehr ausgeschlossen als geschützt sind.
Und der Schutz durch internationales Recht ist dringend erforder-
lich, denn die Tragweite und die internationale Vernetzung der Mi-
grationsproblematik machen multilaterale Anstrengungen unumgäng-
lich. Angesichts der Globalisierung auch dieses Phänomens scheint
die weltweite Durchsetzung der Menschenrechte tatsächlich ein Weg
zu sein, der von allen betroffenen Ländern gemeinsam gegangen wer-
den sollte. Die universellen Menschenrechte könnten so als eine Art
Globalverfassung die Rechtsordnung einer Weltgesellschaft zum Aus-
druck bringen. Der Rückzug auf einzelstaatliche Souveränitätsbe-
denken wirkt diesem Prozeß gegenüber anachronistisch und brem-
send. Wegen der anhaltenden Dynamik des Migrationsdrucks scheint
er aber vor allem in der Zukunft wenig erfolgversprechend zu sein.
So überrascht es nicht, daß UN-Generalsekretär Kofi Annan zu den
Prioritäten, an denen sich die Tätigkeiten der Vereinten Nationen
ausrichten sollen, auch den Komplex Migration rechnet. Es sei
»an der Zeit, die vielfältigen Dimensionen der Migrationsfrage, die heute Hun-
derte Millionen Menschen und gleichzeitig Herkunfts-, Transit- und Ziellän-
der betrifft, umfassender zu beleuchten. Wir müssen die Ursachen internatio-
naler Migrationsbewegungen und ihre komplizierten Wechselbeziehungen
mit der Entwicklung besser verstehen.«17

Ermutigt von Annan, gründeten die Regierungen Schwedens und der
Schweiz gemeinsam mit Brasilien, Marokko und den Philippinen die
Weltkommission für internationale Migration (Global Commission
on International Migration, GCIM). Die Kommission18 trat zu ersten
Male Ende Februar 2004 zusammen; ihren Bericht soll sie dem Ge-
neralsekretär im Sommer 2005 vorlegen.
Neu ist der Zusammenhang von internationaler Migration und Ent-
wicklung freilich nicht; die Generalversammlung beschäftigt sich da-

mit seit fast einem Jahrzehnt. Das Ansinnen der Entwicklungsländer,
eine Konferenz der Vereinten Nationen über internationale Migrati-
on abzuhalten, traf bei den Industriestaaten indes auf wenig Gegen-
liebe. Zumindest soll 2006, während der 61. Ordentlichen Tagung
der Generalversammlung, ein ›Dialog auf hoher Ebene‹ über inter-
nationale Migration und Entwicklung stattfinden19. Das Thema ist
also auf der Tagesordnung der Vereinten Nationen. Unübersehbar ist
es ohnehin.

1 Auf »die nicht sehr glückliche deutsche Übersetzung des englischen Begriffs ›mi-
grant worker‹« mit ›Wanderarbeitnehmer‹ wurde in dieser Zeitschrift bereits auf-
merksam gemacht, denn es sind eben in aller Regel »nicht … Menschen gemeint, die
für einen kurzen Zeitraum oder zumindest vorübergehend in einem Land arbeiten
und dann weiterziehen« (so Guido Hildner in seinem Kurzbeitrag zur Verabschie-
dung der Konvention, VN 5/1991 S. 173). Zwar folgt diese Übersetzung dem ILO-
Übereinkommen Nr. 143 über Wanderarbeitnehmer (ergänzende Bestimmungen)
von 1975 und dem Europäischen Übereinkommen über die Rechtsstellung der Wan-
derarbeitnehmer des Europarats von 1977, doch war im ILO-Übereinkommen Nr.
143 bereits eine terminologische Anpassung gegenüber dem Übereinkommen Nr. 97
von 1949 erfolgt, welches noch von ›Wanderarbeitern‹ gesprochen hatte. Heute er-
scheint der Begriff ›Arbeitsmigranten‹ am ehesten treffend.

2 Verabschiedet mit Resolution 45/158 der UN-Generalversammlung v. 18.12.1990;
Text: VN 5/1991 S. 175ff. Ebenfalls abgedruckt bei Christian Tomuschat (Hrsg.),
Menschenrechte. Eine Sammlung internationaler Dokumente zum Menschenrechts-
schutz. 2., erweiterte Auflage, Bonn (DGVN-Texte 42) 2002, S. 423-461.

3 Die 25 Vertragsstaaten sind Ägypten, Aserbaidschan, Belize, Bolivien, Bosnien-
Herzegowina, Burkina Faso, Ecuador, El Salvador, Ghana, Guatemala, Guinea, Kap
Verde, Kirgisistan, Kolumbien, Mali, Marokko, Mexiko, Philippinen, Senegal, Sey-
chellen, Sri Lanka, Tadschikistan, Timor-Leste, Uganda und Uruguay, also alles Her-
kunftsländer von Wanderarbeitern. Unterzeichnet haben Bangladesch, Chile, Guinea-
Bissau, Komoren, Paraguay, São Tomé und Príncipe, Sierra Leone, Togo und die
Türkei.

4 Die anderen sechs Vertragsorgane sind – läßt man die seit 1992 nicht mehr zusam-
mengetretene Kommission gegen Apartheid im Sport (CAAS) außer Betracht – der
Ausschuß gegen Folter (CAT), der Menschenrechtsausschuß unter dem Internatio-
nalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (CCPR), der Ausschuß für die Be-
seitigung der Diskriminierung der Frau (CEDAW), der Ausschuß für die Beseitigung
der Rassendiskriminierung (CERD), der Ausschuß für wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Rechte (CESCR) und der Ausschuß für die Rechte des Kindes (CRC). – Ei-
nige neuere Entwicklungen im internationalen System des Menschenrechtsschutzes
behandelt Hanna Beate Schöpp-Schilling, Reform der Vertragsorgane des Men-
schenrechtsschutzes. Der CEDAW und seine Arbeitsmethoden: Probleme, Heraus-
forderungen und mögliche Lösungen, VN 1/2004 S. 11ff.

5 Sobald die Konvention von 41 Staaten ratifiziert ist, wird die Zahl auf 14 Sachver-
ständige aufgestockt (Art. 72 Abs. 1b).

6 Siehe Anm. 3.
7 Die von der Menschenrechtskommission eingesetzte einschlägige Arbeitsgruppe war

ab 1980 tätig. Einen ausführlichen Überblick der Entstehungsgeschichte gibt Guido
Hildner, Die Vereinten Nationen und die Rechte der Ausländer. Aktivitäten der Or-
ganisation zum Schutze ausländischer Arbeitnehmer, VN 2/1990 S. 47ff.

8 UN Doc. A/C.3/40/1 (Report of the Open-ended Working Group on the Elaboration
of an International Convention on the Protection of the Rights of All Migrant Wor-
kers and Their Families) v. 20.6.1985, Ziff. 68.

9 So die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Petra
Pau und der Fraktion der PDS, Bundestags-Drucksache 14/1181 v. 17.6.1999, S. 7.

10 Diese erfolgte mit Resolution 34/172 der Generalversammlung v. 17.12.1979.
11 ILO Doc. GB. 212/IO/1/8GB. 212/IO/1/8 (Role and place of the ILO in the restruc-

tured United Nations system), 1980.
12 Hierzu und zum folgenden W. R(oger) Böhning, The ILO and the New UN Conven-

tion on Migrant Workers: The Past and the Future, in: International Migration Re-
view, Nr. 25 (1991), S. 698ff.

13 Sammlung der Europäischen Verträge (jetzt: Sammlung der Europaratsverträge),
SEV Nr. 093.

14 Die Konvention erwähnt neben der Ehe »Beziehungen …, die nach den anzuwen-
denden Rechtsvorschriften der Ehe vergleichbare Wirkungen haben«. Darunter kann
man auch die registrierte Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare verstehen; es
war diese Möglichkeit, die Ägypten ausschließen wollte.

15 Siehe Anm. 9.
16 Siehe hierzu und zum folgenden den von der Internationalen Organisation für Mi-

gration (IOM) herausgegebenen Weltmigrationsbericht 2003: IOM, World Migrati-
on 2003. Managing Migration – Challenges and Responses for People on the Move,
Geneva 2003.

17 UN-Dok. A/57/387 (Stärkung der Vereinten Nationen: Eine Agenda für weitere Ver-
änderungen) v. 9.9.2002, Ziff. 39.

18 Ko-Vorsitzende der GCIM sind der ehemalige schwedische Minister Jan O. Karlsson
und die südafrikanische Weltbankdirektorin Mamphela Ramphele. Insgesamt ge-
hören ihr 18 Mitglieder an, darunter Mike Moore (ehemaliger Generaldirektor der
Welthandelsorganisation), Mary Robinson (frühere Hohe Kommissarin für Men-
schenrechte), Nafis Sadik (einstige UNFPA-Exekutivdirektorin) und Rita Süssmuth
(vormalige Bundestagspräsidentin).

19 Beschlossen mit Resolution 58/208 der Generalversammlung v. 23.12.2003.
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Brisante Überbleibsel

HANS GÜNTER BRAUCH

›Besonders grausame Waffen‹: Protokoll über
explosive Kampfmittelrückstände – Verpflich-
tung zur Entfernung – Geltung nur für künf-
tige Konflikte

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans
Günter Brauch, Kostengünstige Minen, VN 2/
2002 S. 69f., fort.)

Auch jenseits der atomaren, biologischen und
chemischen Waffen gibt es besonders grausame
Erscheinungsformen der modernen Kriegstech-
nik. Mit ihnen befaßt sich das Übereinkommen
über das Verbot oder die Beschränkung des
Einsatzes bestimmter konventioneller Waffen,
die übermäßige Leiden verursachen oder unter-
schiedslos wirken können (kurz: UN-Waffen-
übereinkommen), das am 2. Dezember 1983 in
Kraft trat. Zu ihm gehörten bislang vier Proto-
kolle, die bestimmte Waffen verbieten oder de-
ren Einsatz beschränken; es geht um nicht ent-
deckbare Splitter (Protokoll I), Minen (Proto-
koll II), Brandwaffen (Protokoll III) und Laser-
blendwaffen (Protokoll IV). Ende November
2003 waren 93 Staaten Vertragsparteien des UN-
Waffenübereinkommens, aber nicht aller Proto-
kolle.
Auf der Zweiten Überprüfungskonferenz des
Vertragswerks im Dezember 2001 einigten sich
die Vertragsstaaten auf die Einberufung einer
Gruppe von Regierungssachverständigen, die
nach Wegen insbesondere für den Umgang mit
der explosiven Hinterlassenschaft von Kriegen
suchen sollte.

I. Diese brisanten Überreste sind nun Gegen-
stand eines neuen – des fünften – Protokolls zum
UN-Waffenübereinkommen, das dessen Vertrags-
parteien auf einem Treffen am 27. und 28. No-
vember 2003 in Genf annahmen. Dieses Proto-
koll über explosive Kampfmittelrückstände nach
Konflikten (Protocol on Explosive Remnants of
War, UN Doc. CCW/MSP/2003/2) wurde vom
Vizepräsidenten des Internationalen Komitees
vom Roten Kreuz (IKRK), Jacques Forster, aus-
drücklich als das erste Abkommen begrüßt, das
von den Konfliktparteien verlangt, alle Kampf-
mittelrückstände und Blindgänger, welche die
Zivilbevölkerung bedrohen, nach dem Ende des
jeweiligen Konflikts zu beseitigen. Damit ha-
ben die Konfliktparteien erstmals eine vertragli-
che Verpflichtung zur Entfernung von Kampf-
mittelrückständen. Das IKRK hätte zwar gerne
schärfere Vertragsbestimmungen gesehen, es be-
grüßte aber die erstmaligen Verpflichtungen der
Konfliktparteien zum Schutz der Zivilbevölke-
rung nach bewaffneten Konflikten.
Während des Treffens bestätigten die Vertrags-

parteien ihre Verpflichtung, das UN-Waffenüber-
einkommen weiter zu stärken, und machten sich
die Empfehlungen der Regierungssachverstän-
digen zu eigen, die Mandate für zwei Arbeits-
gruppen – zu explosiven Kampfmittelrückstän-
den (explosive remnants of war, ERW) und zu
Minen (mines other than anti-personnel mines,
MOTAPM) – sowie für Konsultationen zu Fra-
gen der Umsetzung der Konvention und ihrer
Protokolle empfohlen hatten.
Zum Thema ERW vereinbarten die Vertrags-
parteien, daß die Gruppe der Regierungsexper-
ten ihre Bemühungen fortsetzen soll, die Um-
setzung der Prinzipien des internationalen hu-
manitären Völkerrechts zu fördern, und weiter
präventive Maßnahmen zu identifizieren, um das
Design gewisser Munitionstypen zu verbessern,
einschließlich von Submunitionen – also Muni-
tionskörper, die bei der Explosion der Träger-
munition zusätzlich freigesetzt werden –, um
so die humanitären Risiken zu senken, daß die-
se Munitionen zu explosiven Kampfmittelrück-
ständen beitragen. Zur Frage der MOTAPM be-
schloß die Konferenz, daß die Expertengruppe
alle seit ihrer Einsetzung eingebrachten Vor-
schläge mit dem Ziel behandeln soll, hierzu an-
gemessene Empfehlungen vorzubereiten.

II. Das Protokoll über explosive Kampfmittel-
rückstände nach Konflikten verlangt von den
daran beteiligten Parteien,
� die explosiven Kampfmittelrückstände nach
dem Konflikt in dem von ihnen kontrollierten
Gebiet zu entfernen,
� technische, materielle und finanzielle Unter-
stützung für die von ihnen kontrollierten Gebie-
te zu gewähren, um so die Entfernung der Kampf-
mittelrückstände und Blindgänger zu erleich-
tern,
� Informationen über die explosiven Kampf-
mittelrückstände zusammenzustellen, die von
ihren Streitkräften benutzt wurden, und diese
Information Organisationen zur Verfügung zu
stellen, die im Bereich der Kampfmittelbeseiti-
gung tätig sind,
� Zivilisten vor den Gefahren durch explosive
Kampfmittelrückstände zu warnen.
Das Protokoll besteht aus einer kurzen Präam-
bel, elf Artikeln und der ausführlichen Techni-
schen Anlage. Die Präambel nimmt auf die er-
forderlichen Maßnahmen nach Ende eines Kon-
flikts zur Beseitigung von explosiven Kampf-
mittelrückständen sowie auf die vorbeugenden
Maßnahmen Bezug, »um die Zuverlässigkeit der
Munitionen zu erhöhen«.
Art. 1 umreißt den Kontext des humanitären
Kriegsvölkerrechts und seine Geltung im Be-
reich des Hoheitsgebiets und der küstennahen
Gewässer der Vertragsparteien. Art. 2 unterschei-
det für die Zwecke des Protokolls zwischen fünf
Kategorien von Munitionen: konventionellen
Munitionen (explosive ordnance), Blindgän-
gern (unexploded ordnance), zurückgelassenen
Munitionen (abandoned explosive ordnance),
explosiven Kampfmittelrückständen (explosive

remnants of war) und bestehenden explosiven
Kampfmittelrückständen (existing explosive
remnants of war), die vor Inkrafttreten des Pro-
tokolls bereits vorhanden waren.
Art. 3 behandelt Fragen der Beseitigung und Zer-
störung (clearance, removal or destruction) von
explosiven Kampfmittelrückständen, Art. 4 die
Erfassung, den Erwerb und Weitergabe von In-
formationen, Art. 5 andere Vorsorgemaßnahmen
zum Schutz der Zivilbevölkerung, einzelner Zi-
vilisten und von zivilen Objekten vor den Risi-
ken und Wirkungen explosiver Waffenrückstän-
de, während Art. 6 Bestimmungen zum Schutz
humanitärer Missionen und Organisationen vor
den Folgen explosiver Kampfmittelrückstände
enthält. Art. 7 regelt Hilfsmaßnahmen bei bereits
vorhandenen explosiven Kampfmittelrückstän-
den, Art. 8 thematisiert allgemeine Fragen der
Zusammenarbeit und Hilfe, Art. 9 spricht allge-
meine präventive Maßnahmen an, Art. 10 erör-
tert Konsultationen zwischen den Vertragspar-
teien und Art. 11 befaßt sich mit der Umsetzung
des Protokolls.
Die Technische Anlage behandelt drei Themen-
bereiche:
– die Erfassung, Lagerung und die Freigabe

von Informationen zu Blindgängern (Unex-
ploded Ordnance, UXO) und zu explosiven
Kampfmittelrückständen (Abandoned Explo-
sive Ordnance, AXO),

– Warnungen und Risikobewußtsein sowie Fra-
gen der Markierung, Einzäunung und Über-
wachung und schließlich

– allgemeine präventive Maßnahmen.
Das Protokoll tritt nach der Ratifikation durch
20 Vertragsstaaten in Kraft; es wird dann aber
bloß für künftige Konflikte gelten.
Das IKRK wird allerdings die Regierungen
weiter dazu drängen, den vorhandenen, bereits
zurückgelassenen Rückständen an explosiven
Kampfmitteln die gleiche Priorität einzuräumen.
Es wird die Regierungen auch weiterhin an die
Folgen der bisher vom UN-Waffenübereinkom-
men und seinen Protokollen nicht erfaßten Streu-
bomben und anderen Typen von Submunitio-
nen erinnern. ❒

Wiederaufnahme des Dialogs

CLAUDIA MAHLER

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung: 62. und 63. Ta-
gung des CERD – Sammelberichte – Tsche-
tschenen in Rußland, Russen in Lettland –
Berber in Marokko und Tunesien – Samen in
Finnland – Bahai in Iran

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Norman
Weiß, Fakten der zweiten Ebene, VN 3/2003 S.
88ff., fort.)
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Zu den in der Staatengemeinschaft am weitesten
akzeptierten Menschenrechtsverträgen zählt das
Anfang 1969 in Kraft getretene Internationale
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form
von Rassendiskriminierung. Die Zahl seiner Ver-
tragsstaaten belief sich am Ende der 63. Sitzungs-
periode des Ausschusses für die Beseitigung der
Rassendiskriminierung (CERD), auf 169. Die-
ses zur Überwachung der Vertragserfüllung ein-
gesetzte 18-köpfige Sachverständigengremium
trat 2003 in Genf zu zwei Tagungen zusammen
(3.-21.3. und 4.-22.8.).

Staatenberichte

� 62. Tagung

Im März 2003 befaßte sich der Ausschuß im
Rahmen des Staatenberichtsverfahrens mit den
vorliegenden Berichten von insgesamt elf Ver-
tragsparteien: Côte d’Ivoire, Ecuador, Fidschi,
Ghana, Marokko, Polen, Rußland, Saudi-Arabi-
en, Slowenien, Tunesien und Uganda. Die Qua-
lität der Berichte war mehrheitlich gut. Fast im-
mer handelte es sich um Sammelberichte, mit
denen mehrere periodische Berichte in einem
Dokument vorgelegt wurden. Papua-Neuguinea
jedoch hatte trotz mehrfacher Aufforderung
keinen Bericht vorgelegt.
Von Côte d’Ivoire wurde der 5. bis 14. Bericht
in einem Dokument übermittelt. Der CERD be-
grüßte die ranghohe Delegation, wohl wissend,
daß sich das Land in einer Krise befindet, wel-
che die Umsetzung des Übereinkommens be-
hindert. Positiv wurde beispielsweise die Schaf-
fung einer nationalen Menschenrechtskommis-
sion und die Einrichtung einer Telefon-Hotline
für Opfer von Menschenrechtsverletzungen ge-
wertet. Bedauern mußte das Gremium, daß das
nationalistische Konzept der ›Ivoirité‹, welches
in der Verfassung nicht enthalten ist, Anlaß zu
Fremdenfeindlichkeit gab und einen Auslöser
für die derzeitige Krise im Land darstellte. Be-
sorgt reagierte der Ausschuß auf die Gewalt ge-
gen Afrikaner aus Nachbarländern, deren Opfer
in Massengräbern bestattet wurden.
Auch Ecuador lieferte mehrere Berichte (Nr.
13-16) zusammen ab. Der Ausschuß begrüßte
die detaillierte Darstellung und sah den nach
zehn Jahren wieder aufgenommenen Dialog mit
dem Vertragsstaat als sehr konstruktiv an. Als
positive Entwicklungen wurden die Einrichtung
der Stelle eines Ombudsman für die indigene
und die afro-ecuadorianische Bevölkerung und
die Einführung von zweisprachigen Schulen an-
gesehen. Besorgt zeigte sich der Ausschuß dar-
über, daß trotz der Verankerung der Rechte der
indigenen und der afro-ecuadorianischen Bevöl-
kerungsgruppen in der Verfassung die Diskri-
minierung dieser Gruppen noch immer gang und
gäbe ist. Er empfahl daher die Verbesserung der
rechtlichen Garantien und die Förderung von
Beschwerdestellen. Als besonders alarmierend
empfand der Ausschuß die berichtete exzessive
Gewaltanwendung von Polizei und Armee ge-
genüber der indigenen Bevölkerung bei politi-
schen Demonstrationen. Der CERD zeigte sich
auch über die doppelte Diskriminierung der Frau-
en der indigenen Bevölkerung besorgt.
Mit der Erörterung des Reports von Fidschi, der
den 6. bis 15. periodischen Bericht enthielt, wur-
de der Dialog nach 18 Jahren wieder aufge-
nommen. Der CERD nahm die Bemühungen

zur Kenntnis, die der Vertragsstaat unternom-
men hatte, um die Anregungen aus dem vorbe-
reitenden Gespräch umzusetzen. Besonders be-
grüßt wurde die Übermittlung von umfassen-
dem Informationsmaterial mit statistischen Da-
ten zur Bevölkerung und ihrer Zusammenset-
zung. Der Versöhnung zwischen den melanesi-
schen und den indischstämmigen Einwohnern
soll ein spezielles Ministerium dienen. Doch ist
die Gruppe der Staatsbürger indischer Herkunft
in Polizei, Armee und öffentlichem Dienst un-
terrepräsentiert. Ein Verbot von rassistischen Or-
ganisationen fehlt. Die Erklärung des Vertrags-
staats, daß er das Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung umfassend gewährleisten wolle und ras-
sistische Organisationen daher nicht verbieten
könne, befremdete den Ausschuß.
Der Ausschuß begrüßte die detaillierten Darle-
gungen Ghanas in dessen 16. und 17. Bericht.
Er war sich dessen bewußt, daß dem Vertrags-
staat die unzureichende Bildungssituation (ho-
her Anteil an Analphabeten) und auch negative
Traditionen Schwierigkeiten bei der umfassen-
den Umsetzung der Konvention bereiten. Be-
sorgt zeigte sich der CERD darüber, daß die Dis-
kriminierung von Ehepaaren unterschiedlicher
Rasse oder ethnischer Zugehörigkeit verbreitet
ist. Besorgnis erregte auch der große Bildungs-
unterschied der Bevölkerung in den verschiede-
nen Regionen. Der Ausschuß regte an, die Be-
mühungen zum Ausgleich des Bildungsdefizits
zu verstärken.
Marokko legte den 14. bis 16. periodischen Be-
richt gleichzeitig vor und präsentierte ihn durch
eine sehr kompetente Delegation. Der Ausschuß
hob die Einführung von Menschenrechtsbildungs-
programmen und der Errichtung eines Ausbil-
dungs-, Dokumentations- und Informationszen-
trums für die Menschenrechte lobend hervor.
Allerdings stellte er ein erhebliches Informa-
tionsdefizit über die Berber im Staatenbericht
fest – trotz der ihrer Kultur vermehrt gewidme-
ten Aufmerksamkeit. Der Ausschuß regte die
rechtzeitige Einreichung des nächsten Berichts
an.
Polen übermittelte seinen 15. und 16. Bericht.
Der Ausschuß begrüßte die Akzeptierung des
Individualbeschwerdeverfahrens und lobte die
Gründung eines Ausschusses für nationale und
ethnische Minderheiten des Parlaments sowie
die Absicht, ein Minderheitenschutzgesetz ein-
zuführen. Erfreut nahm der CERD zur Kennt-
nis, daß die Konvention zur direkten Anwen-
dung im nationalen Recht kommen kann. Er for-
derte den Vertragsstaat auf, in seinen nächsten
Bericht Urteile aufzunehmen, die direkten Be-
zug auf die Bestimmungen des Übereinkommens
nehmen. Ohne die Fortschritte bei der Einfüh-
rung von gesetzlichen Regelungen zur Bekämp-
fung von rassistischen Äußerungen schmälern
zu wollen, wurde der Vertragsstaat daran erin-
nert, daß die Verpflichtung zum Vorgehen ge-
gen rassistische Propaganda auch die Massen-
medien betrifft. Besorgt zeigte sich der Aus-
schuß über Berichte von Übergriffen auf Juden,
Roma und Menschen afrikanischen oder asiati-
schen Ursprungs, welche nicht ausreichend un-
tersucht worden seien.
Der Ausschuß sprach sich lobend über die hoch-
rangig besetzte russische Delegation aus, die zur
Beratung des 15. und 16. Berichts gekommen
war. Die Verabschiedung eines neuen Arbeits-

gesetzes mit Antidiskriminierungsklauseln wur-
de seitens des CERD begrüßt. Er äußerte Zufrie-
denheit über das Vorgehen gegen radikale natio-
nalistische und rechtsextreme Gruppen. Eben-
falls als positive Entwicklungen wurden die Ge-
setzgebung zum Schutz von indigenen Völkern,
die Vorbereitungen zur Ratifikation des einschlä-
gigen ILO-Übereinkommens Nr. 169 und den
Beitritt zur Rahmenkonvention des Europarats
zum Schutz von nationalen Minderheiten aner-
kannt. Zu kritisieren gab es die unzureichende
Definition rassischer Diskriminierung in den
Gesetzen. Der Ausschuß forderte den Vertrags-
staat auf, präzise Informationen über Fälle von
Rassendiskriminierung im nächsten Bericht zu
übermitteln. Er beklagte die schwierige Situati-
on jener ehemaligen Sowjetbürger, die bis 2002
legale Einwohner Rußlands waren und nach In-
krafttreten des Staatsbürgerschaftsgesetzes zu
illegalen Migranten wurden. Besorgnis erregten
auch fremdenfeindliche Tendenzen in den Me-
dien. Besonders prekär erschien die Lage jener
Tschetschenen, die an anderen Orten Rußlands
Zuflucht gesucht hatten. Insbesondere Tschet-
schenen seien unter dem Vorwand der Terroris-
musbekämpfung immer wieder diskriminieren-
der Behandlung seitens der Behörden ausge-
setzt. Der Ausschuß wies in diesem Zusammen-
hang auf seine aus gleichem Anlaß abgegebene
Erklärung vom 8. März 2002 hin.
Saudi-Arabien legte seinen Erstbericht und die
zwei folgenden Reports gleichzeitig vor und
war hochrangig vertreten. Der CERD wertete
den Dialog als sehr erfreulich, merkte indes kri-
tisch an, daß die Berichte keineswegs den Richt-
linien entsprachen und in ihnen ein Großteil der
zentralen Themen – politisches System, demo-
graphische Zusammensetzung, Umsetzung der
Konvention in der Praxis – nicht behandelt wur-
den. Die Reformen im Prozeßrecht und Straf-
prozeßrecht, die Einrichtung eines ständigen Aus-
schusses zur Untersuchung von Foltervorwür-
fen und das nationale Programm zur Bekämp-
fung der Armut wurden ebenso als Fortschritte
gewertet wie die Zulassung der ersten nicht-
staatlichen Organisationen (NGOs) in Sachen
Menschenrechte. Informationen über die weite-
re Entwicklung sollen in den nächsten Bericht
eingehen. Der CERD begrüßte die stärkere Ein-
bindung des Landes in das internationale Sy-
stem des Menschenrechtsschutzes. Positiv wur-
de die Zulassung von Nichtstaatsangehörigen
zur Krankenversicherung, die Abschaffung der
Wegnahme der Reisedokumente von ausländi-
schen Arbeitnehmern durch ihre Arbeitgeber
sowie die Einführung von speziellen Schulan-
geboten in der Sprache der Arbeitsmigranten ge-
wertet. Der Ausschuß zeigte sich besorgt über
den sehr ungenauen und weitreichenden Vorbe-
halt zum Übereinkommen, der mit dessen Ziel
und Zweck unvereinbar erscheint; angeregt wur-
de eine Überprüfung des Vorbehalts durch den
Vertragsstaat. Auch wenn viele Gesetze, könig-
liche Dekrete und die Scharia einen Gleichheits-
grundsatz enthielten, entsprächen diese rechtli-
chen Regelungen dem Nichtdiskriminierungs-
gebot der Konvention noch nicht. Saudi-arabi-
schen Frauen ist es derzeit nicht möglich, ihre
Staatsbürgerschaft an ihr Kind weiterzugeben,
wenn sie mit einem Ausländer verheiratet sind.
Der Ausschuß äußerte seine Besorgnis über Be-
richte, daß eine große Zahl von Ausländern oh-
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ne die Unterstützung eines Verteidigers zum To-
de verurteilt wurde.
Slowenien übermittelte seinen 5. Bericht. Der
Ausschuß begrüßte die zusätzliche Informatio-
nen, die die Delegation im Dialog übermittelte,
und zeigte sich erfreut darüber, daß der Vertrags-
staat sich dem Individualbeschwerdeverfahren
unterworfen hat. Aufgefordert wurde dieser aber
dazu, in seinen nächsten Bericht deutlich mehr
Informationen über die Umsetzung der Pakt-
rechte aufzunehmen, einschließlich statistischen
Materials über die Integration von Minderhei-
ten. Der CERD nahm zur Kenntnis, daß Ungarn
und Italiener im Parlament vertreten sind, wies
aber darauf hin, daß alle Minderheiten repräsen-
tiert sein sollten. Gewürdigt wurde das Mitspra-
cherecht der Roma bei sie betreffenden Entschei-
dungen. Der Ausschuß gab aber zu bedenken,
daß die Unterscheidung von indigenen und neu-
en Roma zu neuer Diskriminierung führen kön-
ne.
Mit Tunesien, welches den 13. bis 17. Bericht
vorlegte, wurde der Dialog wieder aufgenom-
men. Kritisch wurde vom Ausschuß angemerkt,
daß der Bericht ausschließlich auf die gesetzli-
che Umsetzung des Übereinkommens im Lande
eingehe. Begrüßt wurde die Aufnahme einer
Bestimmung in die Verfassung, welche die di-
rekte Anwendung von ratifizierten internationa-
len Verträgen vor den Gerichten zuläßt. Ebenso
wird die Einsetzung einer Kommission für Men-
schenrechtserziehung sowie die Durchführung
von Menschenrechtsbildungsprogrammen positiv
hervorgehoben. Angesichts der Tatsache, daß der
Vertragsstaat keinerlei Information zur ethni-
schen Zusammensetzung der Bevölkerung über-
mittelte, erinnerte der Ausschuß an seine Richt-
linie zur Erstellung von Berichten und seine
Allgemeine Empfehlung Nr. VIII. Auch bemän-
gelte der CERD das Fehlen von Informationen
über die Berber und über Maßnahmen, die zu
ihrem Schutz und zur Erhaltung ihrer Kultur er-
griffen wurden.
Nach zwei Jahrzehnten wieder aufgenommen
wurde der Dialog mit Uganda, das seinen 2. bis
10. Bericht in einem Dokument übermittelte. Die
Schaffung der Ugandischen Menschenrechts-
kommission wurde gelobt und die Hoffnung da-
ran geknüpft, daß dieses Organ Informationen
zu den Menschenrechten verbreitet und die Men-
schenrechtserziehung für Polizei, Armee und
Gefängnispersonal vorantreibt. Die neue Verfas-
sung von 1995, die die Gleichheit vor dem Ge-
setz und das Verbot der rassischen Diskriminie-
rung festschreibt, wurde begrüßt. Die Anstren-
gungen der Regierung, die allgemeine Schul-
pflicht für alle Kinder einzuführen, wurden er-
freut zur Kenntnis genommen. Der Ausschuß
war sich dessen bewußt, daß auf Grund der
schwierigen politischen und ökonomischen La-
ge durch den Konflikt im Norden des Landes
und durch die Verbreitung von HIV/Aids sich
die Situation der schwachen Gruppen verschlech-
tert hat und die Umsetzung der Konvention er-
schwert wurde. Über die ethnische Zusammen-
setzung der Bevölkerung und die sozio-ökono-
mische Situation der verschiedenen Gruppen
hatte der Vertragsstaat keine ausreichenden Da-
ten übermittelt; dieses Versäumnis soll im näch-
sten Bericht nachgeholt werden. Der Ausschuß
mahnte die Einführung einer strafrechtlichen
Bestimmung zur Verfolgung von Organisatio-

nen, die Hetzkampagnen betreiben, an. Besorgt
zeigte sich der Ausschuß über behauptete Über-
griffe der ugandischen Armee in der Demokra-
tischen Republik Kongo. Angesichts der nach
wie vor großen Bedrohung durch HIV/Aids sei
sicherzustellen, daß sämtliche ethnischen Grup-
pen – und insbesondere die Frauen – von den
nationalen Strategien zur Bekämpfung der Pan-
demie profitieren können.
Papua-Neuginea war seinen Berichtspflichten
nicht nachgekommen. Der Vertragsstaat reagier-
te auch weder auf die Anfrage, Informationen
über die Situation auf Bougainville zu übermit-
teln, noch nahm er das Angebot zum Dialog mit
dem Ausschuß wahr. Beschlossen wurde, auf
der 64. Tagung die Umsetzung des Überein-
kommens in Papua-Neuguinea auch dann zu
prüfen, wenn der Vertragsstaat seiner Berichts-
pflicht nicht genügt hat.

� 63. Tagung

Im August 2003 beriet der Ausschuß die Staa-
tenberichte von wiederum elf Vertragsparteien:
Albanien, Bolivien, Finnland, Großbritannien,
Iran, Kap Verde, Korea (Republik), Lettland,
Norwegen, St. Vincent und die Grenadinen so-
wie Tschechien. Malawi wurde geprüft, ohne
daß ein Bericht vorlag.
Der Ausschuß beriet über die konsolidierte Fas-
sung (Nr. 1 bis 4) der Berichte Albaniens. Tira-
na übermittelte den Erstbericht mit achtjähriger
Verspätung, war aber mit einer Delegation ver-
treten. Der Ausschuß bemängelte, daß der Be-
richt nicht den Richtlinien entspreche und keine
konkrete Informationen über die praktische Um-
setzung des Vertragswerks enthalte. Positiv wur-
den die Fortschritte beim Aufbau des Rechtswe-
sens sowie die Ratifikationen zahlreicher inter-
nationaler wie auch regionaler menschenrechtli-
cher Verträge verzeichnet. Der Bericht war frei-
lich auf Grund veralteter statistischer Daten zur
ethnischen Zusammensetzung der Bevölkerung
mangelhaft. Der CERD wies darauf hin, daß durch
die Unterscheidung von nationalen und sprach-
lichen Minderheiten die Gruppe der sprachli-
chen Minderheiten schlechter gestellt werde, da
die kulturellen Rechte nur den nationalen Min-
derheiten zuerkannt werden. Sehr besorgt äu-
ßern sich die Mitglieder des Ausschusses über
oft seitens der Polizei verübte Übergriffe auf
junge Roma.
Bolivien übermittelte seinen 14. bis 16. Bericht.
Dem Ausschuß sind die großen wirtschaftlichen
Probleme des Vertragsstaats bewußt, die für die
Umsetzung des Übereinkommens hinderlich sein
können. Er lobte die ausführlichen und detail-
lierten Darlegungen und das Eingehen auf die
Abschließenden Bemerkungen zum letzten Staa-
tenbericht. Besorgt äußerte er sich über das Feh-
len von rechtlichen Normen, die ein Vorgehen
gegen rassistisch motivierte Übergriffe ermög-
lichen, und forderte den Vertragsstaat auf, hier
seinen Verpflichtungen nachzukommen. Befrem-
det zeigten sich die Sachverständigen über be-
richtete Übergriffe der Exekutive gegen Ange-
hörige indigener Gruppen bei Besitzstreitigkei-
ten in der Gegend von Chapare. Einen Wider-
spruch zum Übereinkommen vermutete der Aus-
schuß im Umgang mit der afro-bolivianischen
Bevölkerung und forderte dazu detaillierte In-
formation an.
Finnland reichte seinen 16. periodischen Be-

richt pünktlich ein; hervorgehoben wurde, daß
NGOs zur Mitwirkung an der Erstellung des Be-
richts eingeladen waren. Positiv hob der CERD
die Ratifikation internationaler Menschenrechts-
verträge und die Einführung der Individualbe-
schwerdemöglichkeit nach dem Übereinkom-
men hervor. In der Strafgesetzänderung 2003
wurden rassistischen Motive in das Strafrecht
aufgenommen. Bemängelt wurde, daß die Defi-
nition der Zugehörigkeit zur Gruppe der Samen
zu eng gefaßt sei; die Selbsteinstufung komme
zu kurz. Der Vertragsstaat solle das ILO-Über-
einkommen Nr. 169 zum Schutz der Urbevölke-
rung ratifizieren und den Streit über die Land-
rechte der Samen gemeinsam mit ihnen lösen.
Befremdet waren die Sachverständigen darüber,
daß es in Finnland zu einer signifikanten Zu-
nahme von Rassenhaß und fremdenfeindlichen
Tendenzen speziell bei Jugendlichen gekommen
ist. Sie wiesen darauf hin, daß das Verbot rassi-
stischer Propaganda auch das Phänomen des
Rassismus im Internet umfasse, und regten an,
die Bemühungen zur Überprüfung der Inhalte
des Internets auszudehnen. Dem neuen Frem-
denrecht, insbesondere dem Schnellverfahren
für Asylwerber, steht der Ausschuß äußerst kri-
tisch gegenüber. Auch in Finnland ist die Lage
der Roma von Diskriminierung im Alltag ge-
prägt.
Großbritannien übermittelte einen ausführli-
chen und umfassenden (16. und 17.) Bericht.
Der Ausschuß begrüßte die Mitwirkung von
NGOs am Bericht sowie das Eingehen auf fast
alle Anregungen aus den vorangegangenen Ab-
schließenden Bemerkungen. Er mußte aber an-
merken, daß der Bericht nicht vollständig den
Richtlinien entsprach. Der Ausschuß begrüßte
die 2000 vorgenommene Ergänzung des Geset-
zes über die Beziehungen zwischen den Rassen
(Race Relations Amendment Act), mit der ge-
gen Diskriminierung durch Behörden vorgegan-
gen wird, und die zusätzliche Verordnung aus
dem Jahre 2003, welche sich auch gegen eine
indirekte Diskriminierung wenden. Mit Bedau-
ern stellte der Ausschuß die Nichteinbeziehung
des Übereinkommens in die nationale Rechts-
ordnung fest. Bis zur Inkorporation des Über-
einkommens werden nationale Gerichte seine
Bestimmungen nicht anwenden. Besorgt zeig-
ten sich die Mitglieder des CERD über die Ver-
breitung rassistischer Vorurteile gegen ethni-
sche Minderheiten, Asylwerber und Migranten
durch die Medien. Ebenfalls Anlaß zur Sorge
gaben Berichte über Übergriffe auf Asylbewer-
ber. Der CERD gab zu bedenken, daß ein Ab-
schnitt der Gesetzesergänzung von 2000 eine
Diskriminierung durch Beamte der Einwande-
rungsbehörde auf Grund der nationalen oder
ethnischen Zugehörigkeit zulasse, was dem Prin-
zip der Nichtdiskriminierung völlig widerspre-
che. Positiv wertete der Ausschuß die Bemü-
hungen, die Polizei zu reformieren und An-
gehörige der Minderheiten in ihre Reihen auf-
zunehmen. Als bedauerliche Entwicklung sah
der Ausschuß die Diskriminierung von Roma
und Fahrenden. Das Fehlen von Angaben zur
Umsetzung des Übereinkommens im Britischen
Territorium im Indischen Ozean wurde als Man-
gel angesehen.
Erfreulich detailliert war der (16. und 17.) Be-
richt Irans. Der CERD lobte die Anstrengungen
des Landes bei der Aufnahme einer großen Zahl
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von Flüchtlingen aus Afghanistan und Irak. Im
nächsten Bericht soll dem Mangel an Informa-
tionen zur Zusammensetzung der Bevölkerung
abgeholfen werden; Angaben sollen auch zur
arabischen Bevölkerung Khusistans gemacht
werden. Der CERD stellte fest, daß der Status
des Übereinkommens in der nationalen Rechts-
ordnung unklar ist, und zeigte sich besorgt an-
gesichts von Berichten über diskriminierende
Praktiken auf Grund von Rasse und Religion.
Besonders betroffen scheint die Gruppe der Ba-
hai zu sein. Er forderte Iran auf, auf die in der
Konvention niedergelegte Gewissens- und Re-
ligionsfreiheit Bedacht zu nehmen und über die
Aufgaben des nationalen Komitees zur Förde-
rung der Rechte religiöser Minderheiten zu be-
richten.
Kap Verde übermittelte seinen 3. bis 12. Bericht
in einem Dokument. Die Mitglieder des Aus-
schusses zeigten sich erfreut über die Wieder-
aufnahme des Dialogs nach 20 Jahren und nah-
men die Umgestaltung zu einer Mehrparteien-
demokratie zur Kenntnis. Der Bericht entsprach
den Richtlinien nicht in allen Punkten, weswe-
gen der CERD die Inanspruchnahme der techni-
schen Hilfe des Hohen Kommissars für Men-
schenrechte zur Berichtserstellung anregte. Der
Ausschuß begrüßte die große Zahl von Ratifika-
tionen internationaler Verträge, die direkt vor den
nationalen Gerichten zur Anwendung kommen
können. Weitere positive Entwicklungen stell-
ten die Verankerung der Menschenrechtserzie-
hung in den Schulcurricula sowie die Gleich-
stellung der kreolischen Sprache dar. Besorgt
war der CERD über das Fehlen von Strafbe-
stimmungen zur Bekämpfung des Menschen-
handels und das Defizit im Hinblick auf die
Verankerung der Gleichstellung der Frau.
Der Ausschuß lobte den (11. und 12.) Bericht
der Republik Korea und das sehr konstruktive
Gespräch mit einer sehr großen Delegation. Po-
sitiv wertete der Ausschuß die gesetzliche Ein-
führung von nationalen Institutionen des Men-
schenrechtsschutzes, die Verbesserung des Auf-
enthaltsstatus von Ausländern und Neuregelun-
gen im Asylrecht. Der CERD wies darauf hin,
daß in den nächsten Bericht konkrete Angaben
zur Zusammensetzung der Bevölkerung einflie-
ßen sollten, auch wenn bereits Informationen
über die chinesische Minderheit und andere Mi-
noritäten übermittelt wurden. Die Behandlung
ausländischer Arbeitskräfte scheine nicht immer
konventionsgemäß zu sein, und die Bekämpfung
des Menschenhandels – von dem vor allem Frau-
en betroffen sind, die zur Prostitution gezwun-
gen werden – sei verbesserungsbedürftig.
Lettland reichte den 4. und 5. Bericht zusam-
men ein. Der Ausschuß begrüßte die Fortschrit-
te im Bereich der Gesetzgebung, insbesondere
die Beschwerdemöglichkeit an den Verfassungs-
gerichtshof. Das neue Gesetz über Personaldo-
kumente hat die Empfehlung des CERD, in die
Ausweise keine Information zur ethnischen Zu-
gehörigkeit aufzunehmen, umgesetzt. Die Ein-
führung des Sprachengesetzes im Jahre 2000
wurde zur Kenntnis genommen; Bedenken be-
stehen dahin gehend, daß die zu enge Ausle-
gung des Gesetzes negative Folgen für den akti-
ven Gebrauch von Minderheitensprachen haben
kann. Der CERD nahm zur Kenntnis, daß die
Zahl der Einbürgerungen (von Personen russi-
scher Herkunft) gestiegen ist; dennoch stimmte

ihn der hohe Anteil derer, die den lettischen
Sprachtest nicht bestehen, bedenklich. Die Un-
terstützung zum Erlernen der Sprache sei auszu-
bauen. Die Sachverständigen regten an, ihre Ab-
schließenden Bemerkungen sowohl in lettischer
als auch in russischer Sprache zu veröffentli-
chen.
Norwegen brachte seinen 16. Bericht pünktlich
und in guter Qualität ein. Der Ausschuß begrüß-
te die zahlreichen Verbesserungen in der Rechts-
ordnung des Landes; zu nennen sind hier das
Migrationsrecht aus dem Jahre 2000 und das
Strafrechtsänderungsgesetz von 2002. Der zwei-
te nationale Aktionsplan zur Bekämpfung der
Rassendiskriminierung wurde erfreut zur Kennt-
nis genommen. Das Fehlen von Informationen
zur ethnischen Zusammensetzung der Bevölke-
rung wurde unter Hinweis auf die Allgemeine
Empfehlung Nr. VIII bemängelt. Der Ausschuß
zeigte sich besorgt über eine Ergänzung des
Fremdenrechts, die die Auslieferung von Perso-
nen mit vermutetem terroristischem Hintergrund
betrifft, und gab zu bedenken, daß die menschen-
rechtlichen Anforderungen nicht außer acht ge-
lassen werden dürfen.
St. Vincent und die Grenadinen nahm seine Be-
richtspflichten nach fast 20 Jahren wieder auf.
Es übermittelte eine konsolidierte Fassung der
Berichte 2 bis 10, die allerdings den Richtlinien
des CERD nicht entsprach, und entsandte auch
keine Delegation. Die wirtschaftlichen Schwie-
rigkeiten und großen Schäden durch Naturkata-
strophen sind dem Ausschuß bewußt. Positiv
wurde die Einbeziehung der Menschenrechte in
die Verfassung bewertet, auch wenn einige Ab-
schnitte nicht vollständig dem Artikel 1 des Über-
einkommens entsprechen, da sie die Diskrimi-
nierung nicht ausdrücklich verbieten. Bemän-
gelt wurde, daß im Bericht keine Informationen
über die ethnische Zusammensetzung der Be-
völkerung und die gesprochenen Sprachen ent-
halten waren. Der CERD regte an, daß der Ver-
tragsstaat die technische Hilfe des Hohen Kom-
missars für Menschenrechte bei der Erstellung
des nächsten Berichts in Anspruch nimmt.
Tschechien übermittelte seinen 5. Bericht. Der
Ausschuß zeigte sich erfreut über die Annahme
der Individualbeschwerde sowie die Angabe,
daß alle ratifizierten internationalen Menschen-
rechtsverträge direkt anwendbar sind und dem
Landesrecht vorgehen. Er begrüßte auch die Viel-
zahl an gesetzlichen Neuerungen, die auf die
Minderheitenrechte Rücksicht nehmen. Er hob
die Einführung von unterschiedlichen Beiräten
der Regierung auf dem Gebiet der Menschen-
rechte hervor, so den Rat für Angelegenheiten
der Roma und den für nationale Minderheiten.
Der CERD lobte die konkreten Maßnahmen zur
Verbesserung der Lage der Roma, merkte aber
an, daß die Initiativen, für Roma-Familien ver-
mehrt Unterkünfte am gleichen Ort zu schaffen,
langfristig zu einer Ghettobildung führen könn-
ten. Im Schulwesen solle es nicht zur Ausgren-
zung der Roma-Kinder in besondere Schulen
kommen, sondern zur integrierten Förderung.
Malawi hatte das Übereinkommen 1996 ratifi-
ziert, aber noch keinen Bericht übermittelt. Der
Ausschuß merkte anläßlich seiner Erörterung
der Lage in Abwesenheit einer Vertretung der
Vertragspartei an, daß dieses Verhalten das Über-
wachungssystem des Übereinkommens gravie-
rend schwäche.

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß in sehr
vielen Fällen der Ausschuß mit faktischen re-
spektive rechtlichen Benachteiligungen von Ur-
einwohnern oder neu zugewanderten Minder-
heiten (vor allem Flüchtlinge und Asylsuchen-
de) konfrontiert war. Diese Benachteiligungen
manifestierten sich häufig in einem problemati-
schem Umgang staatlicher Funktionsträger, oft-
mals aus dem Justizwesen und den Sicherheits-
kräften, mit den betroffenen Personengruppen.
Hinzu kommen aber auch eine teilweise sehr
ausgeprägte Fremdenfeindlichkeit und tiefsit-
zende rassistische Vorurteile gegenüber Minder-
heiten. Der CERD forderte deshalb die jeweili-
gen Vertragsstaaten dazu auf, die notwendigen
gesetzlichen Regelungen zu erlassen (in erster
Linie Straftatbestände zu schaffen), die entspre-
chenden Vorfälle konsequent polizeilich und
strafrechtlich zu verfolgen und zu ahnden sowie
schließlich durch Maßnahmen einer umfassen-
den Menschenrechtserziehung präventiv tätig zu
werden. Zumeist wurden den Vertragsstaaten
auch aufgetragen, die Erklärung und das Ak-
tionsprogramm von Durban bei der weiteren Um-
setzung des Übereinkommens zu berücksichti-
gen und in künftigen Berichten über die hierzu
getroffenen Maßnahmen zu informieren. Den-
jenigen Vertragsstaaten, die die Anerkennung
des Individualbeschwerdeverfahrens noch nicht
vorgenommen hatten, wurde dieser Schritt na-
hegelegt.

Individualbeschwerdeverfahren

Mit der Prüfung von ›Mitteilungen‹ gemäß Art.
14 des Übereinkommens ist der CERD seit 1984
befaßt. Derartige Individualbeschwerden ermög-
lichen es Einzelpersonen, eine Verletzung des
Übereinkommens durch diejenigen Vertrags-
staaten zu rügen, die diese Prüfungsbefugnis
des CERD anerkannt haben. Insgesamt 43 Staa-
ten hatten bis zum Ende der 63. Tagung die Er-
klärung nach Art. 14 abgegeben.
2003 wurde über sechs Individualbeschwerden
entschieden, von denen vier unzulässig waren.
In drei Fällen war der innerstaatliche Rechts-
weg nicht ausgeschöpft worden, während in ei-
nem Fall Beschwerdeführer eine juristische Per-
son war und keine einzelne Person oder Perso-
nengruppe. Von diesen vier Beschwerden wa-
ren drei gegen Dänemark, eine war gegen Frank-
reich gerichtet gewesen.
Auf der 62. Tagung behandelte der CERD die
Mitteilung Nr. 26 (Hagan gegen Australien).
Beschwerdeführer war ein australischer Staats-
angehöriger mit Wurzeln in der Urbevölkerung
des Kontinents. Er fühlte sich durch ein Schild
mit der Aufschrift »E.S. ›Nigger‹ Brown Stand«
an einer Tribüne eines Sportplatzes in seinen
Rechten verletzt. Der Ausschuß führte dazu aus,
obwohl der hellhäutige Brown sich durch diese
Aufschrift zu seinen Lebzeiten nicht gestört
fühlte, müsse man diese Aufschrift im Wandel
der Zeiten bewerten. Daher empfahl der CERD,
das Schild zu entfernen.
Der Ausschuß befaßte sich während der 63. Ta-
gung mit der Mitteilung Nr. 27 (Quereshi gegen
Dänemark). Ein dänischer linkssozialistischer
Parlamentarier fühlte sich durch führende Ver-
treter der Fortschrittspartei in seinen Rechten
verletzt. Hier gab es zwei unterschiedliche Vor-
kommnisse: eine Presseerklärung, deren Inhalt
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der Ausschuß nicht als Verstoß ansah, und rassi-
stische Äußerungen bei einer öffentlichen Ver-
anstaltung. Bezogen auf das zweite Ereignis stell-
te der CERD fest, daß rassistische Aussagen
von politisch Aktiven dem Verbot rassistischer
Propaganda widersprechen. Der Ausschuß wies
den Vertragsstaat darauf hin, daß er eine Abwä-
gung zwischen der freien Meinungsäußerung
und den Geboten des Übereinkommens zu tref-
fen habe, insbesondere wenn die rassistischen
Aussagen von Vertretern politischer Parteien
geäußert werden.

Frühwarnverfahren

1992 hatte der Ausschuß die Prävention der
Rassendiskriminierung durch Maßnahmen der
Frühwarnung und durch sogenannte dringliche
Verfahren zum festen Bestandteil seiner Tages-
ordnung gemacht. Der CERD mißt seiner »›Früh-
warnfunktion‹ in einer Welt zunehmender eth-
nischer Spannungen« große Bedeutung zu (VN
6/1992 S. 211). In diesem Kontext wurde wäh-
rend der 62. Tagung die Lage in Côte d’Ivoire,
Guyana und Suriname behandelt. Auf der 63.
Tagung nahmen die Experten Stellung zur Lage
der Hmong in Laos sowie zur Beschränkung der
Familienzusammenführung durch Israel im Fal-
le von Ehen zwischen israelischen Bürgern und
Einwohnern des Westjordanlands oder des Ga-
zastreifens. ❒

Neue Partnerschaft
MAREN RÖSSLER

Indigene Völker: 3. Tagung des Ständigen Fo-
rums – Ende der Amtszeit eines Teiles der
Mitglieder – Zwischenbilanz – Dekade schließt
ohne Deklaration

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Carola
Hausotter, Neue Heimat UN, VN 3/2002 S. 119,
fort.)

Als das Ständige Forum für indigene Fragen
(Permanent Forum on Indigenous Issues) vor
zwei Jahren am Sitz der Vereinten Nationen sei-
ne Arbeit aufnahm, wurden die indigenen Teil-
nehmer von Generalsekretär Kofi Annan mit die-
sen Worten begrüßt: »Ihr seid bei den Vereinten
Nationen zuhause.« Die Einrichtungen und Pro-
gramme der UN seien dazu da, ihnen bei der
Überwindung von Unterdrückung und Diskri-
minierung zu helfen. Bei der Eröffnung der drit-
ten Tagung, die vom 10. bis 21. Mai 2004 abge-
halten wurde, wiederholte der Generalsekretär
diese Worte. Die zweite Tagung des Forums
hatte vom 12. bis 23. Mai 2003 ebenfalls in New
York stattgefunden und war insbesondere dem
Thema ›Indigene Kinder und Jugendliche‹ ge-
widmet.

I. Das Ständige Forum – ein Nebenorgan des
Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC), das je
acht Vertreter der Regierungen und der Indige-
nen umfaßt – soll die Interessen der indigenen
Völker wahren. Es erarbeitet Empfehlungen für
UN-Einrichtungen und Regierungen in sechs
Bereichen: wirtschaftliche und soziale Entwick-
lung, Umwelt, Gesundheit, Menschenrechte, Kul-
tur und Bildung. Seit dem letzten Jahr steht dem

Forum dabei ein eigenes Sekretariat zur Seite,
das für die Koordinierung der Arbeit sowie als
kontinuierlicher Ansprechpartner für UN-Ein-
richtungen, Regierungen, nichtstaatliche Orga-
nisationen (NGOs) sowie indigene Vereinigun-
gen unabdingbar ist. Seit der durchaus als histo-
risch zu qualifizierendem ersten Tagung im Jah-
re 2002 konnte das Treffen einen Anstieg der
Interessenten verzeichnen: 2003 wurden im Vor-
feld der Tagung 1900 Anmeldungen registriert,
dieses Jahr waren es 2100. Da allerdings viele
der an einer Teilnahme interessierten indigenen
Beobachter Schwierigkeiten haben, Visa zur Ein-
reise in die Vereinigten Staaten zu erhalten, blei-
ben die realen Teilnehmerzahlen weit dahinter
zurück. 2003 besuchten 750, dieses Jahr etwa
900 Personen die Zusammenkunft.
Mit diesem Jahr endet die Amtszeit der 16 Mit-
glieder des Forums. Während die Regierungen
ihre bisherigen Vertreter mehrheitlich im Amt
bestätigten, werden lediglich zwei der acht un-
abhängigen indigenen Experten der ersten Peri-
ode die zweite Amtszeit (2005-2007) antreten.
Die dritte Tagung stand somit im Zeichen einer
kritischen Auswertung des bisher Erreichten.

II. Im Vorfeld erhielt das Sekretariat Berichte
von sechs Regierungen sowie 14 UN-Einrich-
tungen und anderen zwischenstaatlichen Orga-
nisationen. In einem eigenen Bericht analysier-
te es zudem die jüngsten Entwicklungen in den
sechs Bereichen des Mandats des Ständigen Fo-
rums. Die zunehmende Beteiligung der Mitglie-
der des Forums an Tagungen von UN-Organi-
sationen oder -Arbeitsgruppen und anderen in-
ternationalen Beratungen wurde hervorgeho-
ben. Das Sekretariat fordert jedoch eine engere
Koordination zwischen indigenen Organisatio-
nen, NGOs und Regierungen, um eine aktivere
Beteiligung der Regierungen zu erreichen.
Einzelne Mitglieder des Forums kritisierten im
Verlauf der Tagung, daß auf regionaler und na-
tionaler Ebene das Forum oft noch nicht be-
kannt sei – weder bei den entsprechenden Län-
derbüros der UN-Organisationen noch unter den
Indigenen selbst. Das Sekretariat plant deshalb
die Entwicklung eines Trainingszwecken dien-
enden Handbuchs sowie Videos zu indigenen
Themen für Regierungen und UN-Organisatio-
nen. Den Forumsmitgliedern und Teilnehmern
des Treffens fällt in diesem Rahmen die Aufga-
be zu, sich intensiver um die Verbreitung von
Informationen über die Arbeit des Forums auf
der nationalen Ebene zu bemühen.
Ausgewertet wurde auch die Umsetzung der bis-
herigen Empfehlungen des Forums: nach der
zweiten Tagung systematisierte das Sekretariat
rund 260 Empfehlungen von Teilnehmerseite.
Darauf aufbauend wurde ein Plan zur Überprü-
fung ihrer Umsetzung erarbeitet, eingeteilt in
kurz-, mittel- und langfristige Ziele. Für den
Zeitraum 2004 bis 2008 hat das Sekretariat nun
eine Liste der wichtigsten Ziele für Entwick-
lungsprogramme von UN-Einrichtungen sowie
Regierungen erstellt. Diese Liste soll der An-
fang einer umfassenden Datenbank zu Entwick-
lungszielen und Programmen für indigene Völ-
ker sein.
Positiv bewertet das Forum die Erweiterung der
Stipendienprogramme für Indigene: Die ILO
führt seit 2003 – in enger Zusammenarbeit mit
einem ähnlichen Programm der Arbeitsgruppe

für autochthone Bevölkerungsgruppen der Men-
schenrechts-Unterkommission – Kurse für Indi-
gene durch, in denen sie Programme und Funk-
tionen einzelner UN-Einrichtungen besser ken-
nenlernen.
Allgemein bedauert wurde auf der dritten Ta-
gung, daß der Abschluß der Verhandlungen über
eine Erklärung der Vereinten Nationen zu den
Rechten indigener Völker weiterhin nicht abseh-
bar ist. Nach wie vor ist lediglich über vier von
45 Artikeln des Entwurfs Einigung erzielt wor-
den. Die Internationale Dekade der Ureinwoh-
ner (1994-2004) dürfte damit ohne die Verab-
schiedung einer Deklaration zu Ende gehen.

III. Die nächste Tagung des Forums findet vom
9. bis 20. Mai 2005 in New York statt. Die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele der Vereinten Na-
tionen sind dann zentrales Thema, vor allem in
bezug auf die beiden Anliegen der Beseitigung
von extremer Armut und Hunger sowie der welt-
weiten Durchsetzung der Primarschulbildung für
Jungen wie Mädchen. Das Forum will dabei zu-
nächst Informationen zur bisherigen Realisierung
dieser Entwicklungsziele hinsichtlich der Urein-
wohner durch UN-Einrichtungen und Regierun-
gen liefern. Darauf aufbauend sollen Empfehlun-
gen für das weitere Vorgehen erarbeitet werden.
Die Umsetzung der Empfehlungen zu verfolgen,
bleibt wohl auch in den nächsten Jahren die größ-
te Herausforderung für das Forum.
Die bisherigen Ergebnisse geben Anlaß zu vor-
sichtigem Optimismus. Die dritte Tagung hat ge-
zeigt, daß viele indigene Vertreter die ›neue Hei-
mat UN‹ in den letzten Jahren gründlich studiert
sowie ihre Stärken und Schwächen analysiert
haben. Auf der Seite der Einrichtungen und Son-
derorganisationen der UN einschließlich der Welt-
bank läßt sich Dialogbereitschaft erkennen. Aber
die »neue Partnerschaft zwischen Indigenen und
den Vereinten Nationen« wird, wie Annan in sei-
ner Einführungsrede betonte, »nur funktionie-
ren, wenn die Indigenen wirklich in die Entschei-
dungen einbezogen werden, die sie direkt be-
treffen – und wenn eine wahrhaftige Sensibilität
gegenüber ihren Kulturen entwickelt wird«. ❒

Reform verschoben

ULRICH KALBITZER · SUJATA GHORAI

58. Generalversammlung: 3,2-Mrd-Dollar-
Haushalt für 2004/05 – Einsparungen beim
Personal – Einigung über neue Beitragsskala –
Budget für Friedensoperationen auf Rekord-
höhe – Haushalte der beiden internationalen
Strafgerichtshöfe – Überlegungen zum Haus-
haltsverfahren

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Jobst Hol-
born, Einigung zu Heiligabend, VN 1/2002 S.
33f., fort. Vgl. auch den Beitragsschlüssel für
den Haushalt der Vereinten Nationen 2004 bis
2006, VN 2/2004 S. 52f.)

Gerade bei Haushaltsfragen erfolgt in der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen die
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Einigung regelmäßig im letzten Moment. So nahm
dieses durch Artikel 17 der UN-Charta mit der
Prüfung und Genehmigung des Haushaltsplans
der Organisation betraute Hauptorgan auf sei-
ner 58. Ordentlichen Tagung den regulären Pro-
grammhaushaltsplan für den Zweijahreszeitraum
2004-2005 erst am 23. Dezember 2003 an, indem
es ohne förmliche Abstimmung die Resolution
58/271 verabschiedete. Die drei Teile (A-C) um-
fassende Entschließung kam nach monatelan-
gen äußerst schwierigen Verhandlungen zustan-
de. Erst am vorangegangenen Abend hatte sich
der für Fragen von Verwaltung und Haushalt zu-
ständige 5. Hauptausschuß der Generalversamm-
lung schließlich auf ein Ausgabenvolumen in
Höhe von 3 160 860 300 US-Dollar geeinigt.

I. Das mit dieser Resolution beschlossene Haus-
haltsvolumen für 2004/05 liegt mit knapp 70
Mill Dollar unter dem ursprünglich vorgelegten
Entwurf des Generalsekretärs für dieses Bienni-
um. Im Vergleich zum revidierten Haushalt des
vorherigen Zweijahreszeitraums 2002/03, der ein
Ausgabenvolumen in Höhe von 2 967 727 800
Dollar auswies, bedeutet der neue Haushalt ei-
nen absoluten Anstieg in Höhe von rund 193 Mill
Dollar, was einer relativen Steigerung von 6,5
vH entspricht.
Die Empfehlungen des Beratenden Ausschusses
für Verwaltungs- und Haushaltsfragen (ACA-
BQ) zum Haushaltsentwurf schlugen zunächst
Kürzungen in Höhe von 40,3 Mill Dollar vor
und wurden auch weitgehend durchgesetzt. Je-
doch gingen der westlichen Gruppe diese Eins-
parungen nicht weit genug, so daß als Ergebnis
der Verhandlungen weitere Kürzungen von ins-
gesamt knapp 29 Mill Dollar erzielt wurden.
Nachdem im letzten Haushalt die Einsparungen
vor allem bei den Sachmitteln erfolgt waren,
konzentrierte sich die westliche Gruppe bei die-
sen Verhandlungen auf die Personalkosten im
Bereich des einfachen und mittleren Dienstes
(General Service). Hier wurde argumentiert, daß
die Einführung des neuen Informationstechno-
logie-Systems bislang keine Auswirkungen auf
den Personalbestand hatte. Ein weiterer wichti-
ger Reformschritt trug dem unausgewogenen
Verhältnis zwischen dem höheren Dienst (pro-
fessional and higher categories) einerseits und
dem einfachen und mittleren Dienst anderer-
seits Rechnung. Des weiteren konnte gegen er-
heblichen Widerstand in der ›Gruppe der 77‹
(G-77) der Entwicklungsländer eine Einigung
zu dem Vorschlag erzielt werden, das Manage-
ment des gesamten UN-Stellenplans auf das Se-
kretariat zu übertragen. Dieses Konzept berech-
tigt den Generalsekretär, bis zu 50 Stellen im
Zweijahreszeitraum 2004/05 in eigener Verant-
wortung im gesamten Personalbereich, also vom
einfachen Dienst bis zu den Untergeneralsekre-
tären, umzusetzen. Hintergrund der Änderung
ist der Wunsch, dem Stellenbedarf für neue oder
mit Priorität versehene Mandate vermehrt durch
Umsetzungen statt durch die Einrichtung neuer
Stellen Rechnung zu tragen. Seit dem Haushalts-
jahr 2000/01 sind insgesamt 190 neue Stellen
eingerichtet worden, während in fast allen na-
tionalen Verwaltungen westlicher Staaten er-
hebliche Personaleinsparungen zu verkraften wa-
ren und sind.
Schon am Jahresende 2003 war absehbar, daß
weitere Entscheidungen über zusätzliche Aus-

gaben anstehen. Insbesondere werden als Kon-
sequenz aus dem Bombenanschlag auf das von
den UN genutzte Gebäude in Bagdad vom 19.
August 2003 Reformen und praktische Maß-
nahmen im Bereich der Sicherheit als dringend
notwendig angesehen. Bis zum Herbst soll vom
Sekretariat ein neues, weltweites Sicherheits-
konzept für alle Dienstorte der Vereinten Natio-
nen vorgelegt werden. Die Reform soll in zwei
Schritten umgesetzt werden: zunächst sind So-
fortmaßnahmen, danach bauliche Maßnahmen
vorgesehen. Erste Schätzungen bezifferten die
Kosten auf 200 Mill Dollar. Am 18. Juni 2004
genehmigte die Generalversammlung auf ihrer
wiederaufgenommenen 58. Tagung die Schaf-
fung von 58 Stellen für Vor-Ort-Personal des
Sicherheitskoordinators der Vereinten Natio-
nen.
Weitere Haushaltsrisiken gehen bei anhaltender
Stärke des Euro vom ›recosting‹ aus; hierunter
versteht man die Kosten, die auf Grund von
Wechselkursschwankungen und Inflation ent-
stehen. Im Haushalt 2004/05 wird der Wechsel-
kurs Dollar/Euro mit 1,07 geschätzt. Da ein be-
stimmter Anteil des UN-Budgets in Fremdwäh-
rungen, also anderen Währungen als dem US-
Dollar, ausgegeben wird, ist somit bei anhalten-
der Stärke des Euro mit weiteren Belastungen in
Millionenhöhe zu rechnen.

II. Neben den eigentlichen Verhandlungen zum
regulären Haushalt war der 5. Hauptausschuß mit
Fragen der Kostenverteilung befaßt. So wurde
über die Beitragssätze für den regulären Haus-
halt sowie für die Friedensoperationen verhan-
delt.
Mit Resolution 58/1B wurde, ebenfalls am 23.
Dezember und ebenfalls ohne förmliche Ab-
stimmung, der Beitragsschlüssel für die Jahre
2004 bis 2006 verabschiedet. Dies geschah auf
der Grundlage der im Jahr 2000 festgelegten
Methodologie mit kleinen Änderungen. Nach
den Vereinigten Staaten, die die den 2001 von
25 auf 22 vH gesenkten Beitragssatz entrichten,
folgt Japan, das einen leichten Rückgang auf
19,468 vH verzeichnet. Deutschland bleibt mit
8,662 vH (2003: 9,769 vH) drittgrößter Bei-
tragszahler mit deutlichem Abstand zu Großbri-
tannien und Frankreich. Nach der neuen Skala
tauscht Großbritannien mit einem Beitragssatz
von 6,127 vH den Platz mit Frankreich mit ei-
nem Beitragssatz von 6,03 vH. Rußland hatte
seinen Beitragssatz freiwillig von 0,44 vH auf
1,1 vH erhöht, was zur Folge hat, daß im Prinzip
alle Länder etwas weniger zu zahlen haben. Die
Staaten der Europäischen Union (EU) kommen
inklusive der neuen Mitglieder für 36,525 vH
der Beiträge auf.
Bei der Minderung seines Beitragssatzes profi-
tierte Deutschland von der freiwilligen Steige-
rung des russischen Anteils. Auch führte die
Aufnahme der Schweiz in die Weltorganisation
im September 2002 zu einer weiteren Senkung
der übrigen Beitragssätze. Hinzu kam die Ent-
scheidung des für die Beitragsskala zuständigen
Beitragsausschusses, eine Absenkung des deut-
schen Beitragssatzes auf Grund der damaligen
Euro-Schwäche und der niedrigen Wachstums-
raten zu empfehlen. Somit wurde der deutsche
Beitragssatz auf 8,662 vH neu fixiert.
Problematisch in Hinblick auf die im Spätsom-
mer 2004 beginnende 59. Ordentliche Tagung

der Generalversammlung erscheint es, daß Ja-
pan zwar im Herbst 2003 die im Jahre 2000 fest-
gestellte Methodologie nicht in Frage stellte,
aber in aller Deutlichkeit ankündigte, bei deren
Neuverhandlung für die ab 2007 geltende Skala
seinen Beitragssatz von derzeit 19,468 vH mas-
siv auf 13 bis 14 vH absenken zu wollen. Eine
Senkung des japanischen Beitragssatzes würde
zu Lasten aller anderen Staaten, insbesondere
aber der EU-Länder, gehen.

III. Zunehmend an Bedeutung gewinnt die – se-
parat erfolgende – Festlegung der Beitragssät-
ze für die Friedenssicherungseinsätze, da die
Haushalte für diese Operationen inzwischen
fast das Volumen des regulären Haushalts errei-
chen. Bei den Verhandlungen zur Lastenvertei-
lung war einziger Streitpunkt die Einstufung der
Republik Korea, die 2000 unter dem Druck der
USA einer Höherstufung zugestimmt hatte und
diese Vereinbarung nun in Frage stellte. Finan-
ziell waren von dieser Entscheidung nur die
fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats
betroffen. Die EU hatte in Solidarität mit Frank-
reich und Großbritannien die Einhaltung der
Vereinbarung gefordert, konnte sich aber ange-
sichts der Zustimmung Chinas, Rußlands und
der USA zur gewünschten Änderung nicht durch-
setzen.
Die Veranlagung Deutschlands bleibt hier un-
verändert; der Beitragssatz entspricht dem beim
regulären Haushalt. Japan forderte die Einrich-
tung eines Konsultationsmechanismus der Haupt-
beitragszahler mit dem Sicherheitsrat, was nicht
zuletzt vor dem Hintergrund des Anstiegs der
Kosten für die Friedensoperationen auf Rekord-
höhen zu sehen ist, der allen Eindämmungsver-
suchen zum Trotz erfolgte.
Am 18. Juni 2004 genehmigte die Generalver-
sammlung insgesamt knapp 2,8 Mrd Dollar für
die laufenden Friedenssicherungseinsätze ein-
schließlich des Einsatzes in Côte d'Ivoire. Wei-
tere 408 Mill wurden als Anschubfinanzierung
für die Einsätze in Haiti und Burundi bewilligt
sowie für die Verlängerung des Einsatzes in
Timor-Leste. Es ist damit zu rechnen, daß im
Herbst dieses Jahres weitere Beschlüsse zu Frie-
denssicherungseinsätzen gefaßt werden, die zu-
sätzliche Mittel erfordern würden (Sudan, Irak).
Auch muß für die Missionen in einzelnen Län-
dern (Special Political Missions) mit Nachfor-
derungen gerechnet werden.

IV. Neben den Verhandlungen zum regulären
Haushalt und dem Haushalt für die Friedens-
operationen verabschiedete die Generalversamm-
lung nach einer Einigung im 5. Hauptausschuß
zudem die Haushalte für den Zweijahreszeit-
raum 2004/05 der beiden internationalen Straf-
gerichtshöfe für das ehemalige Jugoslawien (In-
ternational Criminal Tribunal for the Former
Yugoslavia, ICTY) und für Rwanda (Internatio-
nal Criminal Tribunal for Rwanda, ICTR). Die
Beiträge hierzu sind von den Staaten zusätzlich
zu denen zum regulären Budget zu leisten.
Die neuen Haushalte für 2004/05 belaufen sich
auf 298,23 Mill Dollar für den ICTY (Absen-
kung um 29 Mill Dollar gegenüber dem ur-
sprünglichen Vorschlag des Generalsekretärs)
und auf 235,32 Mill Dollar für ICTR (Absen-
kung um 16,1 Mill Dollar gegenüber dem ur-
sprünglichen Vorschlag des Generalsekretärs).
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Der Entwurf des Generalsekretärs für 2004/05
beim ICTY hatte zunächst das Haushaltsvolu-
men auf 327,23 Mill Dollar bezifferte. Der
ACABQ machte in seiner Empfehlung an den
5. Hauptausschuß den Vorschlag, eine pauscha-
le Kürzung vorzunehmen. Erschwerend kam die
Problematik der Wechselkursrisiken hinzu, da
neun Zehntel der Ausgaben des Haushalts in
Euro erfolgen, weil der Sitz des Gerichts in Eu-
ropa liegt. Aus Gründen der politischen Symbo-
lik mußten jedoch ICTY und ICTR gleich be-
handelt werden, Kürzungen beim ICTY konn-
ten also nur befürwortet werden, wenn in ähnli-
chem Maße auch beim ICTR gekürzt wurde.
Diese Tatsachen erschwerten die Verhandlungen
im 5. Hauptausschuß erheblich. Zur Erleichte-
rung des Verfahrens sollte der ICTY-Haushalt
ab 2006 auf Euro umgestellt werden. Dies schei-
terte jedoch am Widerstand der USA. Man konn-
te sich lediglich auf eine sehr abgeschwächte
Formulierung einigen, nach der die Mitglied-
staaten ermutigt werden, ihre Beiträge in Euro
zu leisten, wobei die Veranlagung und die Rech-
nungsstellung weiterhin in Dollar erfolgen.
Beim ICTR belief sich der ursprüngliche Bud-
getentwurf des Generalsekretärs für 2004/05 auf
251,4 Mill Dollar. Hier hatte der ACABQ zur

Enttäuschung der westlichen Gruppe weder kon-
krete Kürzungsvorschläge gemacht noch ein-
deutige Hinweise zu möglichen Effizienzgewin-
nen gegeben. Jedoch konnten während der Ver-
handlungen trotz des Widerstands der afrikani-
schen Gruppe, die unter allen Umständen Kür-
zungen verhindern wollte, letztlich nahezu pa-
rallele Entscheidungen zu ICTY und ICTR ge-
troffen werden. Beide Strafgerichtshöfe werden
ihre Arbeit ohne Einschnitte in die Substanz fort-
setzen können.
Bei der Frage der Finanzierung der Konferenz-
kosten für die Sekretariate der Klimakonventi-
on (United Nations Framework Convention on
Climate Change, UNFCCC) und der Wüsten-
konvention (United Nations Convention to Com-
bat Desertification in Those Countries Experi-
encing Serious Drought and/or Desertification,
Particularly in Africa, UNCCD), die beide ihren
Sitz in Bonn haben, konnte Deutschland seine
Position erfolgreich durchsetzen. Die USA woll-
ten diese Kosten nicht länger aus dem UN-Haus-
halt finanziert haben, sondern forderten, daß
diese Ausgaben von den Vertragsstaaten der bei-
den Übereinkommen getragen werden sollen.
Hier wurde nach schwierigen Verhandlungen in
einem kleinen Kreis unter Beteiligung der G-77,

der USA, Rußlands und Deutschlands sicherge-
stellt, daß die zu finanzierenden Konferenzko-
sten auch weiterhin aus dem regulären UN-
Haushalt gezahlt werden. Die Kosten belaufen
sich bei der UNFCCC auf 3,39 Mill Dollar und
bei der UNCCD auf 1,33 Mill Dollar. Dies ist
insbesondere für den Standort Bonn von erheb-
licher Bedeutung.

V. In seinem Bericht ›Stärkung der Vereinten
Nationen‹ (UN-Dok. A/57/387 v. 9.11.2002)
hatte Generalsekretär Kofi Annan eine Reform
des Haushaltsverfahrens gefordert – ein Anlie-
gen, welches bei der westlichen Gruppe große
Unterstützung findet. Der Reformvorschlag sieht
ein einstufiges Verfahren zur Entscheidungsfin-
dung unter budgetären und programmatischen
Aspekten vor und würde zu einer Behandlung
von finanziellen wie auch programmatischen Fra-
gen im 5. Hauptausschuß der Generalversamm-
lung führen und damit dessen Kompetenzen aus-
weiten. Der Programm- und Koordinierungs-
ausschuß (Committee for Programme and Co-
ordination, CPC) würde sich laut dem Reform-
vorschlag nicht mehr programmatischen Aspek-
ten widmen, sondern zur Verbesserung der Eva-
luierung von Programmen beitragen. Dies wür-
de eine bessere Verbindung zwischen Haushalts-
planung und Haushaltsvollzug herstellen. Jedoch
kamen diese geplanten Reformen des Haushalts-
verfahrens und des CPC nur schleppend in Gang
und waren in ihrem Ergebnis enttäuschend. Hier
war starker Widerstand der G-77 zu überwin-
den, die sich gegen die Reform des Haushalts-
verfahrens wehrt.
Eckpunkte, auf welche man sich einigen konn-
te, sehen eine Verkürzung des mittelfristigen
Finanzplans (Medium-Term Plan) von vier auf
zwei Jahre sowie seine Umbenennung in ›stra-
tegischen Rahmen‹ (Strategic Framework) vor.
Des weiteren wird künftig der Entwurf des Haus-
halts (Budget Outline) nicht mehr im CPC be-
raten, was eine weitere Neuorientierung dieses
Ausschusses bedeutet. Aus der Sicht der re-
formwilligen Mitgliedstaaten wird dies ein er-
ster Schritt in Richtung weiterer Reformmaß-
nahmen zur Vereinfachung und damit Verbes-
serung des Haushaltsverfahrens sein.

VI. Der Zweijahreshaushalt der UN für 2004/05
in Höhe von 3 160 860 300 Dollar geht von Ein-
nahmen in Höhe von 415 291 800 Dollar aus.
Von den Mitgliedstaaten ist somit ein Betrag in
Höhe von 2,74 Mrd Dollar zu finanzieren, der je
zur Hälfte in den beiden Haushaltsjahren leisten
ist. Auf Deutschland entfällt demnach rechne-
risch ein jährlicher Beitrag an den regulären
Haushalt der Vereinten Nationen in Höhe von
119 Mill Dollar, der sich jedoch auf Grund von
Gutschriften aus internen Abgaben noch etwas
reduziert.
Hinzu kommen die Beiträge zu den Friedenso-
perationen, welche separat von denen des regu-
lären Haushalts erhoben werden und grundsätz-
lich für einen Jahreszeitraum ab dem 1. Juli des
betreffenden Jahres gelten. Von der genannten
Summe von etwa 2,8 Mrd Dollar hätte Deutsch-
land Beiträge im Umfang von rund 250 Mill Dol-
lar zu entrichten. Zu den Kosten für die interna-
tionalen Strafgerichtshöfe für das ehemalige Ju-
goslawien und für Rwanda (533,55 Mill Dollar)
trägt Deutschland rund 46 Mill Dollar bei.
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Zu den Themen des dieses Jahr in den Vereinigten Staaten abgehaltenen G-8-Gipfeltreffens gehör-
te auch die Bekämpfung von Bestechung und Bestechlichkeit; die wichtigsten Wirtschaftsmächte be-
kannten sich bei dieser Gelegenheit zu dem im Herbst 2003 von der Generalversammlung verab-
schiedeten Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die Korruption. Am G-8-Gipfel in Sea
Island nahmen teil (v.l.n.r.): Bertie Ahern, Premierminister Irlands; Romano Prodi, Präsident der
Kommission der Europäischen Union; Tony Blair, Premierminister Großbritanniens; Paul Martin,
Premierminister Kanadas; Jacques Chirac, Präsident Frankreichs; Junichiro Koizumi, Minister-
präsident Japans; Bundeskanzler Gerhard Schröder; Wladimir W. Putin, Präsident Rußlands; Ge-
orge W. Bush, Präsident der Vereinigten Staaten; Silvio Berlusconi, Premierminister Italiens. – Sie-
he zur Sicht der Gipfelteilnehmer aus anfänglich sechs, dann sieben westlichen Industriestaaten auf
die Weltprobleme und die mögliche Rolle des UN-Systems bei deren Lösung während der ersten 20
Treffen Jens Naumann, Sieben für alle? Die Wahrnehmung des UN-Systems durch die G-7, VN
6/1994 S. 207ff, sowie zur Anti-Korruptions-Konvention Gillian Dell, Eindämmung von Bestechung
und Bestechlichkeit. Das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die Korruption, S. 77ff. die-
ser Ausgabe.



Gemeinsam mit den anderen deutschsprachigen
Staaten Liechtenstein, Österreich und Schweiz
finanziert Deutschland den Deutschen Überset-
zungsdienst der Vereinten Nationen; in den ent-
sprechenden Treuhandfonds zahlt es 2004 80,8
vH der Kosten (0,967 Mill Dollar) ein.
Die Altschulden der DDR an die Vereinten Na-
tionen in Höhe von 15,854 Mill Dollar sind –
ohne Anerkennung einer Rechtsverpflichtung –
von der Bundesregierung inzwischen vollstän-
dig beglichen worden.

VII. Beitragsrückstände zahlreicher Mitglied-
staaten sind ein bekanntes Phänomen bei den
Vereinten Nationen. Ende 2003 standen beim
regulären Haushalt 442 Mill Dollar offen; 1,06
Mrd waren es bei den Friedensoperationen und
88 Mill bei den beiden internationalen Strafge-
richtshöfen.
Größter Schuldner waren jeweils die USA mit
nicht gezahlten Beiträgen in Höhe von 194 Mill
(regulärer Haushalt) und 348 Mill (Friedens-
operationen). Weitere große Schuldner waren
Brasilien mit 53 Mill (regulärer Haushalt), 28
Mill (Friedensoperationen) und 10 Mill (Straf-
gerichtshöfe) sowie China mit 36 Mill (Frie-
densoperationen). ❒

Islamisch-katholische Allianz

WOLFGANG MÜNCH

58. Generalversammlung: Gleichgeschlecht-
liche Partnerschaften als Gegenstand des 5.
Hauptausschusses – Definition der Ehe – Kul-
turelle Unterschiede – Auftrag an den Ge-
neralsekretär

Die Themen auf der Tagesordnung des mit Fra-
gen von Verwaltung und Haushalt befaßten 5.
Hauptausschusses der Generalversammlung –
Budgetgestaltung, Personalfragen, Gebäudebe-
wirtschaftung, Konferenzbetrieb, Rechnungskon-
trolle – stehen im großen und ganzen nicht in
dem Ruf, besonders emotionsbelastet zu sein.
Daß es Ausnahmen geben kann, zeigt die De-
batte über das vom Generalsekretär mit Wir-
kung vom 1. September 2003 verhängte allge-
meine Rauchverbot in den UN-Amtsgebäuden
in New York (vgl. Sebastian Heselhaus / Stefan
Kirchner, Rauchfrei und ratlos, VN 1/2004 S.
21f.). Noch viel höher schlugen die Wellen wäh-
rend der wiederaufgenommenen Beratungen des
5. Hauptausschusses im März dieses Jahres –
mit der Folge einer Verlängerung der Tagungs-
dauer bis Anfang April anstelle der ursprüng-
lich geplanten (und unter dem Aspekt der Ein-
sparung von Konferenzkosten wünschenswer-
ten) Verkürzung. Die regelmäßig in einem ver-
bindlichen Ton unter Vermeidung verbaler Spit-
zen formulierten Pressemitteilungen der Verein-
ten Nationen bezeichneten die Debatte als »weit-
schweifig und erhitzt«. Auslöser war ein Bulle-
tin des Generalsekretärs vom 20. Januar 2004
(UN Doc. ST/SGB/2004/4), in dem er zunächst
festhielt, daß sich der Familienstatus ›verheira-
tet‹ eines Bediensteten des UN-Sekretariats nach
dem Recht des Staates richtet, dessen Staatsan-
gehörigkeit der Bedienstete hat.

I. Diese Rechtsauffassung vertritt der General-
sekretär schon seit Jahrzehnten, auch etwa in
der Frage der Geltung polygamer Ehen. Nach-
dem erstmals seit dem 1. April 2001 in den Nie-
derlanden und danach auch in einigen wenigen
anderen Staaten die Möglichkeit zur Eheschlie-
ßung zwischen Personen desselben Geschlechts
geschaffen wurde, bedeutet dies für UN-Bedien-
stete mit gleichgeschlechtlichem Ehepartner, daß
sie wie jeder andere Verheiratete in den Genuß
finanzieller Ansprüche kommen (beispielswei-
se auf Flugtickets für sich und den Ehepartner
beim Heimaturlaub oder auf Kostenübernahme
für beide bei der Rückkehr in das Herkunftsland
nach der Pensionierung).
Eine entsprechende Praxis bestand beim Sekre-
tariat bereits vor dem Inkrafttreten des Bulletins
2004/4 zum 1. Februar 2004, sie war aber in kei-
nem der Öffentlichkeit zugänglichen Dokument
niedergelegt. Ein Urteil des für Klagen gegen den
UN-Pensionsfonds zuständigen Verwaltungsge-
richts der Vereinten Nationen vom 26. Juli 2002
(AT/DEC/1063), in dem der Pensionsanspruch
des gleichgeschlechtlichen Partners eines ver-
storbenen ehemaligen ILO-Bediensteten nieder-
ländischer Staatsangehörigkeit nur deshalb ab-
gelehnt wurde, weil das Datum des Ablebens vor
der Änderung des niederländischen Personen-
standsrechts lag und der Kläger somit keinen
Verheiratetenstatus erlangen konnte, dürfte den
Generalsekretär nicht unwesentlich beeinflußt
haben.
Als der eigentliche Zankapfel entpuppte sich im
5. Hauptausschuß aber die in Ziffer 4 des Bulle-
tins enthaltene Ausdehnung der finanziellen An-
sprüche auf Bedienstete mit dem Familienstand
einer »gesetzlich anerkannten häuslichen Ge-
meinschaft« (legally recognized domestic part-
nership) gemäß dem Recht des Staates ihrer
Staatsangehörigkeit. Letzteres muß durch die
Ständige Vertretung des betreffenden Landes bei
den Vereinten Nationen bestätigt werden, falls
sich ein Bediensteter auf den Status einer derar-
tigen Partnerschaft beruft. Mit dieser Erweite-
rung des Kreises der Anspruchsinhaber sollte ei-
ne Diskriminierung von Bediensteten, deren Hei-
matrecht gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaften dem Grunde nach anerkennt, aber ei-
ner Ehe nicht hundertprozentig gleichstellt, ver-
mieden werden. Erinnert sei in diesem Zusam-
menhang daran, daß Artikel 8 der Charta es auch
hinsichtlich der Anwartschaft auf Stellen unter-
sagt, »die Gleichberechtigung von Männern und
Frauen« einzuschränken.

II. Die Delegierten einer größeren Zahl von Ent-
wicklungsländern insbesondere aus dem Kreis
der Mitgliedstaaten der Organisation der Isla-
mischen Konferenz (OIC) warfen dem General-
sekretär vor, er habe mit dem Bulletin de facto
das Personalstatut der UN verändert und damit
in die Rechte der Mitgliedstaaten eingegriffen.
Das islamische Recht erkenne weder ›dome-
stic partnerships‹ noch Ehen zwischen Perso-
nen desselben Geschlechts an. Die Regelung sei
gegen die islamische Kultur gerichtet; den Staa-
ten dieses Kulturkreises könne es nicht zugemu-
tet werden, mit ihren Pflichtbeiträgen an die UN
finanzielle Ansprüche von Bediensteten homo-
sexueller Orientierung mitfinanzieren zu müs-
sen. Schützenhilfe erhielten die Kritiker des Ge-
neralsekretärs vom Vertreter des Heiligen Stuhls.

Bemerkenswerterweise meldet sich der Delegier-
te des Beobachters Heiliger Stuhl im 5. Haupt-
ausschuß sonst nicht zu Wort (jedenfalls konn-
ten sich auch langgediente Mitarbeiter des Se-
kretariats des Ausschusses an einen solchen Fall
nicht erinnern). Allianzen zwischen islamischen
Staaten und dem Heiligen Stuhl hatte es in den
UN gelegentlich auch schon früher gegeben, aber
nicht im 5. Hauptausschuß.
Hingegen verteidigten die Staaten der EU, Au-
stralien, Kanada, Neuseeland und aus den Rei-
hen der Entwicklungsländer die weit überwie-
gende Zahl der Lateinamerikaner den General-
sekretär. Sie wiesen den Vorwurf zurück, er ha-
be seine Kompetenzen überschritten, begrüßten
seine Intention, mit dem Bulletin einer etwaigen
Diskriminierung von Bediensteten entgegenzu-
wirken und bedauerten die Länge der Debatte
zu dem Thema, die zu Lasten anderer wichtiger
Tagesordnungspunkte gehe.
Die Diskussion kulminierte in der konkreten
Aufforderung an den Generalsekretär zur Rück-
nahme des Bulletins und der Androhung, das im
5. Hauptausschuß seit vielen Jahren weitestge-
hend beachtete Konsensprinzip über Bord zu
werfen. Ungeachtet der aufgeheizten Atmosphä-
re gelang es aber doch, einvernehmlich eine Re-
solutionsvorlage zustande zu bringen, die am 8.
April 2004 die Billigung des Plenums der Gene-
ralversammlung fand. Die ohne förmliche Ab-
stimmung unter dem Titel ›Personalmanage-
ment‹ angenommene Resolution 58/285 bestä-
tigt die Prärogative der Mitgliedstaaten zur Re-
vision des UN-Personalstatuts, gleichzeitig auch
das Recht und die Verpflichtung des Generalse-
kretärs zur Weiterentwicklung der Personalord-
nung, nimmt die administrative Praxis des Ge-
neralsekretärs zur Kenntnis, wonach der Fami-
lienstand (und hieran anknüpfende finanzielle
Ansprüche) eines Bediensteten sich nach der
Rechtsordnung des Landes seiner Staatsange-
hörigkeit richtet, fordert den Generalsekretär zu
einer Überarbeitung des Bulletins im Lichte der
von den Mitgliedstaaten vorgebrachten Auffas-
sungen und Bedenken auf und stellt die Abwe-
senheit des Begriffs ›domestic partnership‹ im
Personalstatut sowie in der Personalordnung
fest, verbunden mit dem Beschluß, daß Schritte
zur Aufnahme dieses Begriffs in das personal-
rechtliche Regelwerk der UN erst nach Befas-
sung der Generalversammlung erfolgen dürfen.

III. Die Resolution ist für den Generalsekretär
alles in allem zufriedenstellend ausgefallen. Die
Forderung nach Rücknahme des Bulletins durch
den Generalsekretär wurde fallengelassen, sei-
ne Autorität als Chef der Verwaltung gemäß
Art. 97 der Charta wurde somit gewahrt. Eben-
so wichtig ist, daß ein Bruch des Konsensprin-
zips vermieden werden konnte. Dennoch ist der
Generalsekretär um die vor ihm liegende Auf-
gabe nicht zu beneiden. Zu wünschen ist ihm,
daß ihm dieses Thema nicht schon gleich wie-
der in der 59. Ordentlichen Tagung der General-
versammlung (deren Schwerpunkt im 5. Haupt-
ausschuß Personalfragen bilden werden) prä-
sentiert wird.
Einen Schwachpunkt haben die Kritiker des
Bulletins jedenfalls nicht zu Unrecht aufge-
spießt und mit Erfolg in die operative Ziffer 3
der Resolution 58/285 integriert. Denn der Wort-
laut einschlägiger Vorschriften des Personalsta-
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tuts (oder auch der Regeln des Pensionsfonds)
spricht gegen die Ausdehnung von Ansprüchen
auf Fälle gleichgeschlechtlicher Ehen und ›do-
mestic partnerships‹. Art. 3.4(b) des Personal-
statuts etwa regelt die Geltendmachung von An-
sprüchen für Kinder, wenn beide Eltern Bedien-
stete der UN sind. Die Formulierung der engli-
schen Fassung des Personalstatuts lautet: »If
both husband and wife are staff members…«.
Die Art. 34 und 35 der Regeln des UN-Pen-
sionsfonds sprechen in der englischen Version
von »a widow’s benefit« beziehungsweise »a
widower’s benefit«; noch eindeutiger ist in der
französischen Version von »l’épouse suivante
d’un participant« respektive »l’époux suivant
d’une participante« die Rede.
Das Verwaltungsgericht der Vereinten Natio-
nen weist in seinem Urteil vom Juli 2002 auf die
Rechtsprechung des Internationalen Gerichts-
hofs hin, der in seinem Namibia/Südwestafrika-
Gutachten von 1971 unter anderem ausgeführt
hatte, daß bestimmte Rechtsbegriffe nicht sta-
tisch, sondern per Definition wandelbar seien.
Den Begriff ›spouse‹ als in einem wesentlichen
Bedeutungswandel begriffen zu sehen, stellt für
eine erhebliche Zahl von Mitgliedstaaten (kei-
neswegs nur aus dem Kreise der OIC) eine
schwere Hürde dar. Das Konsensprinzips in
diesem Punkt einzuhalten, wird für den 5.
Hauptausschuß zu einer besonderen Herausfor-
derung; gleichermaßen sollte der Generalsekre-
tär bei seinem weiteren Vorgehen bemüht sein,
die Mitglieder dieses Organs nicht zu über-
fordern.
Ein Blick auf die Lage bei anderen Einrichtun-
gen des Verbandes der Vereinten Nationen zeigt,
daß diese von so heftigen Debatten wie derjeni-
gen im 5. Hauptausschuß der Generalversamm-
lung zu den ›domestic partnerships‹ bisher ver-
schont geblieben sind. Bei der Weltbank und
beim IMF sind in einer deratigen Partnerschaft
lebende Bedienstete schon vor einigen Jahren
zwar nicht in jeder Hinsicht, aber in einer Rei-
he wichtiger Punkte den anderen Bediensteten
gleichgestellt worden. Das Exekutivdirektorium
des IMF billigte am 18. Dezember 2001 eine
Serie von Vergünstigungen, die auf Bedienstete
in einer ›domestic partnership‹ ausgedehnt wur-
den (teils mit beachtlichen finanziellen Folgen
für die Organisation wie etwa bezüglich der Er-
ziehungsbeihilfen zugunsten von Kindern des
Partners), ohne daß von jener Sitzung Turbulen-
zen bekannt geworden wären. Bei anderen Son-
derorganisationen wie etwa UNESCO oder WHO
ist die Frage bisher nicht aufgekommen, weil
offenbar noch kein Bediensteter Ansprüche gel-
tend gemacht hat (anders als in einigen wenigen
Fällen im UN-Sekretariat).
Dennoch wird der Thematik im UN-System die
gebotene Aufmerksamkeit gewidmet. Der Hoch-
rangige Ausschuß für Managementfragen des Ko-
ordinierungsrats der Leiter der Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen (CEB) –
des früheren Verwaltungsausschusses für Koor-
dinierung (ACC) – hat eine Arbeitsgruppe unter
Federführung der ILO eingerichtet. Deren Er-
gebnisse will das Sekretariat der ILO den Mit-
gliedern des ILO-Verwaltungsrats im kommen-
den November mitteilen. Ebenfalls noch vor
Ende dieses Jahres wird ein Urteil des Verwal-
tungsgerichts des Europarats zur gleichen The-
matik erwartet. ❒

Erbe der Kolonialzeit

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Grenzziehung zwischen Kamerun und
Nigeria – Koloniale Verträge – Titel aus Ver-
trägen und Titel aus tatsächlicher Ausübung
von Hoheitsgewalt – Abgrenzung von Seege-
bieten und anwendbares Recht – Wiedergut-
machung und Genugtuung

Zur Aufarbeitung der Folgen der Kolonialzeit
und der damals allein unter verwaltungsrechtli-
chen Aspekten erfolgten Grenzziehungen, mit
denen sich der Internationale Gerichtshof (IGH)
immer wieder zu beschäftigen hat, gehört auch
sein Urteil im Fall betreffend die Land- und
Seegrenze zwischen Kamerun und Nigeria (Ka-
merun gegen Nigeria mit Beitritt Äquatorial-
guineas), das am 10. Oktober 2002 erging. Die
Halbinsel Bakassi wurde Kamerun zugespro-
chen; ansonsten betrifft ein großer Teil der Ent-
scheidung sehr spezifische lokale Fragen der
Grenzziehung. Von allgemeinem Interesse sind
die Ausführungen zu Verträgen aus der Koloni-
alzeit und ihrer völkerrechtlichen Bedeutung.

I. Der Fall war bereits 1994 anhängig gemacht
worden. Nach einer Erweiterung der Klage be-
traf er letztlich die Festlegung der gesamten
Grenze zwischen beiden Staaten, die in vier Ab-
schnitte unterteilt werden kann:
� die Grenze im Tschadsee,
� die Grenze vom Tschadsee zur Bakassi-

Halbinsel,
� die Grenze auf der Bakassi-Halbinsel und
� die Seegrenze im Golf von Guinea.
Zusätzlich sollte der Gerichtshof über Fragen
der Wiedergutmachung entscheiden. Als Zustän-
digkeitsgrundlage hatte Kamerun die von bei-
den Staaten nach Artikel 36 Absatz 2 des IGH-
Statuts erklärte Anerkennung der Jurisdiktion
des Gerichtshofs angegeben.
Das Verfahren hat so viel Zeit in Anspruch ge-
nommen, weil alle verfügbaren Inzidentverfah-
ren ausgeschöpft wurden: einstweilige Anord-
nung, vorgängige Einreden, Auslegung des Ur-
teils zu den vorgängigen Einreden und Wider-
klage, hinzu kam ein Antrag Äquatorialguineas
auf Beitritt. Bereits am 13. Dezember 1995 er-
hob Nigeria acht vorgängige Einreden, über die
der Gerichtshof mit Urteil vom 11. Juni 1998 ent-
schied. Sieben der Einreden gab der IGH nicht
statt. Allein die achte, die die Abgrenzung der
Seegebiete im Golf von Guinea betraf, wurde
nicht verworfen, sondern mit der Hauptsache
verbunden, weil diese Frage nicht entschieden
werden konnte, ohne auf die Hauptsache einzu-
gehen.
Während die vorgängigen Einreden anhängig
waren, beantragte Kamerun am 3. Februar 1996
einstweilige Maßnahmen, da erneut Zwischen-
fälle stattgefunden hatten. Am gleichen Tag ord-
nete der IGH an, daß beide Parteien alles unter-
lassen sollten, was die Rechte der anderen Par-
tei beeinträchtigen könnte. Am 30. Juni 1999 er-
hob Nigeria dann Widerklage, die sich auf Grenz-
zwischenfälle bezog, für die Kamerun verant-

wortlich sei; der IGH ließ die Widerklage zu,
über die zusammen mit der Hauptsache entschie-
den wurde.
Schließlich stellte Äquatorialguinea am 30. Juni
1999 einen Antrag auf Beitritt zum Verfahren,
da bei einer Abgrenzung der Seegebiete im Golf
von Guinea seine rechtlichen Interessen betrof-
fen seien. Obwohl kein Jurisdiktionsband zwi-
schen dem Antragsteller und den Parteien be-
stand, gab der IGH dem Antrag statt und be-
stätigte damit die bisher nur von einer Kammer
vertretene Auffassung, daß ein Beitritt nach Art.
62 des Statuts zulässig ist, auch wenn kein Ju-
risdiktionsband vorliegt. Allerdings wird der
beitretende Staat dann nicht Partei des Verfah-
rens.
Nach dieser Serie von Zwischenentscheidungen
entschied der IGH am 10. Oktober 2002 zur
Hauptsache sowie über die Widerklage und die
vorgängige Einrede, die mit der Hauptsache ver-
bunden worden war. Das Urteil ist mit über 150
Seiten eines der umfassendsten des IGH über-
haupt, zu dem dann noch sechs Sondervoten be-
ziehungsweise Erklärungen und zwei abwei-
chende Meinungen hinzukommen.
Am 28. Oktober 2002 beantragte Nigeria die Aus-
legung dieses Urteils, weil nach Abweisung der
Einrede bezüglich der Präzisierung der von Ka-
merun beklagten Grenzzwischenfälle hierüber
nun in der Hauptsache entschieden werde, so daß
Nigeria Klarheit haben müsse, welche Grenz-
zwischenfälle streiterheblich seien. Der IGH sah
jedoch keinen Anlaß für eine Auslegung, da er
sich bereits in dem Urteil über die Einreden
deutlich zu diesem Punkt geäußert hatte.
UN-Generalsekretär Kofi Annan richtete im An-
schluß an ein Treffen mit den Präsidenten Ka-
meruns und Nigerias im November 2002 eine
›Gemischte Kommission Kamerun-Nigeria‹ un-
ter dem Vorsitz seines Sonderbeauftragten für
Westafrika ein, um die »friedliche Umsetzung«
des Urteils zu erleichtern. Die Kommission, die
sich regelmäßig trifft, hat zwei Unterkommissio-
nen gebildet: eine für die Markierung der Land-
grenze und eine für den Schutz der nigeriani-
schen Bevölkerung der Kamerun zugesproche-
nen Orte und Gebiete, deren Umsiedlung im
Bereich des Tschadsees bereits begonnen hat.
Schwierig gestalten sich die Verhandlungen über
die Übergabe der ölreichen Bakassi-Halbinsel
an Kamerun, die derzeit intensiv betrieben wer-
den.

II. Der Streit resultiert aus der Zeit der Auftei-
lung Afrikas unter den europäischen Mächten,
aus den späteren Mandats- und Treuhandrege-
lungen unter dem Völkerbund respektive den
Vereinten Nationen sowie der dann folgenden
Unabhängigkeit. Grundlage der Beurteilung in
dem Fall sind daher einige Verträge, die zwi-
schen Großbritannien und dem Deutschen Reich
beziehungsweise Frankreich zur Abgrenzung ih-
res jeweiligen Kolonialbesitzes geschlossen wor-
den waren. Nach dem Ersten Weltkrieg wurden
die deutschen Kolonialgebiete vor allem Groß-
britannien und Frankreich zugeschlagen und
diesen als Völkerbundmandate unterstellt; das
deutsche ›Schutzgebiet‹ Kamerun wurde dabei
geteilt.
Die Grenze zwischen dem britischen und dem
französischen Kamerun war eine Linie, die in
der Milner-Simon-Erklärung von 1919 nieder-
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gelegt wurde, welche eine wichtige Rolle in der
Entscheidung des IGH spielen sollte. Der briti-
sche Teil wurde 1946 in zwei Verwaltungsge-
biete unterteilt, wodurch Nord- und Südkame-
run entstanden. Am 1. Januar 1960 wurde der
französische Teil Kameruns unabhängig; die Un-
abhängigkeit Nigerias folgte am 1. Oktober 1960.
In Nord- und Südkamerun wurden gemäß Vor-
gaben der UN am 11. respektive 12. Februar
1961 Plebiszite durchgeführt. Dabei sprach sich
die Bevölkerung Nordkameruns (das bislang als
Teil Nordnigerias verwaltet worden war) für den
Verbleib bei Nigeria aus, während die Südka-
meruns sich für den Anschluß an die Republik
Kamerun entschied.

III. Die Grenzregelung durch den IGH klärt
zunächst die Grenze im Tschadsee. Der See ist
allerdings weitgehend ausgetrocknet, so daß es
hier um die einstmals im See gelegenen, nun be-
wohnten Gebiete geht. Kamerun hatte sich auf
Abkommen gestützt, durch die die Grenze de-
tailliert festgelegt sei. Nigeria hingegen behaup-
tete, daß durch die ›historische Konsolidierung‹
eines Titels und deren Hinnahme durch Kame-
run weite Teile zu Nigeria gehören, und hatte 33
Siedlungen benannt. In diesem Zusammenhang
ist von allgemeiner Bedeutung die Frage, ob die
alten vertraglichen Regelungen gelten oder ob
durch ›historische Konsolidierung‹ eine Ände-
rung dieser alten Abkommen erfolgt ist. Der
IGH kommt zu dem Ergebnis, daß dieser Be-
griff niemals als Grundlage für einen Rechtstitel
in Gebietsstreitigkeiten anerkannt worden ist,
weder in seiner eigenen Rechtsprechung noch
in der anderer Gerichte. Auch das Vorbringen
Nigerias, daß durch Stillschweigen (aquiescen-
ce) Kameruns diese Titel erworben wurden,
teilt der IGH nicht. Er kommt zu dem Ergebnis,
daß kein Einverständnis Kameruns vorliegt, sei-
ne Rechte in dem Gebiet zugunsten Nigerias auf-
zugeben, und daß es sich um eine Situation han-
delt, in der die seitens Nigerias angeführten tat-
sächlichen Verhältnisse (effectivités) nicht der
rechtlichen Lage entsprachen. Daher sollte dem
Inhaber des Rechtstitels Vorrang eingeräumt wer-
den – eine Aussage, die der IGH schon im Grenz-
streit zwischen Burkina Faso und Mali gemacht
hatte. Damit wird für die Grenze im Tschadsee
die Linie eines britisch-französischen Noten-
wechsels von 1931 und damit die Souveränität
Kameruns festgestellt.
Der zweite Grenzabschnitt erstreckt sich vom
Tschadsee zur Bakassi-Halbinsel, betrifft also
eine Landgrenze. Kamerun und Nigeria stim-
men darin überein, daß dieser Abschnitt bereits
durch verschiedene Instrumente abgegrenzt war,
so daß der IGH nur »endgültig den Verlauf der
Grenze, wie er in den verschiedenen Verträgen
geregelt war«, klären sollte. Somit war es nur
erforderlich, die Fragen anzusprechen, zu denen
Meinungsunterschiede über Mängel dieser In-
strumente oder über ihre Auslegung vorlagen.
Dabei handelte es sich um 17 verschiedene Punk-
te an der Grenze, die vom IGH einzeln unter-
sucht werden und für die er die Grenzlinie be-
stimmt.
Der dritte Grenzabschnitt betrifft die Halbinsel
Bakassi, die den wichtigsten Punkt in dieser
Streitigkeit bildet und auf die allein sich auch
ursprünglich die Klage bezogen hatte. Kamerun
beansprucht sie für sich, da ein englisch-deut-

scher Vertrag von 1913 die Grenze in diesem
Bereich regelte und Bakassi auf die kameruni-
sche Seite der Grenze legte. Nigeria bestätigt,
daß das der Inhalt der Bestimmungen ist; es hebt
jedoch hervor, daß diese niemals wirksam wur-
den respektive ungültig waren und sind, ohne
jedoch die anderen Bestimmungen des Vertrags
ebenfalls unwirksam zu machen. Als Begrün-
dung für diese Auffassung führt Nigeria an, daß
der Vertrag über den ›Schutz‹ des Gebiets, der
1884 zwischen Großbritannien und den traditio-
nellen Herrschern an der Calabar-Küste abge-
schlossen wurde, letzteren ihren internationalen
Status und ihre Rechte beließ, da nur für be-
stimmte internationale Akte die Zustimmung der
Schutzmacht Großbritannien erforderlich war.
Daher sei keinesfalls eine Übertragung der Sou-
veränität über diese Gebiete auf die britische
Krone erfolgt. Somit konnte sie auch im Vertrag
von 1913 diese Gebiete nicht an Deutschland
übertragen; zumindest waren diese Bestimmun-
gen nicht bindend für die Herrscher der Cala-
bar-Küste. Demnach sind nach Auffassung Ni-
gerias die einschlägigen Artikel des Vertrags
ungültig.
Kamerun setzt dagegen bei dem Protektorats-
Vertrag von 1884 an und betont, daß in der da-
maligen Zeit kein Unterschied zwischen einem
Protektorat und einer Kolonie bestand, deren we-
sentliches Merkmal die Übernahme der äußeren
Souveränität durch den sogenannten Schutzstaat
war. Wenn man jedoch annehme, daß diese Ar-
tikel unwirksam waren, so sei das unerheblich,
weil weder Großbritannien noch Nigeria jemals
versucht hatten, die Ungültigkeit des Abkom-
mens aus diesem Grunde geltend zu machen.
Der Gerichtshof stellt zunächst fest, daß zur
Zeit der Berliner Konferenz viele Verträge zwi-
schen den europäischen Mächten und den örtli-
chen Herrschern geschlossen wurden, allein et-
wa 350 mit denen im Niger-Delta. Dazu gehört
auch der Vertrag von 1884, in dem sich die ein-
heimischen Herrscher verpflichteten, von Kon-
takten und Verträgen mit anderen Mächten Ab-
stand zu nehmen, sofern dies nicht mit aus-
drücklicher Genehmigung Großbritanniens ge-
schehe. Obwohl in dem Vertrag das Gebiet der
betroffenen einheimischen Herrscher nicht de-
finiert wurde, war es für Großbritannien klar,
welches Gebiet dazu gehörte.
Der IGH hält zunächst fest, daß die Zielsetzung
eines Vertrags nicht allein aus seinem Titel als
›Schutzvertrag‹ hergeleitet werden kann, und
kommt dann zu der Schlußfolgerung, daß »auch
wenn diese Art der Akquisition nicht geltendes
Völkerrecht widerspiegelt, das Prinzip des in-
tertemporalen Rechts es erfordert, daß die recht-
liche Folge der damals für das Niger-Delta ab-
geschlossenen Verträge im vorliegenden Streit
dieselbe Wirkung hat, nämlich die Erlangung
der Souveränität des Protektoratsstaats über das
betreffende Gebiet«. Auch Großbritannien habe
sich von Anfang an als Verwaltungsmacht an-
gesehen, nicht nur als Schutzmacht. Zudem lie-
ge kein Beweis für einen Protest der einheimi-
schen Herrscher gegen die Übertragung des Ge-
biets im Vertrag von 1913 vor, so daß der IGH
feststellt, daß Großbritannien nach dem damali-
gen Recht berechtigt war, 1913 seine Grenzen
mit dem Deutschen Reich bezüglich Nigerias
zu bestimmen, einschließlich des südlichen Ab-
schnitts, also Bakassis.

Dieses Ergebnis prüft der IGH dann anhand der
Praxis, die der im Vertrag von 1913 festgeleg-
ten südlichen Grenze von 1913 bis 1960 gefolgt
ist. Nigeria hatte sich darauf berufen, daß es ef-
fektive Souveränität über Bakassi ausübe, das
als Teil Nigerias, nicht Kameruns, verwaltet wor-
den sei. Der Gerichtshof kommt in dieser Frage
zu dem Ergebnis, daß der Vertrag von 1913 gül-
tig und anwendbar ist und daß die Ausübung
tatsächlicher Hoheit durch Nigeria mit dem Ar-
gument der ›historischen Konsolidierung‹ nicht
durchgreift und Nigeria keinen Titel verschaf-
fen konnte, weil diese ›Besetzung‹ dem Rechts-
titel Kameruns über das Gebiet aus dem Vertrag
widerspricht und weil diese Besetzung zudem
von begrenzter Dauer war. Auch das Vorbrin-
gen, daß ›effectivités‹ den vertraglichen Titel
Kameruns ersetzt haben könnten, weist der IGH
zurück mit demselben Argument wie bei der
Grenzziehung im Tschadsee: ›effecitvités‹ kön-
nen einen Rechtstitel aus Vertrag nicht verdrän-
gen. Auch dafür, daß Kamerun stillschweigend
mit der Übernahme des Gebiets durch Nigeria
einverstanden war, sieht der IGH keine Bewei-
se, so daß er in diesem Punkt dem Antrag Ka-
meruns stattgibt und feststellt, daß die Halbinsel
Bakassi zu Kamerun gehört.
Schließlich war die Grenze im Golf von Guinea
zu ziehen. Da bereits 1975 beide Staaten Einig-
keit über die Seegrenze bis zu einem ›Punkt G‹
erzielt hatten, sollte der IGH die Grenze nur von
diesem Punkt aus fortführen. Nigeria war der
Auffassung, daß der IGH diese Abgrenzung nicht
vornehmen kann, weil auch Interessen dritter
Staaten betroffen seien. Das war auch der Inhalt
der achten vorgängigen Einrede Nigerias, die
mit der Hauptsache verbunden worden war. In-
zwischen war Äquatorialguinea als einer der
möglicherweise betroffenen Drittstaaten zum
Beitritt zum Verfahren zugelassen worden. Der
andere Anliegerstaat, São Tomé und Príncipe,
hatte keinen Antrag auf Beitritt gestellt. Der
IGH stellt zunächst fest, daß gerade bei der Zie-
hung von Seegrenzen Art. 59 des Statuts nicht
immer einen ausreichenden Schutz darstellt.
Nach diesem Artikel ist das Urteil allein für die
Parteien verbindlich. Daher muß der Gerichts-
hof sicherstellen, daß er bei der Grenzziehung
nicht die Rechte Äquatorialguineas und von São
Tomé und Príncipe beeinträchtigt. Aber das
schließt nicht aus, daß er eine Grenzlinie unter
Berücksichtigung dieser Tatsache zieht. Weiter
hatte Nigeria eingewendet, daß die Parteien
über die Grenzziehung nicht vorher verhandelt
hatten, wie es Art. 74 und 83 des Seerechtsüber-
einkommens (SRÜ) vorschreiben. Da aber der
Gerichtshof auf der Grundlage von Art. 36 Abs.
2 des Statuts, nicht auf der Grundlage des SRÜ
befaßt worden war, waren vorherige Verhand-
lungen nicht erforderlich. Außerdem haben Ver-
handlungen zwischen den Parteien bis in die
siebziger Jahre stattgefunden; Art. 74 und 83
SRÜ fordern indes nicht, daß die Verhandlun-
gen erfolgreich sind, sondern nur, daß sie in gu-
tem Glauben geführt werden. Daher hält sich
der IGH für zuständig, die Abgrenzung vorzu-
nehmen.
Für den ersten Teil der Grenze bis zum Punkt G
soll der IGH nur feststellen, daß die aus Verträ-
gen resultierende Grenze den angegebenen Ver-
lauf hat, was der Gerichtshof bestätigt. Für den
weiteren Verlauf ab dem Punkt G, für den eine
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einheitliche Grenze der Festlandsockel und der
Wirtschaftszone gezogen werden soll, geht der
IGH dann in der bereits gefestigten Art vor, in-
dem er erst eine Äquidistanzlinie zieht und dann
untersucht, ob besondere Umstände eine An-
passung erfordern. Als solche besonderen Um-
stände waren angeführt worden: die allgemeine
Lage im Golf von Guinea, wo die Festlandsok-
kel von Kamerun, Nigeria und Äquatorialgui-
nea sich überschneiden; das Recht Kameruns,
daß der Festlandsockel die frontale Verlänge-
rung der Küsten darstellt; die allgemeine Konfi-
guration der Küsten Kameruns und Nigerias,
insbesondere die starke Einbuchtung der Küste
Kameruns; die Länge der Küsten und die ge-
genüber der Küste Kameruns gelegene Insel
Bioko.
Der IGH erkennt keinen dieser besonderen Um-
stände an. Mit Blick darauf, daß die Seegrenze
nur zwischen den Streitparteien, nicht allen Golf-
anliegern gezogen werden kann, kommt die star-
ke Einbuchtung der Küste Kameruns nicht zum
Tragen, da der relevante Küstenabschnitt den
besonders konkaven Bereich vor der Insel Bio-
ko nicht enthält. Die Lage der Insel Bioko kann
in diesem Fall auch nicht als besonderer Um-
stand gewertet werden, da diese Insel keiner der
beiden Streitparteien angehört, sondern zu Äqua-
torialguinea. Damit kann diese Insel also nur ei-
nen besonderen Umstand in der Ziehung der
Seegrenze zwischen Kamerun und Äquatorial-
guinea sein, die hier aber nicht ansteht. Auch die
unterschiedliche Küstenlänge erkennt der IGH
nicht als besonderen Umstand an, weil die für
die Abgrenzung hier relevante Küstenlinie Ka-
meruns nicht länger ist als die von Nigeria. Die
letzte Frage, ob die Praxis bei der Vergabe der
Öllizenzen eine Rolle für die Grenzziehung spie-
len kann, klärt der IGH mit Blick auf eine be-
achtliche Zahl internationaler Gerichtsfälle, die
alle deutlich machen, daß Öllizenzen an sich
nicht als besonderer Umstand angesehen wer-
den können, der einen Einfluß auf den Verlauf
der Grenzlinie haben kann. Damit entscheidet
der IGH, daß die Grenzlinie jenseits von Punkt
G die Äquidistanzlinie ist, die zu der vom SRÜ
vorgegebenen »der Billigkeit entsprechenden
Lösung« führt. Da aber nun Punkt G selbst nicht
auf der Äquidistanzlinie liegt, regelt der Ge-
richtshof die daraus resultierenden Anpassun-
gen und legt die genaue Linie fest, wobei er al-
lerdings von einem ›Punkt X‹ aus nur die allge-
meine Richtung angibt, um nicht die Rechte der
anderen Golfanliegerstaaten zu beeinträchtigen.
Dieser Punkt der Entscheidung wird von fast al-
len Richtern geteilt, außer von Richter Oda, der
insbesondere die konkrete Festlegung der Gren-
ze kritisiert, da nach seiner Auffassung nicht nur
eine einzige Grenzlinie die richtige sein kann.
Der letzte Punkt, der in dem Urteil zu klären war,
war der Antrag Kameruns auf Wiedergutma-
chung insbesondere für Grenzzwischenfälle –
ein Antrag, zu dem Nigeria Widerklage erhoben
hatte. Die Rechtsverletzungen, die als Grundla-
ge der Haftung genannt wurden, waren die meist
militärischen Übergriffe in der Tschadregion
und auf der Halbinsel Bakassi, die langjährige
Besetzung dieser Gebiete durch Nigeria sowie
auch die Nichtbeachtung der einstweiligen An-
ordnung vom 15. März 1996. Der Gerichtshof
kommt zu dem Ergebnis, daß auf Grund der Fest-
legung der Grenzen in diesem Urteil feststeht,

daß nigerianische Streitkräfte und Verwaltung
sich auf jetzt Kamerun zugesprochenem Gebiet
befinden. Daher ist Nigeria verpflichtet, sich aus
diesen Gebieten zurückzuziehen; ebenso müs-
sen militärische oder zivile Kräfte Kameruns
sich aus den Gebieten zurückziehen, die Nigeria
zugesprochen sind. Zur Durchsetzung des Ur-
teils sollen die Staaten aber selbst die Möglich-
keit erhalten, im Interesse der betroffenen Be-
völkerung zusammenzuarbeiten. Außerdem hat-
te Kamerun zugesagt, daß die Nigerianer, die
auf der Bakassi-Halbinsel und in der Tschadre-
gion leben, geschützt werden und Gastfreund-
schaft genießen sollen, was der IGH mit Genug-
tuung zur Kenntnis nimmt.
Kamerun hatte aber auch beantragt, daß Garan-
tien für die Nichtwiederholung der Völkerrechts-
verletzungen gegeben werden sollten. Der IGH
sieht allerdings keine Situation, die hier ein-
schlägig wäre, wenn alle Streitkräfte und Ver-
waltung abgezogen ist, so daß diesem Antrag Ka-
meruns nicht stattgegeben wird. Zur Wiedergut-
machung als solcher stellt der IGH nur lapidar
fest, daß die Tatsache des vorliegenden Urteils
und der Räumung der kamerunischen Gebiete,
die von Nigeria besetzt sind, als Genugtuung hin-
reichend sind, so daß weitere Untersuchungen
über Haftungsfragen nicht vorgenommen wer-
den. Weitere Zwischenfälle, die die Haftung Ka-
meruns respektive Nigerias nach sich ziehen
könnten, sind nach Auffassung des IGH nicht
hinreichend bewiesen, so daß diesbezüglich die
Klagen Kameruns und die Widerklagen Nige-
rias nicht aufrechterhalten werden können.
Im Tenor der Entscheidung werden die Grenzen
dann mit genauen Längen- und Breitengradan-
gaben gezogen.

IV. Dem Urteil sind sechs Erklärungen bezie-
hungsweise Sondervoten und zwei abweichen-
de Meinungen beigegeben. Wesentlicher Kritik-
punkt ist die Beurteilung des Vertrags von 1884
im Verhältnis zum englisch-deutschen Überein-
kommen von 1913 bezüglich der Bakassi-Halb-
insel. Daß der IGH den Vertrag von 1884 nach
dem sogenannten intertemporalen Recht (wel-
ches auch die Entwicklung des Völkerrechts seit
Vertragsabschluß berücksichtigt) behandelt, wird
von fast allen Sondervoten kritisiert. Dabei wird
insbesondere die Frage aufgeworfen, ob der
Grundsatz, daß Verträge erfüllt werden müssen
(pacta sunt servanda) nach intertemporalem Recht
nicht gilt, wenn Verträge mit Vertretern der da-
mals als ›unzivilisiert‹ angesehenen Territorien
betroffen sind. Der Gerichtshof, so wird vorge-
bracht, hätte in diesem Zusammenhang kolo-
niales Recht anwenden sollen für die Beziehun-
gen zwischen den Territorien und den Kolonial-
herren und Völkerrecht für die Beziehungen
zwischen den europäischen Kolonialherren. Der
Vertrag von 1884 ist nach Meinung der Kritiker
genauso ein Vertrag wie der zwischen Großbri-
tannien und dem Deutschen Reich von 1913
und hätte daher beachtet werden müssen. Es sei
nicht vertretbar, daß der IGH einen Vertrag zum
Schutze bestimmter Völker mit einem Vertrag
gleichsetze, der das gesamte Schutzgebiet der
Schutzmacht als Eigentum überträgt (in diesem
Sinne äußern sich die Richter Ranjeva, Koroma,
Parra-Arranguren, Rezek, Al-Khasawneh und
Ad-hoc-Richter Ajibola). Allerdings wird zum
Teil einschränkend hinzugefügt, daß die Tatsa-

che, daß die einheimischen Herrscher der Cala-
bar-Küste nach 1913 nicht protestiert haben, als
stillschweigende Annahme der Verfügung Groß-
britanniens über das Gebiet angesehen werden
könne. Außerdem wird zum Teil gerügt, daß der
IGH die ›historische Konsolidierung‹ nicht ak-
zeptiert, die in der Tat die Grundlage für juri-
stisch anerkannte Formen des Erwerbs von
Rechtstiteln über Land ist (beispielsweise Ersit-
zung oder Verjährung).
An der Entscheidung in der Frage der Haftung
wird erstaunlicherweise keine Kritik geübt, ob-
wohl der IGH sich hier nur lapidar äußert und
für langjährige Besetzung und Nutzung von
Staatsgebiet allein die Genugtuung der Feststel-
lung der tatsächlichen Grenzen ausreichen läßt.

V. Insgesamt ist das Urteil als ausgewogen an-
zusehen. Auch in dem kritischen Punkt der Zu-
gehörigkeit der Bakassi-Halbinsel ist die Ent-
scheidung des IGH zufriedenstellend, wenn man
sich auch etwas detailliertere Ausführungen zur
Wirkung der Verträge von 1884 und 1913 ge-
wünscht hätte. Der IGH macht nämlich nicht
deutlich, ob der Vertrag von 1884 als Vertrag
zwischen ›Staaten‹ im Sinne des Völkerrechts
zu qualifizieren ist gegenüber dem von 1913,
der nicht von denselben Vertragspartnern abge-
schlossen wurde.
Klargestellt hat der IGH mit dem Urteil insbe-
sondere, daß immer dann, wenn ein gültiger
Rechtstitel vorliegt, die tatsächliche Ausübung
von Souveränität unbeachtlich ist, sofern nicht
deutlich wird, daß der Titelinhaber dem implizit
zugestimmt hat. Damit stellt der IGH eine mitt-
lerweile kontinuierliche Rechtsprechung und
rechtliche Beurteilung von Vorgängen aus der
Kolonialzeit auf, die in möglichen weiteren Fäl-
len dieser Art hilfreich sind. Zugleich können
sie als ständige Rechtsgrundsätze den betroffe-
nen Staaten die Einschätzung der Erfolgsaus-
sichten einer möglichen Befassung des IGH er-
leichtern. ❒

Ernte von Schildkröteneiern

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Streit um Inseln zwischen Indonesien
und Malaysia – Interessen der Philippinen –
Historische Titel und Selbstbestimmungs-
recht – Erwerb der Souveränität durch Ver-
trag – Bedeutung von Karten – Erwerb der
Souveränität durch Sukzession und durch
›effectivités‹

Wiederum mit einem Erbe der Kolonialzeit hat-
te sich der IGH im Fall Souveränität über Pulau
Ligitan und Pulau Sipadan (Indonesien gegen
Malaysia) zu beschäftigen, zu dem er sein Ur-
teil am 17. Dezember 2002 sprach. Die Souve-
ränität Malaysias über die beiden Inseln wurde
bestätigt.

I. Die Streitigkeit zwischen den beiden südost-
asiatischen Staaten war am 2. November 1998
im Wege eines Kompromisses vor den IGH ge-
bracht worden. Die Parteien beantragten darin,
daß der Gerichtshof auf der Grundlage von Ver-
trägen, Abkommen und anderen von den Partei-
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en vorgelegten Beweisen feststellen solle, ob
die Souveränität über Pulau Ligitan und Pulau
Sipadan Indonesien oder Malaysia zusteht. Es
handelt sich hierbei um zwei sehr kleine, etwa
15 Seemeilen voneinander entfernt liegende In-
seln (die größere umfaßt etwa 0,13 Quadratkilo-
meter) in der Celebes-See im Nordosten von
Borneo. Die Bedeutung der Inseln liegt daher
mehr in ihrer Nutzung, nämlich als Ziel von
Tauchertouristen und möglicherweise in ihrer
Berücksichtigung für die Abgrenzung von Mee-
reszonen sowie Ölvorkommen.
Zweieinhalb Jahre nach Befassung des Ge-
richtshofs, am 13. März 2001, stellten die Phi-
lippinen einen Antrag auf Beitritt nach Art. 62
des IGH-Statuts. Sie wollten damit ihre histori-
schen Rechte über Nordborneo wahren, wie sie
aus Verträgen, Abkommen und anderen Beweis-
stücken der Parteien im vorliegenden Fall her-
vorgehen und soweit sie durch die Entschei-
dung über die Souveränität über die beiden In-
seln berührt werden. Der IGH hat mit Entschei-
dung vom 30. September 2001 den Antrag ab-
gelehnt, im wesentlichen mit der Begründung,
daß ein bestimmtes von den Philippinen ge-
nanntes Dokument von den Parteien überhaupt
nicht herangezogen worden ist und daß auch die
anderen Dokumente kein rechtliches Interesse
begründen, das einen Beitritt zum Verfahren
rechtfertigen könnte.
Der tatsächliche Beweggrund für den Antrag
der Philippinen war, daß sie aus historischen Ti-
teln die Souveränität über Nordborneo oder je-
denfalls Teile davon beanspruchten, die angeb-
lich vom Sultan von Sulu auf die Philippinen
übergegangen war. Mit dem Antrag auf Beitritt
versuchten sie, den Status dieses in der Koloni-
alzeit von Großbritannien verwalteten und vor
vier Jahrzehnten entkolonialisierten Gebiets in
Frage zu stellen und eigene Ansprüche geltend
zu machen, welche auf Titel vor der Ausübung
des Selbstbestimmungsrechts zurückgehen. Die
Philippinen wollten die Feststellung erreichen,
daß historische Titel stärker sind als die recht-
mäßige Ausübung des Selbstbestimmungsrechts.
Da dies jedoch heutigem Völkerrecht nicht ent-
spricht, fehlte es an einem rechtlichen Interesse
der Philippinen, das durch die Entscheidung der
Streitigkeit berührt werden könnte.
Der Versuch der Philippinen, ihre nicht ganz zeit-
gemäße Position geltend zu machen, spiegelt
letztlich die Tatsache wider, daß die gesamte Re-
gion durch eine äußerst wechselvolle Geschich-
te geprägt ist; zahlreiche Mächte haben hier vor-
übergehend einmal Souveränität ausgeübt.

II. Der Streit zwischen Indonesien und Malay-
sia entstand 1969 im Zusammenhang mit der
Abgrenzung des Festlandsockels zwischen bei-
den Ländern. Verhandlungen zogen sich bis in
die neunziger Jahre; da eine Lösung nicht er-
reichbar schien, wurde der IGH befaßt.
Indonesien beanspruchte die Inseln für sich auf
der Grundlage eines Vertrags von 1891 zwischen
Großbritannien und den Niederlanden »zur Fest-
legung der Grenzen zwischen den niederländi-
schen Besitzungen auf der Insel Borneo und den
Staaten auf der Insel, die unter britischem Schutz
stehen«. Indonesien stützte sich außerdem auf
die Ausübung von ›effectivités‹, also tatsäch-
lich ausgeübter Hoheitsgewalt auf den Inseln.
In der mündlichen Verhandlung beanspruchte es

zudem, Rechtsnachfolger des Sultans von Bu-
lungan zu sein.
Malaysia beanspruchte die Souveränität auf
Grund einer ganzen Reihe von Übertragungen
des ursprünglich vom Sultan von Sulu gehalte-
nen Titels über die Inseln. Der nämlich sei vom
Sultan übergegangen auf Spanien, von Spanien
auf die Vereinigten Staaten, dann auf Großbri-
tannien im Namen des Staates Nordborneo, dann
unmittelbar auf Großbritannien und schließlich
auf Malaysia. Außerdem berief sich auch Ma-
laysia auf ›effectivités‹; diese wären insbeson-
dere dann von Bedeutung gewesen, wenn der
Gerichtshof festgestellt hätte, daß die Inseln ur-
sprünglich den Niederlanden gehörten, denn dann
konnten sie nicht auf Malaysia übergegangen
sein.

III. Der Gerichtshof prüft in seinem Urteil zu-
nächst den Anspruch aus dem Vertrag von 1891,
der eine Grenzlinie zwischen den englischen
und den niederländischen Besitzungen festleg-
te. Bei der Auslegung des einschlägigen Art. IV
des Vertrags kommt es darauf an, ob er nur die
Grenzlinie auf dem Land (auf den Inseln Bor-
neo und Sebatik) oder darüber hinaus auch die
Abgrenzung in der See (und damit die Zuge-
hörigkeit der kleinen Inseln) erfaßte. Der IGH
kommt anhand der Auslegung des Wortlauts
des Art. IV zu dem Ergebnis, daß nur die Land-
grenze gemeint sein kann, weil die Grenze an
den äußeren Punkten auf dem Land endet. Auch
eine Karte hilft nicht weiter, da sie vier unter-
schiedliche Grenzlinien aufzeigt und zudem die
strittigen Inseln auf ihr nicht verzeichnet sind,
woraus der IGH schließt, daß die Vertragspart-
ner diese Inseln gar nicht zur Kenntnis genom-
men hatten. Außerdem weist auch nichts in der
gesamten Dokumentation darauf hin, daß diese
und andere Inseln umstritten waren.
Auch Ziel und Zweck des Vertrags klären die
Frage der Zugehörigkeit der Inseln nicht, da der
Vertrag zum Zweck hatte, »die Grenze zwischen
den niederländischen Besitzungen auf der Insel
Borneo und den unter englischem Schutz ste-
henden Staaten auf der Insel festzulegen«. Nichts
weist darauf hin, daß die Parteien beabsichtig-
ten, die Besitzungen östlich der Inseln Borneo
und Sebatik abzugrenzen. Zur Bestätigung ver-
weist der IGH auch auf die nachfolgende Pra-
xis, die aus mehreren Abkommen und Abspra-
chen sowie schließlich auch Öllizenzen be-
steht, die aber das gefundene Ergebnis nur be-
stätigen. Dies wird auch durch Karten belegt,
die jedoch – wie der IGH nochmals klarstellt –
als solche nicht zum Erwerb eines territorialen
Titels führen können, sondern nur informativen
Charakter haben. Einen Titel können sie nur
dann darstellen, wenn sie Ausdruck des ent-
sprechenden Willens der Staaten sind; dies ist
insbesondere dann der Fall, wenn sie als offizi-
eller Anhang einem Vertrag beigefügt sind. Im
vorliegenden Fall gab es jedoch keine solche
Karte.
Als weiteren Grund für den Erwerb der Souve-
ränität über die Inseln hatten die Parteien die Suk-
zession genannt. Indonesien behauptete, Nach-
folger der niederländischen Besitzer zu sein, die
ihrerseits die Souveränität durch Verträge mit
dem Sultan von Bulungan erlangt hatten. Ma-
laysia bestritt hingegen, daß der Sultan von Bu-
lungan jemals dieses Gebiet besessen hatte. Dem

stimmt der IGH zu, da aus den Verträgen mit
dem Sultan hervorgeht, daß die strittigen Inseln
nicht zu den Inseln gehörten, die an die Nieder-
lande übertragen wurden.
Malaysia, das sich auf die bereits erwähnte Se-
rie von Übertragungen bezog, sieht in dieser
»Kette von Titeln« einen vertragsgestützten Ti-
tel über Ligitan und Sipadan. Der IGH kann
aber auch diese Sicht nicht bestätigen. Nach de-
taillierter Prüfung der verschiedenen im Rah-
men dieser Übertragungen abgeschlossenen Ver-
träge kommt er zu dem Ergebnis, daß die Abfol-
ge von Titeln keine ununterbrochene Weiterga-
be der Inseln vom Sultan von Sulu bis heute an
Malaysia beinhaltet, da es schon nicht sicher ist,
ob die Inseln überhaupt dem Sultan gehörten oder
ob einer der nachfolgenden Inhaber einen ver-
tragsgestützten Titel über die Inseln hatte. Da-
her hat Malaysia nach Auffassung des IGH die
Inseln nicht aus einer ununterbrochenen Reihe
von Verträgen übernommen. Damit ist auch aus
Sukzession kein Souveränitätserwerb der einen
oder anderen Streitpartei herzuleiten.
Daher prüft der IGH dann die letzte Alternative,
auf die beide Parteien sich gestützt hatten, näm-
lich ob die Souveränität auf der tatsächlichen
Ausübung von Hoheitsgewalt beruht, die in Be-
tracht gezogen werden müsse, auch wenn sie
nicht mit einem Rechtstitel verknüpft ist. Der
IGH prüft folglich, ob die Souveränität sich aus
der aktuellen kontinuierlichen Ausübung von
hoheitlichen Maßnahmen über die Inseln ergibt.
Daß Indonesien Titel aus ›effectivtés‹ herleiten
kann, weist der IGH zurück. Die Tatsache, daß
niederländische und indonesische Kriegsschiffe
in den Gewässern um die Inseln präsent waren,
ist kein Beweis dafür, daß sie die Souveränität
über die Inseln beanspruchten oder ausübten;
auch die Nutzung der Gewässer durch indonesi-
sche Fischer reicht nicht aus, da dies nur Akte
von Privatpersonen sind.
Malaysia hingegen hat auf den Inseln auch ho-
heitliche Befugnisse ausgeübt, so durch die Ver-
ordnung über die Ernte von Schildkröteneiern
und die Einrichtung eines Vogelschutzgebiets.
Bereits von der Kolonie Nordborneo wurden auf
beiden Inseln Leuchttürme errichtet, die beide
heute noch existieren und seit der Unabhängig-
keit von Malaysia unterhalten werden. Der Ge-
richtshof hebt hervor, daß die Aktivitäten von
Malaysia zwar auch nur bescheiden in der Zahl
sind, daß sie aber von anderer Qualität sind als
die Indonesiens, da sie legislative, administrati-
ve und quasi-gerichtliche Akte umfassen und
eine beträchtliche Zeitspanne betreffen. Sie zei-
gen ein Muster auf, das die Absicht klar macht,
staatliche Funktionen über die beiden Inseln im
Rahmen der Verwaltung mehrerer Inseln wahr-
zunehmen. Auch wurden dagegen niemals ir-
gendwelche Proteste von der anderen Seite er-
hoben. Daher stellt der IGH mit 16 Stimmen ge-
gen eine fest, daß die Souveränität über die In-
seln Malaysia zusteht.
Die Gegenstimme stammt von dem von Indone-
sien bestellten Ad-hoc-Richter Thomas Franck,
der in seiner abweichenden Meinung – wenig
einleuchtend – bedauert, daß der Gerichtshof
nicht den Vertrag von 1891 als entscheidend an-
gesehen hat.

IV. Zwar trifft die Bemerkung Francks sicher
zu, daß es nicht sonderlich überzeugend ist, wenn
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eine Verordnung über die Ernte von Schildkrö-
teneiern und zwei Leuchttürme über die Sou-
veränität von zwei Inseln entscheiden (was der
IGH selbst auch eingeräumt hat). Das sollte
aber kein Grund dafür sein, bei der Vertragsaus-
legung andere Maßstäbe als die der Wiener Ver-
tragsrechtskonvention anzuwenden. Auch wenn
mangels anderer Titel die recht bescheidenen
›effectivités‹ für die Souveränität ausschlagge-
bend waren, so überzeugt dies eher als ein Er-
gebnis, das die Auslegung des Vertrags von 1891
überdehnt hätte, um ein vertraglich fundiertes
Ergebnis zu erreichen, welches der Vertrag in
Wahrheit nicht hergibt. ❒

Hilfreicher Schadensersatz

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Beendigung des Lockerbie-Falles –
Einvernehmen der Parteien über die Strei-
chung – Annäherung zwischen Libyen und
Großbritannien sowie den USA

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Kirsten
Schmalenbach, Späte Gerechtigkeit für Locker-
bie, VN 1/2000 S. 28f., fort.)

Erst 2003 hat der Lockerbie-Fall seinen Ab-
schluß gefunden. Mit seiner Resolution 1506
(Text: VN 5/2003 S. 198f.) beschloß der Sicher-
heitsrat mit 13 Stimmen bei Stimmenthaltung
Frankreichs und der Vereinigten Staaten am 12.
September 2003, die gegen Libyen gerichteten,
1999 nur ausgesetzten Sanktionen ganz aufzu-
heben. Zwei Tage zuvor waren die beiden 1992
beim IGH eingereichten Klagen Libyens zu
Fragen der Auslegung und Anwendung des
Montrealer Übereinkommens von 1971 im Ge-
folge des Luftzwischenfalls bei Lockerbie – die
eine war gegen Großbritannien, die andere ge-
gen die USA gerichtet – durch Beschluß des IGH
von der Liste der bei ihm anhängigen Streitsa-
chen gestrichen worden. Verfügt wurde diese
Streichung, weil die Parteien in den beiden Fäl-
len eine einvernehmliche Lösung gefunden und
den Fall gemäß Art. 88 der Verfahrensordnung
des IGH beendet haben.
Grundlage dafür waren Schreiben – einmal Li-
byens und Großbritanniens, einmal Libyens und
der USA – vom 9. September mit der Mitteilung
der Parteien an den IGH, daß sie übereingekom-
men seien, das Verfahren einzustellen. Das be-
deutet, daß sie auf jede weitere Geltendmachung
der Ansprüche verzichten. Diese Einigung war
zustandegekommen, nachdem Libyen sich be-
reiterklärt hatte, bedeutende Schadensersatzsum-
men an die Hinterbliebenen der Opfer zu zah-
len. Daß Frankreich zunächst keine vergleichba-
re Entschädigung für die Opfer des 1989 erfolg-
ten Anschlags auf einen Flug der ›Union de
Transports Aériens‹ erhalten hatte, für den die
Verantwortung ebenfalls Libyen zugeschrieben
wird, war der Beweggrund seiner Enthaltung bei
der Abstimmung über die Resolution 1506 des
Sicherheitsrats. Die USA hingegen wollten die
Entschließung passieren lassen, ohne sich mit
Annäherung an Libyen zu sehr zu beeilen.
Die Streitigkeit ging zurück auf die Explosion
eines Flugzeugs der Fluggesellschaft ›Pan Ame-

rican‹ über dem schottischen Ort Lockerbie am
21. Dezember 1988, bei der 290 Menschen ge-
tötet wurden. Das Attentat wurde zwei Libyern
zugeschrieben, die angeblich mit Unterstützung
ihrer Regierung gehandelt hatten. Großbritanni-
en und die USA hatten die Auslieferung der mut-
maßlichen Attentäter gefordert, während Liby-
en sich auf die Konvention von Montreal über
die Sicherheit der Zivilluftfahrt von 1971 be-
rief, die den Grundsatz des ›aut dedere aut iudi-
care‹ festlegt, was bedeutet, daß Libyen nicht
ausliefern muß, wenn es selbst für die Aburtei-
lung der Täter sorgt. Mit den beiden Klagen
vom 3. März 1992 hatte Libyen vom IGH die
Feststellung begehrt, daß die Montrealer Kon-
vention keine Verpflichtung zur Auslieferung
enthält, und gleichzeitig einen Antrag auf Erlaß
einstweiliger Anordnungen gestellt.
Drei Tage, nachdem die mündliche Verhandlung
über die einstweiligen Anordnungen abgeschlos-
sen waren, handelte der Sicherheitsrat gemäß Ka-
pitel VII der Charta und verabschiedete am 31.
März 1992 seine Resolution 748 (Text: VN 2/
1992 S. 68f.), in der er Libyen verpflichtete, die
mutmaßlichen Täter zu überstellen. Da nach Art.
103 der Charta eine solche Resolution den ande-
ren Verpflichtungen aus internationalen Über-
einkünften vorgeht, sah der IGH keinen Anlaß
mehr, über den Antrag auf Erlaß einstweiliger
Maßnahmen zu entscheiden. Allerdings stellte
er in seinen Entscheidungen vom 14. April 1992
zugleich fest, daß er in dieser Phase des Verfah-
rens zu keiner anderen Frage Stellung beziehen
müsse, einschließlich der Frage der Zuständig-
keit, die durch Großbritannien und die USA im
Wege der vorgängigen Einrede bestritten wor-
den war.
Über die Einrede entschied der IGH am 27. Fe-
bruar 1998. Obwohl sich seine Zuständigkeit aus
Art. 14, Abs. 1 der Montrealer Konvention er-
gab, die nach dem Erlaß der Resolution des Si-
cherheitsrats nicht mehr anwendbar war, ent-
schied der IGH, daß er zuständig sei, weil die
Zuständigkeitsfrage mit Bezug auf den Zeit-
punkt der Klageerhebung zu beurteilen ist. Die
Einrede gegen die Zulässigkeit der Klage wurde
abgewiesen. Auch in diesem Urteil lehnte der
IGH es ab, über die Anträge Großbritanniens
und der USA zu entscheiden, die dahin gingen,
daß die Klage gegenstandslos (moot) sei, weil
die Resolution des Rates die Anwendung der
Montrealer Konvention ausschloß. Das schriftli-
che Verfahren nahm daraufhin seinen Lauf. In
jedem der beiden Fälle wurden jeweils fristge-
recht zwei Schriftsätze vorgelegt; der letzte am
3. August 2001. Es war daher zu erwarten, daß
nach Anberaumung der mündlichen Verhand-
lung und dem Urteil die vieldiskutierte Frage be-
antwortet würde, ob und wie der IGH sich zur
Resolution des Sicherheitsrats äußert, deren im-
plizite Überprüfung ihm zusteht. Durchaus frag-
lich war, ob die Resolution die Befugnisse des
Rates überschritt, weil sie eine Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
durch den Terrorismus auf Grund der Taten von
nur zwei Personen feststellte – und dies vier
Jahre nach dem Attentat. Die Völkerrechtslehre
hatte sich dieser Frage inzwischen intensiv an-
genommen, wird aber nun ohne Stellungnahme
des IGH hierzu bleiben, weil die beiden Klagen
ja zurückgenommen wurden. Dies war sicher
nicht zuletzt auf die Aburteilung der Täter durch

ein schottisches Gericht zurückzuführen. Es hat-
te zu diesem Zweck in der niederländischen Stadt
Zeist getagt und einen der mutmaßlichen At-
tentäter verurteilt, den anderen jedoch freige-
sprochen.
Der wesentliche Grund aber ist wohl der, daß
Libyen im Bemühen, aus der politischen Isolati-
on wegen früherer terroristischen Aktivitäten her-
auszukommen und die Aufhebung der im Zu-
sammenhang mit dem Attentat von Lockerbie
erlassenen Sanktionen zu erreichen, sich bereit-
erklärt hatte, den Opfern des Attentats und ihren
Hinterbliebenen Schadensersatz in Höhe von
insgesamt 2,7 Mrd US-Dollar zu zahlen. ❒

Erbe des Ersten Golfkriegs

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Iran gegen USA – Zerstörung irani-
scher Bohrinseln durch die US-Marine –
Freundschaftsvertrag von 1955 als Zustän-
digkeitsgrundlage – Verletzung der Handels-
freiheit oder Rechtfertigung durch Selbst-
verteidigungsrecht – Unbegründetheit der
Widerklage – Position des Gerichts zur Fra-
ge der Gewaltanwendung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Karin Oel-
lers-Frahm in VN 1/1997 S. 29ff. fort.)

Die Streitigkeit betreffend Ölplattformen (Isla-
mische Republik Iran gegen Vereinigte Staaten
von Amerika), über die der IGH am 6. Novem-
ber 2003 entschied, hatte ihren Ausgangspunkt
im mehrjährigen, zwischen Irak und Iran ge-
führten Ersten Golfkrieg. Fast auf den Tag ge-
nau elf Jahre zuvor, am 2. November 1992, er-
hob Iran Klage gegen die USA wegen der Zer-
störung von drei iranischen Bohrinseln in den
Jahren 1987 und 1988. Die Angriffe der US-
Marine auf die Bohrinseln wurden vom IGH
nicht als Akte der Selbstverteidigung gewertet;
gleichwohl hat Iran keinen Anspruch auf Ent-
schädigung. Die Widerklage der USA wurde
verworfen. Bemerkenswert sind Zahl und Ge-
halt der Sondervoten zum Urteil; sie bringen ein
neues Verständnis der Rolle des IGH zum Aus-
druck.

I. Im Verlauf des Ersten Golfkriegs war ab 1984
im sogenannten Tankerkrieg der Persische Golf
vermint worden. Handelsschiffe sowie andere
Schiffe verschiedener (auch neutraler) Staaten
wurden angegriffen, so daß die freie Schiffahrt
in diesem Gewässer stark behindert war. Dar-
aufhin bemühte sich insbesondere Kuwait um
die Umflaggung seiner Schiffe unter die Flagge
der Vereinigten Staaten, Großbritanniens oder
der Sowjetunion. Die USA übernahmen zudem
den Geleitschutz für diese Schiffe. Kuwait hatte
auf diesem Wege elf Schiffe unter US-Flagge
registriert. Auch andere Staaten, beispielsweise
Frankreich, entsandten Kriegsschiffe zum Golf,
um die dort fahrenden Schiffe zu schützen. Den-
noch kamen Angriffe auf Schiffe vor, und ins-
besondere zwei Angriffe waren Auslöser der
Streitigkeit zwischen Iran und den USA.
Am 16. Oktober 1987 wurde die ›Sea Isle City‹
angegriffen, ein unter amerikanischer Flagge fah-
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render kuwaitischer Tanker. Die USA schrieben
den Angriff Iran zu und zerstörten drei Tage
später Teile der iranischen Bohrinselkomplexe
Reshadat und Resalat, und zwar, wie sie erklär-
ten, als Maßnahme der Selbstverteidigung. Am
14. April 1988 wurde das amerikanische Kriegs-
schiff ›Samuel B. Roberts‹, das von einer Ge-
leitschutzfahrt zurückkam, von einer Mine in den
internationalen Gewässern nahe Bahrains getrof-
fen; vier Tage später zerstörten die USA die Öl-
förderkomplexe Salman und Nasr und deklarier-
ten dies ebenfalls als Maßnahme der Selbstver-
teidigung. Iran hielt dies für rechtswidrig und
wollte Schadensersatz für die zerstörten Ölplatt-
formen auf gerichtlichem Wege erreichen. Die
Frage war, auf welcher Zuständigkeitsgrundlage
Iran vor dem IGH vorgehen konnte.
Als einzige derartige Grundlage konnte der
(auch nach dem Sturz des Schahs nicht gekün-
digte) ›Vertrag über Freundschaft, Wirtschafts-
beziehungen und Konsularrechte zwischen den
Vereinigten Staaten und Iran‹ von 1955 heran-
gezogen werden, dessen Artikel XXI Absatz 2
für Fragen der Auslegung und Anwendung des
Vertrags die Zuständigkeit des IGH begründet.
Ein solcher Vertrag ist gewiß nicht die ideale
Zuständigkeitsgrundlage in Fragen, die die An-
wendung von Gewalt betreffen. Iran konnte da-
her in seiner Klage auch nur die Verletzung des
Art. X rügen, der die Freiheit von Handel und
Schiffahrt zwischen dem Staatsgebiet der bei-
den Vertragsparteien garantiert, mit der Begrün-
dung, daß durch die Zerstörung der Bohrinseln
die Handelsfreiheit verletzt worden sei.
Die Zuständigkeit des IGH wurde seitens der
USA im Wege von vorgängigen Einreden ange-
fochten. Die wesentliche Frage war die, ob die
Streitigkeit der Parteien bezüglich der gewaltsa-
men Aktionen der USA ein Streit »über die Aus-
legung und Anwendung« des Vertrags darstell-
te. In seinem Urteil vom 12. Dezember 1996
kam der IGH zu dem Schluß, daß der Vertrag an
sich die Klage des Iran nicht ausschloß und daß
konkret durchaus eine Beeinträchtigung des Han-
dels durch die Zerstörung der Bohrinseln ent-
standen sein konnte, so daß der Vertrag von 1955
als Zuständigkeitsgrundlage in Betracht kam.
Allerdings betonte der IGH, daß ausschließlich
Aspekte der Freiheit von Handel und Schiffahrt
entschieden werden könnten.
Am 23. Juni 1997 erhoben die USA Widerklage
und beantragten die Feststellung, daß die Aktio-
nen Irans im Golf 1987/88, die unter anderem
die Verlegung von Seeminen sowie Angriffe
auf Schiffe unter US-Flagge betrafen, ebenfalls
eine Verletzung von Art. X des Vertrags von
1955 darstellten. Mit Entscheidung vom 10. März
1998 ließ der IGH die Widerklage zu.

II. Es ging also in der Hauptsache einerseits um
die Feststellung, ob Art. X des Vertrags durch
die USA verletzt worden war, und in einem zwei-
ten Aspekt dann um die Widerklage.

� Verletzung des Vertrags durch die USA
Dem Vorwurf der Verletzung des Vertrags durch
die USA wegen der Zerstörung der Bohrinseln
wurde seitens der USA die Bestimmung in Art.
XX Abs. 1d entgegengehalten, der niederlegt,
daß »der Vertrag die Anwendung von Maßnah-
men nicht ausschließt…, d) die erforderlich
sind, um die Verpflichtungen einer Vertragspar-

tei für die Aufrechterhaltung oder Wiederher-
stellung des Weltfriedens oder der internationa-
len Sicherheit zu erfüllen, oder erforderlich sind
zum Schutz ihrer wesentlichen Sicherheitsinter-
essen«.
Zunächst mußte sich der IGH der Frage stellen,
wie er bei seiner Prüfung vorgehen sollte: sollte
er erst prüfen, ob Art. X verletzt ist, und dann,
ob diese Verletzung durch Art. XX Abs. 1d ge-
rechtfertigt ist, oder umgekehrt? Da dieser Fall
insgesamt Fragen der Gewaltanwendung an-
sprach und da der Vertrag von 1955 erst sehr spät
überhaupt in dem Gesamtzusammenhang er-
wähnt wurde, hielt der Gerichtshof es für ange-
messen, sich zunächst mit der Frage auseinan-
derzusetzen, ob die Zerstörung der Bohrinseln
gemäß Art. XX Abs. 1d gerechtfertigt ist, ob sie
also als Akte der Selbstverteidigung anzusehen
sind, so daß, wenn diese Frage bejaht würde,
auch keine Verletzung von Art. X vorläge.
Auch wenn die USA die Zerstörung der Bohrin-
seln als Akt der Selbstverteidigung angesehen
hatten und den Sicherheitsrat umgehend dem-
entsprechend informiert hatten, so konnte die
Prüfung der Anwendbarkeit von Art. XX Abs.
1d des Vertrags natürlich nur in strikter Bezug-
nahme auf den Vertrag erfolgen, denn nur die-
ser war Grundlage der Zuständigkeit des IGH.
Die Frage, ob die Zerstörung der Bohrinseln als
Maßnahme der Selbstverteidigung nach allge-
meinem Völkerrecht gerechtfertigt war, hatte der
IGH daher nicht zu beurteilen. Aber, so führte
der IGH aus, die Vorschrift, daß die zur Wah-
rung der ›wesentlichen Sicherheitsinteressen‹
erforderlichen Maßnahmen eine Verletzung des
Vertrags rechtfertigen können, könne nicht so
verstanden werden, daß diese Maßnahmen eine
Gewaltanwendung erlauben, die nicht vom Völ-
kerrecht gedeckt ist. Denn in Übereinstimmung
mit Art. 31 Abs. 3c der Wiener Vertragsrechts-
konvention muß die Auslegung der Vertragsbe-
stimmung »jeden in den Beziehungen zwischen
den Vertragsparteien anwendbaren einschlägi-
gen Völkerrechtssatz« berücksichtigen. Die Re-
geln der Charta der Vereinten Nationen und des
Gewohnheitsrechts sind demnach bei der Aus-
legung zu beachten.
Unter dieser Prämisse untersuchte der IGH die
beiden Zwischenfälle mit dem Ergebnis, daß
kein Fall der Selbstverteidigung nach Art. 51 der
UN-Charta vorlag. Die USA hatten nach Auf-
fassung des IGH im Fall der ›Sea Isle City‹
nicht hinreichend bewiesen, daß ein bewaffne-
ter Angriff seitens Irans vorlag, auf den ihre Ak-
tion der Zerstörung der Bohrinseln eine ange-
messene und notwendige Reaktion darstellte,
und daß die Bohrinseln militärische Ziele wa-
ren. Für diesen Zwischenfall hätten die USA be-
weisen müssen, daß das Geschoß, durch das das
Schiff getroffen wurde, von Iran abgefeuert wor-
den war. Hierzu gab es aber nur einen einzigen
Augenzeugen, der jedoch auch nur ein »Ge-
schoß aus Richtung Iran« wahrgenommen hatte
und der zudem erst zehn Jahre nach dem Zwi-
schenfall aussagte. Das war in den Augen des
IGH kein ausreichender Beweis; auch andere
Beweismittel wie etwa der Verweis auf eine An-
kündigung von Präsident Ali Khamenei, daß Iran
die USA angreifen werde, wenn diese sich nicht
aus der Region zurückzögen, sei zu vage.
Auch zum zweiten Zwischenfall, der die ›Sa-
muel B. Roberts‹ betraf, fand der IGH die Be-

weise der USA zwar durchaus gehaltvoll, »aber
nicht schlüssig«, da nicht hinreichend klar be-
wiesen wurde, ob die Mine, die das Schiff schwer
beschädigte, von Iran gelegt war. Allerdings äu-
ßerte der IGH sich nicht dazu, was er als über-
zeugenden Beweis angesehen hätte, was in meh-
reren Sondervoten zu Recht kritisiert wird. Da
keine Angriffe auf andere Schiffe zur gleichen
Zeit bekannt wurden, stellte der Gerichtshof in
diesem Zusammenhang grundsätzlich fest, daß
auch der Angriff auf ein einzelnes Schiff als ›be-
waffneter Angriff‹ im Sinne des Art. 51 der UN-
Charta angesehen werden könne. In diesem Zu-
sammenhang ist insbesondere das Sondervotum
von Richter Bruno Simma interessant, der die
Frage der Zurechenbarkeit der Verantwortlich-
keit näher untersuchte. Da die Verminung im Per-
sischen Golf entweder durch Iran oder Irak er-
folgt war, sei die Verantwortung Irans in jedem
Fall zu bejahen nach dem Prinzip, wonach bei
mehreren Verursachern eines Schadens jeder her-
angezogen werden kann (joint and several liabi-
lity). Ein entsprechendes allgemeines Rechts-
prinzip meinte er aus einer Reihe nationaler
Rechtsordnungen herleiten zu können.
Obwohl das Vorliegen eines bewaffneten An-
griffs verneint wurde, prüfte der IGH dennoch,
ob die Maßnahme der USA »erforderlich und
angemessen« war, da dies nicht nur im Rahmen
der Selbstverteidigung von Bedeutung sei, son-
dern auch als Kriterium in Art. XX Abs. 1d des
Vertrags von 1955 angeführt ist. Auch hier kam
der IGH aber zu einem negativen Ergebnis, denn
selbst wenn man unterstellen würde, daß von
den Bohrinseln bewaffnete Aktionen ausgingen
(wofür die USA für zwei der zerstörten Bohrin-
seln gar keine Beweise vorbrachten), könnten
die Angriffe nicht als Selbstverteidigungsakte
charakterisiert werden, weil sie unverhältnis-
mäßig waren. Die USA haben nicht vorgetra-
gen, daß sie sich gegen von den Bohrinseln aus-
gehende angebliche militärische Aktivitäten je-
mals beschwert hatten, was ebenfalls dagegen
spricht, daß die Angriffe auf die Bohrinseln als
eine erforderliche Maßnahme angesehen wer-
den könnten. Hingegen könne die Reaktion auf
den Angriff auf die ›Sea Isle City‹ als verhält-
nismäßig betrachtet werden, wenn der Gerichts-
hof sie für erforderlich gehalten hätte, wohinge-
gen die Reaktion auf den Angriff auf die ›Sa-
muel B. Roberts‹ nicht als verhältnismäßig an-
gesehen werden könne, da die Beschädigung ei-
nes einzigen Schiffes nicht die Zerstörung von
zwei Bohrinseln rechtfertige. Damit kam der
IGH zu dem Ergebnis, daß die Rechtfertigung
nach Art. XX Abs. 1d des Vertrags von 1955
nicht greift, so daß er also weiter prüfen mußte,
ob eine Verletzung von Art. X des Vertrags von
1955 vorlag.
Auch hier scheint ein Verweis auf das Sonder-
votum von Richter Simma angebracht, der seine
These von den ›verhältnismäßigen Gegenmaß-
nahmen‹ darlegte, wonach zwei Stufen der Ge-
waltanwendung/Selbstverteidigung unterschie-
den werden müssen: einerseits der ›bewaffnete
Angriff‹, der die Selbstverteidigung nach Art.
51 der Charta erlaubt, andererseits ein geringe-
res Maß militärischer Aktionen, die zwar kei-
nen bewaffneten Angriff darstellen, gegen die
der Staat sich jedoch auch mit militärischen
Maßnahmen verteidigen darf, die aber geringe-
ren Umfang haben und die Voraussetzungen Er-
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forderlichkeit, Verhältnismäßigkeit und Unver-
züglichkeit erfüllen müssen. Allerdings war er
der Meinung, daß im vorliegenden Fall auch die-
se geringere Stufe der militärischen Maßnahmen
seitens der USA nicht gerechtfertigt war, weil es
an der Verhältnismäßigkeit der Reaktion fehlte.

� Verletzung von Art. X des Vertrags
In diesem Komplex war nur zu prüfen, ob die
Freiheit des Handels durch die Zerstörung der
Bohrinseln verletzt war, denn Iran hatte nicht
auch die Verletzung der Freiheit der Schiffahrt
gerügt (das hatten nur die USA in ihrer Wider-
klage vorgebracht). Der IGH stellte zunächst
fest, daß es sich lediglich um den Handel zwi-
schen den Vertragsparteien, nicht auch den mit
Drittstaaten handeln könne. Er kam zu dem Er-
gebnis, daß die Freiheit des Handels nicht ver-
letzt sei. Die Begründung hierfür lag für die im
Oktober 1987 zerstörten Bohrinseln in der Er-
wägung, daß diese zum relevanten Zeitpunkt
gar nicht zur Förderung von Erdöl benutzt wur-
den, da sie nach einem irakischen Angriff repa-
riert wurden und erst kurz vor ihrer Wiederinbe-
triebnahme standen. Daher erfüllten sie keine
Funktion, die irgendwie mit der Freiheit des Han-
dels in Verbindung stand. Bei den Bohrinseln,
die im April 1988 zerstört wurden, sei ebenfalls
keine Verletzung der Freiheit des Handels gege-
ben, denn wegen eines von den USA verfügten
Handelsembargos vom 29. Oktober 1987 gegen
Iran gab es zum Zeitpunkt der Zerstörung der
Bohrinseln keinen Handel zwischen den beiden
Vertragsparteien und folglich keine Verletzung
des Vertrags, der diesen Handel schützte. Auch
der Einwand Irans, daß das Handelsembargo
ausdrücklich nicht auf iranische Produkte er-
streckt war, die über Drittstaaten in die USA ge-
langten, änderte an der Auffassung des IGH
nichts, da es nicht darum ging, ob iranische Öl-
produkte in die USA gelangten, sondern ob di-
rekter Handel zwischen den beiden Staaten be-
stand, und das war nicht der Fall.

� Die Widerklage
Auch die Widerklage der USA wurde als unbe-
gründet zurückgewiesen. Iran hatte vier Einre-
den gegen die Widerklage vorgebracht, die je-
doch alle abgewiesen wurden. Die USA hatten
sich in der Widerklage auf beide Freiheiten –
die des Handels und die der Schiffahrt – ge-
stützt. Der IGH stellte auch hier wiederum fest,
daß die USA ihrer Beweispflicht nicht hinrei-
chend nachgekommen seien, denn sie hätten be-
legen müssen, daß eine tatsächliche Behinde-
rung von Handel und Schiffahrt zwischen den
Vertragsparteien bestand; die Tatsache, daß die
Schiffahrt im Golf wegen des Krieges ganz all-
gemein gefährlich war, reiche nicht aus. Die
sehr allgemein gehaltene Widerklage (generic
counter-claim) hätte durch spezielle Vorkomm-
nisse belegt werden müssen.

III. Der IGH entschied den Teil des Streits, der
die Klage Irans betraf, in seinem Urteil unter ei-
nem einzigen Punkt mit 14 zu 2 Stimmen. Er be-
fand zunächst, daß kein Fall der Selbstverteidi-
gung seitens der USA vorlag, und sodann – in
der gleichen Passage –, daß Art. X des Freund-
schaftsvertrags nicht verletzt war. Für dieses
Vorgehen wurde der IGH in einer Anzahl von
Sondervoten heftig gerügt, denn erstens gehör-

ten die Ausführungen zum Selbstverteidigungs-
recht respektive zu Art. XX Abs. 1d überhaupt
nicht in den Tenor des Urteils, weil Iran in sei-
ner Klage nur eine Verletzung von Art. X gerügt
habe, und zweitens sei die Verknüpfung in ei-
nem einzigen Punkt des Tenors unangemessen,
da es ein bestimmtes Abstimmungsverhalten her-
ausfordere. Das aber, so darf man vermuten, war
gerade die Absicht des IGH. Im zweiten Punkt
des Urteilstenors wurde mit 15 Stimmen gegen
eine entschieden, daß die Widerklage der USA
nicht begründet war.
Dem Urteil sind zwei Erklärungen, ein abwei-
chendes Votum (Al-Khasawneh) und acht Son-
dervoten beigegeben. Die große Zahl der separa-
ten Stellungnahmen zeigt, daß es um eine grund-
sätzliche Frage ging, nämlich, ob der IGH nicht
›ultra petita‹ entschieden habe, also über den ihm
vorliegenden Antrag hinausgegangen sei, indem
er sich im Tenor des Urteils zur Frage der Selbst-
verteidigung geäußert hat. Diese Frage ist von so
großer Bedeutung, daß ein Überblick über die
Sondervoten angebracht erscheint.
Vizepräsident Ranjeva rechtfertigt in seiner Er-
klärung das Vorgehen des IGH, zunächst Art.
XX Abs. 1d des Vertrags zu prüfen, da er damit
zum eigentlichen Kern des Falles, nämlich der
Gewaltanwendung, vordringe. Ähnlich argumen-
tiert auch Richter Koroma, der insbesondere her-
vorhebt, daß die Auslegung von Art. XX Abs.
1d im Lichte der Regeln der Charta zum Selbst-
verteidigungsrecht richtig war und daß das Vor-
gehen auch nicht ›ultra petita‹ sei.
Richterin Higgins hingegen kritisiert vor allem,
daß die Feststellungen zu Art. XX Abs. 1d im
Tenor erscheinen, aber auch, daß Art. XX über-
haupt geprüft wurde. Sie bezieht sich auf die
Entscheidung von 1996 über die vorgängigen
Einreden, in denen der IGH deutlich festgestellt
hatte, daß Art. XX Abs. 1d nur eine Rechtferti-
gung darstellt. Wenn keine Vertragsverletzung
festgestellt wird, stellt sich die Prüfung einer
solchen Rechtfertigungsklausel nicht. Und auch
wenn sie sich stellt, ist sie niemals – außer im
1986 entschiedenen Fall Nicaragua/USA, der
aber anders gelagert war, da die USA am Ver-
fahren nicht teilnahmen – in den Urteilstenor
aufgenommen worden. Die Feststellungen hier-
zu seien Teil der Gründe, denn im Tenor werden
die Klageanträge nur abgelehnt oder angenom-
men, und Klageantrag war allein, ob Art. X des
Vertrags von 1955 verletzt war. Der Gerichts-
hof sei frei, die Gründe zu wählen, auf die er
sein Urteil stützt; er habe dies aber immer mit
Blick auf das »wirkliche« anwendbare Recht
getan. Im vorliegenden Fall komme hinzu, daß
die Prüfung genau dieser Frage, nämlich der Ge-
waltanwendung, auch durch den Kläger selbst
nicht angesprochen worden war. Im weiteren
setzt sie sich mit Fragen der Beweiswürdigung
auseinander und fordert, daß der IGH deutlich
machen solle, welchen Standard von Beweisen
er verlange; insbesondere hätte er dies im vor-
liegenden Fall verdeutlichen müssen.
Richter Parra-Aranguren drückt ebenfalls seine
Ablehnung des Vorgehens des IGH aus. Er hät-
te zunächst Art. X des Vertrags prüfen müssen,
da Art. XX Abs. 1d keine eigenständige Bedeu-
tung hat, sondern nur zur Rechtfertigung von
Vertragsverletzungen herangezogen werden kön-
ne, und daher im vorliegenden Fall gar nicht ge-
prüft werden durfte.

Richter Kooijmans sprach sich ebenfalls dage-
gen aus, daß Art. XX Abs. 1d Raum im Urteils-
tenor gefunden hat; damit sei eine Rechtsan-
sicht, die nicht Gegenstand der Klage war, in
den Tenor eingeflossen. Die Klage war auf die
Frage einer Verletzung von Art. X gerichtet,
und nur diese Frage hatte der Gerichtshof zu be-
antworten. Zwar stelle Art. XX Abs. 1d eine ei-
genständige Bestimmung dar, nicht nur eine
Rechtfertigungsklausel, so daß der IGH durch-
aus wählen konnte, ob er mit Art. XX oder Art.
X beginnen wollte. Aber nachdem Art. XX ab-
zuweisen war, hätte dies im Tenor keinen Nie-
derschlag finden dürfen.
Richter Al-Khasawneh trägt als einziger eine ab-
weichende Meinung vor. Auch seine Bedenken
betreffen die Feststellung zu Art. XX im Tenor
und zudem die Zusammenfassung der Feststel-
lungen zu Art. XX und Art. X unter einem einzi-
gen Punkt des Urteils. Er sei nicht der Auffas-
sung, daß die USA Art. X nicht verletzt haben.
Die Unterscheidung zwischen direktem Handel
und indirektem Handel über den Umweg über
Drittstaaten sei nicht akzeptabel. Ebenso teilte er
die Entscheidung zur Widerklage als Folge die-
ser engen Interpretation des Begriffs Handel nicht,
und hätte es auch hier vorgezogen, eine Verlet-
zung von Art. X durch Iran festzustellen.
Auch der amerikanische Richter Buergenthal
kann die Entscheidung zu Art. XX nicht teilen.
Er sieht hierin eine Verletzung der Regel ›non
ultra petita‹; zudem ist er der Meinung, daß kei-
ne Zuständigkeit vorlag, über Art. XX zu ent-
scheiden, weil keine Verletzung von Art. X ge-
geben war. Aber selbst wenn man unterstelle,
daß der Gerichtshof Art. XX in diesem Fall prü-
fen konnte, so überschritt doch die Auslegung
von Art. XX im Lichte der völkerrechtlichen Re-
geln über Gewaltanwendung seine Zuständig-
keit. Denn Art. 31 Abs. 3c der Wiener Vertrags-
rechtskonvention, wonach bei der Auslegung
eines Vertrags alle relevanten Regeln des Völ-
kerrechts, die zwischen den Parteien anwendbar
sind, berücksichtigt werden müssen, könne nicht
bedeuten, daß alle diese Regeln zur eigenständi-
gen Beurteilung des IGH freigegeben seien. Der
IGH sei immer durch die Zuständigkeitsklausel
des Vertrags gebunden. Wenn er im Rahmen der
Auslegung eines bilateralen Vertrags Fragen der
Gewaltanwendung nach der Charta prüfen wol-
le, so müsse hierzu die Zustimmung der Streit-
parteien vorliegen. Dadurch, daß der Gerichts-
hof im vorliegenden Fall bei der Auslegung von
Art. XX Abs. 1d des Vertrags von 1955 letztlich
nur geprüft habe, ob die USA in rechtmäßiger
Gewaltanwendung nach den Regeln der Charta
gehandelt haben, habe der IGH den Fall zu ei-
nem über Gewaltanwendung unter allgemeinem
Völkerrecht gemacht, nicht aber den bilateralen
Vertrag ausgelegt. Selbst wenn aber im Rahmen
der Auslegung von Art. XX Abs. 1d die allge-
meinen Regeln zur Gewaltanwendung einflie-
ßen, dann habe der IGH jedenfalls die Beweise
der USA nicht zutreffend analysiert. Denn er
habe die Beweise nur unter dem Aspekt der
Selbstverteidigung geprüft, ohne zu berücksich-
tigen, daß Art. XX Abs. 1d nur die Prüfung ver-
lange, ob eine Partei überzeugende Gründe da-
für hatte, gewaltsame Maßnahmen zum Schutz
ihrer wesentlichen Sicherheitsinteressen für er-
forderlich zu halten.
Richter Elaraby, der beim ersten Punkt des Te-
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nors von der Mehrheit abweicht, ist – anders als
die übrigen Richter – der Meinung, daß der IGH
die Fragen der Gewaltanwendung deutlicher und
detaillierter hätte behandeln sollen, da die Ent-
scheidung zu einem Zeitpunkt ergeht, zu dem
die Herrschaft des Rechts in vielen Teilen der
Welt großen Herausforderungen gegenübersteht
und rechtliche Äußerungen des Hauptrechtspre-
chungsorgans der Vereinten Nationen das Ge-
waltverbot stärken würden.
Das Sondervotum von Richter Owada bemän-
gelt im wesentlichen die Reihenfolge der Prü-
fung: zuerst hätte Art. X geprüft werden müs-
sen. Zu Art. XX Abs. 1d war auch er der Mei-
nung, daß er nicht gleichzusetzen sei mit dem
Selbstverteidigungsrecht nach allgemeinem Völ-
kerrecht. Der Gerichtshof habe die Frage der In-
terpretation von Art. XX in eine Frage der
Selbstverteidigung nach Völkerrecht umgedeu-
tet, und dafür fehle ihm die Zuständigkeit. Er
hätte statt dessen nur prüfen sollen, ob die kon-
kreten Aktionen der USA mit Art. XX Abs. 1d
vereinbar waren. Zusätzlich hätte er dann prü-
fen können, ob die konkreten Umstände des Fal-
les mit den einschlägigen Regeln des Völker-
rechts in Einklang standen. Art. XX Abs. 1d er-
laube gewaltsame Maßnahmen, auch wenn sie
nicht gegen einen bewaffneten Angriff gerichtet
sind, wenn sie aus wesentlichen Sicherheitsin-
teressen heraus notwendig und nicht mit dem
Völkerrecht unvereinbar sind – was allerdings
das gesamte Problem der Gewaltanwendung im
Völkerrecht anspreche.
Das schon erwähnte Sondervotum von Richter
Simma stellt zunächst klar, daß er für den ersten
Punkt des Tenors nur gestimmt hatte bezüglich
der Ausführungen zum Selbstverteidigungsrecht
(Art. XX des Vertrags), nicht zu Art. X. Nach
seiner Meinung hatten die USA durch ihre An-
griffe auf die Bohrinseln die Handelsfreiheit
verletzt. Die Auffassung des IGH zur allgemei-
nen Widerklage teilt er nicht. Ebenso wie Elara-
by betont Simma, daß die Tatsache, daß der IGH
die Frage der Gewaltanwendung gerade zu die-
ser Zeit aufgegriffen hat, durchaus einer Pflicht
entsprach, die er mit weniger Zurückhaltung
hätte wahrnehmen sollen. Der Gerichtshof hätte
den Mut haben sollen, festzustellen, welches die
grundlegenden Prinzipien des Rechts der Ver-
einten Nationen und des Gewohnheitsrechts zum
Gewaltverbot sind, ähnlich wie er es 1949 im
Korfu-Fall getan hatte. Der Gerichtshof hätte dar-
legen müssen, welche Art von Gegenmaßnah-
men die USA hätten ergreifen dürfen. Feindliche
militärische Maßnahmen, die nicht die Schwel-
le des bewaffneten Angriffs im Sinne des Art.
51 der Charta erreichen, könnten durch verhält-
nismäßige und umgehend erfolgende Verteidi-
gungsmaßnahmen auch militärischer Art erwi-
dert werden. Die Maßnahmen der USA erfüll-
ten jedoch auch diese Voraussetzung nicht.
Simma hat zudem das ausführlichste Votum zur
Widerklage der USA vorgelegt, denn in dieser
Frage teilt er die Entscheidung des IGH nicht.
Nach seiner Auffassung hätte diese Erfolg ha-
ben müssen. Alles, was für den Erfolg der Wi-
derklage ausschlaggebend war, sei die Verant-
wortlichkeit Irans für einen Großteil der Akti-
vitäten gewesen, die die Schiffahrt im Golf be-
einträchtigten. Es sei aber nicht erforderlich, das
genaue Ausmaß der iranischen Verantwortung
festzustellen, denn jedenfalls war die Freiheit

des Handels beeinträchtigt, weil höhere Versi-
cherungskosten, mehr Arbeitsaufwand und an-
dere Kosten für die Wahrnehmung des Handels
entstanden waren. Das stelle eine Verletzung
von Art. X dar.
Auch der von Iran benannte Ad-hoc-Richter Ri-
gaux konzentriert sich in seinem Votum im we-
sentlichen auf die Frage der Gewaltanwendung,
in der er mit den Feststellungen des Gerichts
übereinstimmt, da ein zweiseitiger Vertrag nicht
von den zwingenden Normen des Völkerrechts
abweichen dürfe, indem er Gewaltanwendung
zuläßt. Die Äußerungen des IGH zum Gewalt-
verbot begrüßt er ausdrücklich. Es sei Aufgabe
des Hauptrechtsprechungsorgans der Vereinten
Nationen, die Gelegenheit zu ergreifen, um die
bindende Kraft des Art. 2 Ziffer 4 der Charta zu
bekräftigen.

IV. Eine Analyse des Urteils wird sich in erster
Linie mit jener Frage befassen müssen, die auch
Hauptgegenstand in allen Sondervoten war, näm-
lich die, ob das Vorgehen des IGH, sich zu Art.
XX Abs. 1d des Vertrags zu äußern, ›ultra peti-
ta‹ war, und zwar nicht nur bezüglich der Einbe-
ziehung dieses Punktes in den Urteilstenor, son-
dern der Behandlung der Frage überhaupt.
Wenn man das Ergebnis der Entscheidung be-
trachtet, so hätten diese Überlegungen erst gar
nicht angestellt werden müssen oder sogar dür-
fen. Da die Klage eine Verletzung von Art. X
des Vertrags rügte, der IGH jedoch eine solche
Verletzung nicht feststellen konnte, war die Prü-
fung, ob eine Rechtfertigung über Art. XX ge-
geben ist, nicht erforderlich. Es ist nicht anzu-
nehmen, daß das dem IGH nicht auch klar war,
und deshalb kann man davon ausgehen, daß er
– wohl gerade auch in engem zeitlichen Zusam-
menhang mit dem Irak-Krieg – seine Position
zur Frage der Gewaltanwendung deutlich ma-
chen wollte. Offensichtlich wollte er noch ein-
mal die eher enge Auslegung des Art. 51 der
Charta, die er im Nicaragua-Fall vertreten hatte,
bestätigen, um insbesondere den USA die völ-
kerrechtlichen Grenzen jeder Gewaltanwendung
vor Augen zu halten. Daß der IGH im vorlie-
genden Fall zu einer Frage Stellung genommen
hat, ohne daß dies für die Entscheidung erfor-
derlich gewesen wäre, ist besonders angesichts
der Tatsache bemerkenswert, daß sich seine
Entscheidungen bisher eher durch ein Zuviel an
Zurückhaltung ausgezeichnet hatten; zu ver-
weisen ist in diesem Zusammenhang beispiels-
weise auf sein Urteil im Fall des belgischen
Haftbefehls gegen einen kongolesischen Mini-
ster (vgl. VN 3/2002 S. 121f.), wo er sich nicht
zur außerordentlich aktuellen Frage des Welt-
rechtsprinzips geäußert hat, obwohl sich das ei-
gentlich nicht umgehen ließ.
Der Positionsbezug in Sachen Friedenswahrung
ist zu begrüßen, auch wenn dies nicht dazu füh-
ren darf, daß Grundsätze der Gerichtsbarkeit au-
ßer acht gelassen werden, wie etwa der, daß im
Urteilstenor nur die Klageanträge entschieden
werden. Da die Befassung des IGH inzwischen
ein gängiges Mittel der Streitbeilegung ist und
nicht mehr Ausnahmecharakter hat, der IGH al-
so auf weitgehende Akzeptanz stößt, ist es durch-
aus nachvollziehbar, daß er als Hauptrechtspre-
chungsorgan der Vereinten Nationen die Gele-
genheit nutzt, Rechtsfragen anzusprechen, die
sich auch anderen UN-Organen immer wieder

stellen, soweit der anhängige Fall dies erlaubt.
In der vorliegenden Sache hat er im übrigen nur
eine Rechtsauffassung bestätigt, die er bereits
mit verbindlicher Wirkung für den beklagten
Staat (die USA) im Nicaragua-Fall geäußert
hatte. Daß jetzt die Wahl der Reihenfolge der
Prüfung – erst Art. XX und dann Art. X des
Freundschaftsvertrags und nicht umgekehrt –
insbesondere nach der Entscheidung über die
Einreden im Jahre 1996 zumindest erstaunlich
war, schließt aber nicht aus, daß sie zulässig und
damit eben nicht ›ultra petita‹ war. Denn der
Ausgangspunkt der Streitigkeit war die Zerstö-
rung der Bohrinseln und nicht die daraus fol-
gende Beeinträchtigung des Handels.
Der Fall ist wieder ein Beispiel dafür, daß man-
gels allgemeiner Zuständigkeit des IGH biswei-
len Verträge zur Begründung der Zuständigkeit
herangezogen werden, die nur entfernt etwas mit
der eigentlichen Streitigkeit zu tun haben. Da
aber der IGH hier (wie auch in seiner früheren
Rechtsprechung) die Zuständigkeitsgrundlage
relativ weit ausgelegt hat, um die gerichtliche
Beilegung der Streitigkeit zu ermöglichen, ist es
legitim, den Fall dann auch so umfassend zu be-
urteilen, wie dies unter dem die Zuständigkeit
begründenden Vertrag möglich ist. Allerdings
sollte dann strikt zwischen der Entscheidung
der Klageanträge und den übrigen Erwägungen
getrennt werden. ❒

Neue Tatsachen

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Grenze zwischen El Salvador und Hon-
duras – Antrag auf Teilrevision des Urteils
von 1992 – Voraussetzungen für die Zulas-
sung einer Berufung

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Christiane
Philipp und Rüdiger Wolfrum in VN 2/1993 S.
59ff. fort.)

Der Zerfall des spanischen Kolonialreichs in
Mittelamerika im 19. Jahrhundert war der Ur-
sprung der Streitigkeit betreffend die Land-, In-
sel- und Seegrenze (El Salvador gegen Hondu-
ras mit Beitritt Nicaraguas). Diese entschied
der IGH am 11. September 1992, nachdem er
sich mit den bis dahin umfangreichsten je von
Parteien eingebrachten Schriftsätzen und Plä-
doyers auseinandergesetzt hatte. Gerade noch
innerhalb der Zehnjahresfrist, innerhalb derer
nach Artikel 61 des IGH-Statuts ein Revisions-
antrag gestellt werden kann, beantragte El Sal-
vador die Wiederaufnahme des Verfahrens, näm-
lich am 10. September 2002. Der Antrag wurde
am 18. Dezember 2003 abgewiesen. Entschie-
den wurde wie beim Urteil von 1992 durch ei-
ne fünfköpfige besondere Kammer, die gemäß
Art. 26 Abs. 2 des Statuts eingerichtet worden
war. Der von Honduras benannte Ad-hoc-Rich-
ter Santiago Torres Bernárdez hatte als einzi-
ger auch an der Entscheidung von 1992 mitge-
wirkt.
Es war der zweite Antrag auf Revision über-
haupt in der Geschichte des IGH. Der andere
wurde im Februar 2003 entschieden und betraf
das Urteil über die vorgängigen Einreden im
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Falle Bosnien-Herzegowina gegen Jugoslawi-
en; er wurde ebenfalls verworfen.

I. El Salvador beantragte die Revision des Ur-
teils von 1992 nur mit Bezug auf einen be-
stimmten Abschnitt der darin festgelegten Gren-
ze, in dem es besonders auf den Verlauf eines
Flusses, des Goascorán, ankam. Honduras hatte
damals vorgebracht, daß in diesem Abschnitt,
der von Los Amates bis zum Golf von Fonseca
führt, der aktuelle Lauf des Flusses Goascorán
die Grenze sei. El Salvador hatte dafür plädiert,
daß die Grenze durch einen früheren Verlauf
des Flusses bestimmt werden müsse, der sich
auf Grund einer abrupten Änderung des Fluß-
betts gewandelt hatte. Die Kammer war damals
dem Vorbringen von Honduras gefolgt. El Sal-
vador brachte nun vor, es habe Dokumente ge-
funden, die belegen, daß das Flußbett bis zur
Mitte des 18. Jahrhunderts einen anderen Ver-
lauf hatte und daß Mitte des 18. Jahrhunderts ei-
ne abrupte Änderung des Flußlaufs eingetreten
war. Diese Beweise stellten nach Auffassung El
Salvadors eine ›neue Tatsache‹ im Sinne des
Art. 61 des Statuts dar und seien zudem auch
»von entscheidender Bedeutung«, da das Urteil
von 1992 davon ausging, daß eine solche Ände-
rung des Flußlaufs nicht bewiesen war.

II. Die Kammer stellt zunächst fest, daß alle in
Art. 61 des Statuts genannten Voraussetzungen
für die Zulassung einer Revision erfüllt sein müs-
sen, nämlich daß neue Fakten vorliegen, daß
diese entscheidungserheblich sind und daß sie
dem Gericht und den Parteien unbekannt waren,
als das Urteil erging, und daß diese Unkenntnis
nicht auf Fahrlässigkeit beruht. Außerdem muß
der Antrag innerhalb von sechs Monaten nach
Entdeckung der neuen Tatsache und vor Ablauf
von zehn Jahren nach dem angefochtenen Urteil
gestellt werden .
Die Kammer legt zunächst kurz die Argumenta-
tion der Kammer dar, die 1992 den Fall entschie-
den hatte. Damals wurde das Vorbringen El Sal-
vadors zurückgewiesen mit Blick auf das Ver-
halten dieses Landes ab 1821 und insbesondere
während der Verhandlungen von 1880 und 1884,
so daß es auf die Frage des Laufes des Goas-
corán in der Entscheidung von 1992 gar nicht
angekommen war. Daher sei, selbst wenn El Sal-
vador nun einen anderen Lauf des Flusses be-
weisen könne, diese Tatsache nicht entschei-
dend, weil dies damals keine Rolle bei der Ent-
scheidung gespielt hatte.
Als zweite ›neue Tatsache‹ hatte El Salvador
den Fund weiterer Exemplare der ›Carta Esféri-
ca‹ – einer damals wichtigen Karte, die in ver-
schiedenen Versionen vorlag – in einer Biblio-
thek in Chicago angeführt. Diese neue Tatsache
betrifft daher die Beweiskraft, die die Kammer
seinerzeit den von Honduras vorgelegten Do-
kumenten und Karten beigemessen hatte. Die
Kammer prüft, ob sie 1992 zu einem anderen
Ergebnis gekommen wäre, wenn sie die ande-
ren Versionen der Karte schon besessen hätte.
Sie stellt fest, daß die Unterschiede im wesent-
lichen in geringfügigen Details bestehen, etwa
der Beschriftung; die wesentlichen Inhalte seien
hingegen identisch, so daß die aufgefundenen
Karten die damaligen Feststellungen nicht er-
schüttern, sondern sie eher bestätigen. Auch hier
kommt die Kammer zu dem Ergebnis, daß diese

neuen Dokumente nicht entscheidungserheb-
lich sind.
Da alle Voraussetzungen von Art. 61 des Statuts
gegeben sein müssen, um die Revision zuzu-
lassen, war mit der Feststellung, daß die neuen
Fakten jedenfalls keine entscheidungserhebli-
chen Tatsachen waren, kein Anlaß gegeben, die
anderen Voraussetzungen zu prüfen. Dement-
sprechend wurde der Antrag mit vier Stimmen
gegen die des von El Salvador benannten Ad-
hoc-Richters Felipe H. Paolillo als unzulässig
abgewiesen. ❒

Im Todestrakt

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Mexiko gegen USA – Avena und ande-
re – Erneute Verletzung der Konsularrechts-
konvention – Einstweilige Anordnung – For-
men der Wiedergutmachung – Überprüfung
des innerstaatlichen Verfahrens – Gnaden-
erweis – Bedeutung für Parallelfälle

(Vgl. auch Karin Oellers-Frahm, Deutscher Er-
folg im Haag, VN 5/2001 S. 192ff.)

Der Fall betreffend Avena und andere mexika-
nische Staatsbürger (Mexiko gegen Vereinigte
Staaten von Amerika) ist das dritte Verfahren
vor dem IGH, in dem es um die Verletzung des
Wiener Übereinkommens über konsularische
Beziehungen (kurz: Konsularrechtskonvention)
durch die USA geht. Er steht damit in einer Rei-
he mit den Fällen, die die von US-amerikani-
schen Gerichten verurteilten Delinquenten An-
gel Breard aus Paraguay und Walter La Grand aus
Deutschland betrafen. Der IGH hatte seinerzeit
›vorsorgliche Maßnahmen‹ erlassen, mit denen
die Vollstreckung der Todesstrafe an Breard re-
spektive La Grand jedenfalls bis zu seiner Ent-
scheidung in der Hauptsache ausgesetzt werden
sollte. Zum Erfolg führten die einstweiligen An-
ordnungen in diesen beiden Fällen nicht. Para-
guay verzichtete schließlich auf die Fortführung
des Verfahrens, während Deutschland 2001 die
Feststellung der Rechtswidrigkeit des amerika-
nischen Verhaltens durch den IGH erreichte.
Ausgangspunkt war auch im Fall Avena, daß in
Strafverfahren, in denen ausländische Staatsan-
gehörige durch Gerichte der USA zum Tode
verurteilt worden waren, die Einschaltung des
Konsulats des Heimatlandes nicht erfolgt war,
welche die Konsularrechtskonvention von 1963
in Artikel 36 Absatz 1b) vorsieht. Am 9. Januar
2003 hatte Mexiko Klage erhoben. Zuständig-
keitsgrundlage war Art. 1 des Fakultativproto-
kolls zur Konsularrechtskonvention, wonach für
Streitigkeiten über deren Auslegung und An-
wendung der IGH zuständig ist. Gleichzeitig mit
der Klage beantragte Mexiko den Erlaß einst-
weiliger Maßnahmen. Am 31. März 2004 stell-
te der IGH die Verletzung der Konsularrechts-
konvention durch die USA fest. Diese Entschei-
dung des IGH erging mit 14 Stimmen (unter Ein-
schluß der Stimmen des amerikanischen Rich-
ters Thomas Buergenthal und des von Mexiko
benannten Ad-hoc-Richters Bernardo Sepúlve-
da) gegen eine (die des venozelanischen Rich-
ters Gonzalo Parra-Aranguren).

I. Knapp einen Monat, nachdem der Fall im
Haag anhängig gemacht worden war, stellte der
IGH in seiner einstweiligen Anordnung einstim-
mig fest, daß die USA alle erforderlichen Maß-
nahmen ergreifen müßten, um zunächst einmal
die Vollstreckung der Todesstrafe an drei der an-
fangs 54 betroffenen Mexikaner zu verhindern.
Da nur diesen drei Personen die Gefahr der Hin-
richtung in den kommenden Wochen oder Mo-
naten drohte, bestand lediglich in bezug auf sie
die Gefahr eines irreparablen Schadens und so-
mit dringlicher Handlungsbedarf. Der IGH ent-
schied daher am 5. Februar 2003, daß die USA
alle Maßnahmen zu ergreifen hätten, die erfor-
derlich sind, um die Hinrichtung bis zum Erlaß
des Urteils in der Sache zu verhindern. Da der
IGH im Fall La Grand festgestellt hatte, daß sei-
ne einstweiligen Anordnungen verbindlich sind,
findet sich im Tenor der Entscheidung die ver-
bindliche Formulierung »wird alle erforderli-
chen Maßnahmen ergreifen« (shall take all mea-
sures necessary) statt einer Soll-Bestimmung
(should), wie sie noch in den Fällen Breard und
La Grand verwendet wurde.
Die Einwände der USA, daß der IGH durch ei-
ne Entscheidung in diesem Fall unerlaubterwei-
se die Funktion eines Berufungsgerichts wahr-
nehmen würde, wies der IGH wie schon im Fall
La Grand zurück und betonte zugleich, daß es
nicht um Fragen der Zulässigkeit der Todesstra-
fe im allgemeinen gehe.

II. Die USA hatten vier Einreden gegen die Zu-
ständigkeit des IGH und fünf gegen die Zuläs-
sigkeit der Klage Mexikos vorgebracht, die der
IGH zuerst prüfte, nachdem er eine Einrede Me-
xikos gegen die Einwände der USA, die verspä-
tet vorgebracht worden seien, zurückgewiesen
hatte.

� Einreden der USA gegen die Zuständigkeit
Gegen die Zuständigkeit des IGH hatten die
USA eingewandt, daß das Vorbringen Mexikos
das amerikanische Justizsystem betreffe und daß
der IGH nicht darüber befinden könne. Dies wies
der IGH zurück mit der Begründung, daß er al-
lein mit der Frage der Verletzung der Konsular-
rechtskonvention befaßt sei. Wenn allerdings aus
der Konvention Verpflichtungen für das Verhal-
ten der nationalen Gerichte gegenüber fremden
Staatsangehörigen bestehen, so könne er diese
ebenfalls prüfen, was aber eine Frage der Haupt-
sache sei und daher erst im Zusammenhang mit
den Sachfragen geprüft werden könne.
Einen weiteren Einwand gegen die Zuständig-
keit zogen die USA daraus, daß Mexiko die Ver-
letzung eigener Rechte und die seiner Bürger
auf Grund der Festnahme und Verurteilung sei-
ner Staatsangehörigen in den USA geltend mach-
te. Dies sei aber keine Verletzung des Überein-
kommens. Auch dem folgte der IGH nicht, denn
er habe erst in der Hauptsache zu prüfen, ob die
Auslegung, die Mexiko der Konvention gibt, be-
stätigt werden könne oder nicht.
Die dritte Einrede betraf den Antrag Mexikos
auf Wiedergutmachung in Form der Wiederein-
setzung in den vorigen Stand (restitutio in inte-
grum). Dies greife in die Unabhängigkeit der
Gerichte der USA ein; außerdem sei der IGH
nicht dafür zuständig, staatliche Urteile aufzu-
heben. Der IGH verwies hierzu auf seine Ent-
scheidung im Fall La Grand, in dem er betont
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hatte, daß immer dann, wenn er die Zuständig-
keit habe, über einen bestimmten Streit zu ent-
scheiden, damit auch die Befugnis gegeben ist,
über die Wiedergutmachung zu entscheiden.
Schließlich hatten die USA die Zuständigkeit be-
stritten, dem Antrag Mexikos nachzukommen
und zu entscheiden, daß die Benachrichtigungs-
pflicht nach der Konvention als »Menschen-
recht« zu qualifizieren sei. Dies hatte Mexiko
aber als einen Aspekt der Interpretation von Art.
36 der Konvention beantragt; daher stellte der
IGH fest, daß er hierfür zuständig sei.

� Einreden der USA gegen die Zulässigkeit
Die Zulässigkeit der Klage war mit dem schon
im Fall La Grand vorgebrachten Argument be-
stritten worden, daß der IGH mit Bezug auf die
Wiedergutmachungsfrage als Berufungsgericht
fungiere, was der IGH als vorgängige Einrede
zurückwies, da Fragen der Wiedergutmachung
zur Hauptsache gehören.
Als zweiten Einwand gegen die Zulässigkeit der
Klage beriefen sich die USA auf die Nichterfül-
lung der Erschöpfung der innerstaatlichen Rechts-
mittel. Der IGH wies auch diesen Einwand zu-
rück, da es nicht nur um einen Fall des diploma-
tischen Schutzes gehe, sondern Mexiko auch ei-
gene Rechte aus der Konvention geltend mache.
In einer solchen Situation der Verquickung zwi-
schen Rechten des Staates und Individualrech-
ten sei das Erfordernis der Erschöpfung der in-
nerstaatlichen Rechtsmittel nicht anwendbar.
Auch der Einwand, daß manche der betroffenen
Personen doppelte Staatsangehörigkeit hätten und
Mexiko daher nicht für alle Betroffenen diplo-
matischen Schutz ausüben könne, wies der IGH
einerseits deshalb zurück, weil Mexiko auch die
Verletzung eigener Rechte geltend mache, und
zum anderen deshalb, weil es sich hierbei nicht
um eine vorgängige Frage handele.
Der vierte Einwand gegen die Zulässigkeit der
Klage betraf die Frage, ob nicht Mexiko dadurch,
daß es in einigen Fällen Kenntnis von der Ver-
letzung der Konvention hatte, ohne jedoch die
USA direkt oder in angemessener Zeit davon zu
informieren, das Recht zu klagen verwirkt habe.
Der IGH stellte zwar fest, daß eine derartige Ver-
wirkung grundsätzlich möglich sei, daß dies aber
im vorliegenden Fall nicht zutreffe.
Mit der letzten Einrede wiederholten die USA
ebenfalls eine Einrede aus dem Fall La Grand,
nämlich die, daß Mexiko von den USA einen
höheren Standard bei der Anwendung der Kon-
vention fordere, als es selbst befolge. Der IGH
wies auch diesen Einwand zurück, weil die Kon-
vention einen Standard festlegt, der von allen
Vertragsparteien zu beachten ist. Selbst wenn be-
wiesen wäre, daß Mexikos Beachtung der Kon-
vention nicht untadelig war, böte das keinen
Grund dafür, die Klage gegen die USA unzuläs-
sig zu machen.

� Prüfung von Art. 36 der Konvention
Die erste Frage, die der IGH prüfte, betraf die
Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen,
deren Zahl sich nun nur noch auf 52 belief, da
Mexiko zwei Personen aus der Liste genommen
hatte, eine Erweiterung um zwei zuvor nicht ge-
nannte Personen vom Gerichtshof aber abge-
lehnt worden war. Bei der Frage der Staatsange-
hörigkeit ging es im wesentlichen um die Be-
weislast. Mexiko hatte Geburtsurkunden aller

Betroffenen vorgelegt; die USA wandten ein, daß
einige Personen außerdem die amerikanische
Staatsangehörigkeit besäßen. Der IGH befand,
daß es in diesem Fall den USA oblegen hätte,
den Nachweis für die doppelte Staatsangehörig-
keit zu erbringen. Da dies nicht erfolgt sei, be-
standen die Verpflichtungen nach Art. 36 der
Konvention für alle 52 genannten Individuen.
Weiter hatte der IGH zu klären, welches genau
die Bedeutung der Vorschrift ist, daß die zu-
ständigen Behörden die konsularische Vertre-
tung »unverzüglich« zu unterrichten haben. Der
IGH führte dazu aus, daß die festgenommene
Person informiert werden muß, wenn feststeht,
daß sie eine fremde Staatsangehörigkeit hat oder
wenn dies zu vermuten steht; wann das genau
ist, könne je nach Lage des Falles variieren. Für
die betroffenen Personen stellte der IGH fest,
daß in 45 Fällen kein Anlaß bestand anzuneh-
men, daß es sich um amerikanische Staatsbür-
ger handelte. Sieben Personen hingegen hatten
bei ihrer Festnahme behauptet, US-Bürger zu
sein; nach genauer Prüfung dieser sieben Fälle
stellte der IGH fest, daß Mexiko nur in einem
Fall die Verletzung der Konvention durch die
USA nicht bewiesen habe. Für die übrigen 51
stellte sich nun die Frage, ob sie unverzüglich
über ihre Rechte informiert worden waren. In
47 Fällen hatten die USA gar nicht vorgebracht,
jemals über die Rechte nach Art. 36 Abs. 1b) der
Konvention informiert zu haben; nur für vier
Personen war daher zu prüfen, was unter unver-
züglicher Information zu verstehen ist. Mit Blick
auf Wortlaut, Ziel und Zweck des Vertrags stell-
te der IGH fest, daß ›unverzüglich‹ nicht heißt
unmittelbar nach Festnahme oder vor dem Ver-
hör, sondern sich auf den Zeitpunkt bezieht, zu
dem klar wird, daß es sich um einen fremden
Staatsangehörigen handelt. Diese Information sei
bei den vier betroffenen Personen nicht erfolgt,
so daß eine Verletzung der Konvention gegeben
ist.
Der Gerichtshof kam dann zur Prüfung von Art.
36 Abs. 1a-c) der Konvention, in denen unter-
schiedliche Verpflichtungen enthalten sind, so
daß die mangelnde Information nach Art. 36 Abs.
1b) nicht gleichbedeutend mit einer Verletzung
der Konvention sein müsse. Die fehlende Infor-
mation des Konsulats beispielsweise könne auch
darauf zurückzuführen sein, daß der Betroffene
zwar informiert wurde, aber die Einschaltung
des Konsulats nicht wünschte, was bei einer Per-
son der Fall war. Die drei Absätze von Art. 36
stehen aber, wie schon im Fall La Grand betont,
in enger Beziehung zueinander, so daß die Ver-
letzung von Abs. 1b) zugleich eine Verletzung
von Abs. 1a), dem Recht auf freien Umgang mit
den Staatsangehörigen durch den Konsul, und c),
dem Recht des Gefangenen auf Beistand durch
den Konsul, nach sich ziehen könne, wie Mexi-
ko vorgebracht hatte. Für 49 Betroffene stellte
der IGH fest, daß auch Art. 36 Abs. 1a) verletzt
war, und in 34 Fällen, daß zusätzlich Art. 36
Abs. 1c) verletzt sei.
Schließlich prüfte der IGH die Verletzung von
Art. 36 Abs. 2, die Mexiko darin sah, daß die USA
die Pflicht verletzt hatten, Rechtsvorschriften
zu erlassen, die dem Zweck dienen, die im Über-
einkommen vorgesehenen Rechte vollständig
zu verwirklichen, da es keine wirksame Mög-
lichkeit der Überprüfung von Urteilen gebe, die
in Verletzung von Art. 36 Abs. 1 ergangen sind.

Auch nach der Verurteilung im Fall La Grand
habe sich daran nichts geändert. Die USA hiel-
ten dagegen, daß sie für den Fall, daß die bei ih-
nen gültige Doktrin zu Verfahrensfehlern (pro-
cedural default rule) die Geltendmachung von
Rechten verhindere, im Wege des Gnadenerwei-
ses vorgehen könnten. Diese Doktrin besagt,
daß die Verletzung der Konvention nur vor den
Gerichten des Bundesstaates hätte geltend ge-
macht werden können, in dem das jeweilige To-
desurteil erging. Ein Gnadenerweis erfülle die
Verpflichtung aus Art. 36 Abs. 2, weil damit ei-
ne erneute Betrachtung des Falles und der Ver-
urteilung ermöglicht wird. Wie im Fall La Grand
stellte der IGH auch hier fest, daß nicht die ›pro-
cedural default rule‹ als solche, sondern ihre An-
wendung im konkreten Fall zu prüfen sei. Für
den vorliegenden Fall hielt der IGH fest, daß nur
in drei Fällen das Verfahren bereits ein Stadium
erreicht habe, in dem eine gerichtliche Überprü-
fung nicht mehr möglich sei, so daß eine Verlet-
zung von Art. 36 Abs. 2 gegeben ist; in den übri-
gen Fällen wäre es aber verfrüht, bereits eine Ver-
letzung von Art. 36 Abs. 2 festzustellen.

� Folgen der Verletzung der Konvention
Nach der Feststellung einer Verletzung von Art.
36 Abs. 1b) hatte der IGH die daraus resultie-
renden Folgen, also die Art der Wiedergutma-
chung, zu prüfen. Mexiko hatte die Wiederein-
setzung in den vorigen Stand beantragt, was
nach seiner Auffassung praktisch eine Aufhe-
bung der Urteile für alle 52 betroffenen Perso-
nen bedeutete. Die USA hielten dagegen, daß
nach der Entscheidung im Fall La Grand nur ei-
ne erneute Betrachtung der Fälle im Lichte der
Feststellung der Konventionsverletzung erfor-
derlich sei. Der IGH hielt es für erforderlich,
daß eine Überprüfung der Verfahren und Verur-
teilungen durch die Gerichte der USA stattfin-
det, daß aber nicht die teilweise oder völlige
Aufhebung der Verurteilungen das erforderliche
und einzige Mittel sei. Denn nicht die Verurtei-
lungen als solche seien als Verletzung von Völ-
kerrecht anzusehen, sondern nur Vertragsver-
letzungen, die in diesem Zusammenhang vorge-
kommen waren. Die Behauptung Mexikos, daß
das Recht auf Benachrichtigung des Konsuls
ein Menschenrecht sei, dessen Verletzung be-
reits das gesamte Strafverfahren fehlerhaft ma-
che, wies der IGH zurück ebenso wie den An-
trag, daß Geständnisse und Feststellungen, die
vor der Einschaltung des Konsuls gemacht wur-
den, nicht mehr verwendet werden dürften.
Was die konkrete Wiedergutmachung für die
festgestellte Verletzung der Konvention betraf,
so stellte der Gerichtshof fest, daß die Wahl der
Mittel, wie die Überprüfung der Verfahren er-
folge, den USA freigestellt sei. Allerdings folg-
te er Mexikos Antrag, wonach ein Gnadenerweis
(clemency), wie er von den USA seit dem Fall
La Grand praktiziert werde, allein nicht ausrei-
che. Da es sich um eine Vertragsverletzung zum
Nachteil der Betroffenen in Strafverfahren han-
dele und da es um die Wirkung der ›procedural
default rule‹ gehe, bestehe ein angemessene
Wiedergutmachung in einem gerichtlichen Ver-
fahren, das diese Mängel betreffe, welches aber
durch das Verfahren des Gnadenerweises er-
gänzt werden könne.
In seinem letzten Klageantrag, dem achten, hat-
te Mexiko eine Feststellung des IGH dahin ge-
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hend begehrt, die USA zu verpflichten, künftige
Verletzungen von Art. 36 der Konsularrechts-
konvention abzustellen und entsprechende Ga-
rantien zu geben. Der IGH stellte hierzu fest,
daß keine Beweise für eine systematische und
dauernde Verletzung durch die USA vorliegen
und daß die Bemühung der USA, Mittel zur ord-
nungsgemäßen Anwendung des Übereinkom-
mens bereitzustellen, dem Antrag Mexikos be-
reits entspricht. Dennoch unterstrich der IGH
ausdrücklich, daß die Tatsache, daß der vorlie-
gende Fall ausschließlich mexikanische Staats-
bürger betraf, nicht heiße, daß in anderen Fällen
anders entschieden werde. In vergleichbaren Fäl-
len der Nichtbeachtung des Übereinkommens ge-
genüber fremden Staatsbürgern würden also die
Feststellungen dieses Falles gleichermaßen An-
wendung finden.

� Sondervoten
Die zwei Erklärungen und vier Sondervoten
zum Urteil betrafen im wesentlichen die Frage
der Beweislast bezüglich der Staatsangehörig-
keit der betroffenen Personen, zu der sich insbe-
sondere Richter Parra-Aranguren ausführlich äu-
ßerte, sowie Fragen des diplomatischen Schut-
zes. Die Richter Parra-Aranguren, Tomka und
Vereshchetin sowie Ad-hoc-Richter Sepúlveda
kommentierten die Entscheidung zur Erschöp-
fung der innerstaatlichen Rechtsmittel in soge-
nannten gemischten Fällen, in denen sowohl In-
dividualrechte als auch das Recht das Staates
betroffen sind, mit Blick auf den Entwurf der
Völkerrechtskommission von 2003 zum diplo-
matischen Schutz. Dabei stimmten sie weitge-
hend mit der Mehrheit des Gerichtshofs über-
ein, daß in diesen Fällen die innerstaatlichen
Rechtsmittel nicht erschöpft werden müssen.
Parra-Aranguren allerdings vertrat die Auffas-
sung, daß in diesem Fall die innerstaatlichen
Rechtsmittel hätten ausgeschöpft werden müs-
sen; Richter Vereshchetin hingegen war der Auf-
fassung, daß die Regel der Erschöpfung der in-
nerstaatlichen Rechtsmittel hier deshalb nicht ein-
greife, weil alle betroffenen Personen schon im
Todestrakt saßen und daher die Erfüllung die-
ses Erfordernisses absurd gewesen wäre.

III. Das Urteil des IGH vom 31. März 2004 ist
nicht nur eine Bestätigung, sondern zugleich ei-
ne Fortentwicklung seiner Rechtsprechung im
Fall La Grand. Während der Gerichtshof in den
wesentlichen Fragen der Anwendung und Aus-
legung der Konsularrechtskonvention die Fest-
stellungen seines Urteils von 2001 bestätigt und
– beispielsweise bezüglich des Erfordernisses
der unverzüglichen Benachrichtigung – ergänzt,
führen die Darlegungen zur Art der Wiedergut-
machung über die Entscheidung im Fall La Grand
hinaus. In diesem hatte es der IGH den USA
freigestellt, auf welche Weise sie die Überprü-
fung der in Verletzung der Konsularrechtskon-
vention ergangenen Verfahren vornehmen wol-
len. Im Fall Avena nun hatte Mexiko durch sei-
nen Antrag, daß ein Gnadenerweis (clemency)
dem nicht gerecht werde, eine weitere Konkre-
tisierung der Auslegung von Art. 36 Abs. 2 der
Konvention veranlaßt.
Die Entscheidung des IGH, daß ein Gnadener-
weis allein nicht als ausreichende Erfüllung der
Verpflichtung in Art. 36 Abs. 2 angesehen wer-
den kann, sondern daß es bei einer Überprüfung

des Verfahrens und der Verurteilung insbeson-
dere auf die Auswirkung der Verletzung der Ver-
pflichtungen aus dem Übereinkommen ankom-
me, ist einleuchtend. Art. 36 Abs. 2 der Konsu-
larrechtskonvention fordert, daß das innerstaat-
liche Recht der Vertragsparteien es zulassen muß,
»die Zwecke vollständig zu verwirklichen, für
welche die in diesem Artikel vorgesehenen Rech-
te eingeräumt werden«. Dem kann ein Verfah-
ren, das keine Überprüfung des Strafverfahrens,
sondern nur einen eher automatisch erfolgenden
Gnadenerweis vorsieht, nicht entsprechen, weil
damit das Recht auf Schutz und Beistand durch
einen Konsul nicht ersetzt werden kann. Die
Umwandlung der Todesstrafe in lebenslängli-
che Haft, die inzwischen zumindest für eine der
betroffenen Personen durch ein Gericht in Okla-
homa (das sich übrigens ausdrücklich auf das
Urteil des IGH berief) vorgenommen wurde,
muß nämlich nicht unbedingt einer Wiedergut-
machung der Verletzung der Konsularrechtskon-
vention entsprechen, da nicht geprüft wurde, ob
vielleicht unter Einschaltung eines Konsuls und
Heranziehung entsprechenden Rechtsbeistands
eine völlig andere Entscheidung in dem Straf-
verfahren ergangen wäre, wenn etwa die Unzu-
rechnungsfähigkeit des Beschuldigten geltend
gemacht worden wäre. Mit Interesse wird man
daher verfolgen, wie die USA nun diesen erhöh-
ten Anforderungen an die Wiedergutmachung
einer Verletzung des Art. 36 nachkommen wer-
den. Als ein angemessenes Mittel könnte man
sich vorstellen, daß Ausnahmen von der ›proce-
dural default rule‹ zugelassen werden, was frei-
lich nur die zweitbeste Lösung wäre. Die beste

wäre fraglos die uneingeschränkte Beachtung
der Konvention.
Durchaus ungewöhnlich war die Bemerkung des
Gerichtshofs, wonach die Feststellungen dieses
Urteils, die nach Art. 59 des IGH-Statuts nur die
Parteien dieses Falles binden, auch für vergleich-
bare Fälle gelten. Ohne Frage ist die Auslegung
des Übereinkommens nur für die Parteien des
vorliegenden Streits de iure verbindlich. De fac-
to jedoch ist die durch den IGH erfolgte Ausle-
gung eines Vertrags sicher nicht auf die Partei-
en des Falles beschränkt, da kaum anzunehmen
ist, daß der Gerichtshof in parallelen Fällen von
dieser Auslegung abweichen wird. Damit ist nicht
gesagt, daß eine einmal gegebene Auslegung ei-
nes Vertrags Ewigkeitswert hätte; aber um davon
abzuweichen, müßten schon besondere Gründe
vorliegen, die nach dem Prinzip der dynamischen
Vertragsauslegung die Berücksichtigung und An-
passung an neue Rechtsentwicklungen fordern.
Eine solche Änderung der Verpflichtungen aus
Art. 36 der Konsularrechtskonvention ist schwer
vorstellbar. Insofern war der Hinweis des IGH auf
eine entsprechende Entscheidung in vergleichba-
ren Fällen an die nicht wenigen Staaten gerichtet,
die ebenfalls diesen Vertrag verletzen und des-
halb vor dem IGH verklagt werden könnten. Da-
mit liegt die Bedeutung dieses Falles darin, daß
alle die Staaten, die kein gerichtliches Verfahren
vorsehen, um Strafverfahren zu überprüfen, die
ohne die Einschaltung des Konsuls gegen fremde
Staatsangehörige durchgeführt wurden, ein derar-
tiges Verfahren einführen sollten, um der Ver-
pflichtung aus Art. 36 Abs. 2 der Konsularrechts-
konvention nachzukommen. ❒
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Öko-Stromerzeugung in Deutschland

in Milliarden
Kilowattstunden 45,4

21,8

35,5

1997 2000 2003

in % der gesamten
Stromerzeugung

4,6 7,1 9,0

Aufteilung 2003 in %
Wasser

WindBiomasse
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44,944,944,9

41,941,941,9
8,18,18,1

4,4
0,7

Quelle: VDEW

Erneuerbare Energien

© Globus 9293

Langsam, aber stetig gewinnen erneuerbare Energien an Bedeutung für die Energieversorgung in
Deutschland. 1997 stammten mit knapp 22 Mrd Kilowattstunden 4,6 vH des gesamten Stroms von erneu-
erbaren Energieträgern. 2003 waren es mit mehr als 45 Mrd Kilowattstunden bereits 9 vH – obwohl die
Ausbeute von der ungünstigen Witterung gedämpft wurde. Wasserkraft lieferte im Hitzejahr 2003 mit
20,4 Mrd Kilowattstunden rund 15 vH weniger Strom als im Jahr zuvor. Die Ausbeute an Windenergie
stieg dagegen trotz großer Flauten um 16 vH auf 18,5 Mrd Kilowattstunden, weil eine Vielzahl neuer An-
lagen gebaut wurde. Auch Sonne, Müll und Biomasse lieferten mehr Energie, ihr Anteil am Öko-Strom
blieb jedoch weiter relativ gering.
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Internationaler Terrorismus

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verurteilung
der Bombenanschläge in Madrid. – Resolution
1530(2004) vom 11. März 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der

Charta der Vereinten Nationen und seiner ein-
schlägigen Resolutionen, insbesondere seiner
Resolution 1373(2001) vom 28. September
2001,

– in Bekräftigung der Notwendigkeit, durch ter-
roristische Handlungen verursachte Bedrohun-
gen des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit mit allen Mitteln, im Einklang mit
der Charta der Vereinten Nationen, zu bekämp-
fen,

1. verurteilt mit allem Nachdruck die von der Ter-
roristengruppe ETA am 11. März 2004 in Ma-
drid (Spanien) begangenen Bombenanschläge,
die zahlreiche Todesopfer und Verletzte gefor-
dert haben, und betrachtet diese Tat, wie jeden
Akt des Terrorismus, als Bedrohung des Frie-
dens und der Sicherheit;

2. bekundet der Regierung und dem Volk Spani-
ens sowie den Opfern der Terroranschläge und
ihren Angehörigen sein tiefstes Mitgefühl und
Beileid;

3. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, im Ein-
klang mit ihren Verpflichtungen nach Resolu-
tion 1373(2001) aktiv bei den Bemühungen
zusammenzuarbeiten, die Täter, Organisatoren
und Förderer dieses Terroranschlags zu finden
und vor Gericht zu stellen;

4. bekundet seine verstärkte Entschlossenheit, al-
le Formen des Terrorismus im Einklang mit sei-
ner Verantwortung nach der Charta der Verein-
ten Nationen zu bekämpfen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Neubelebung
und Neugliederung des Ausschusses zur Be-
kämpfung des Terrorismus. – Resolution 1535
(2004) vom 26. März 2004

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolution 1373(2001)

vom 28. September 2001, verabschiedet nach
Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen,
sowie der Ministererklärungen, die der Resolu-
tion 1377(2001) vom 12. November 2001 und
der Resolution 1456(2003) vom 20. Januar 2003
jeweils als Anlage beigefügt wurden, sowie sei-
ner anderen Resolutionen betreffend Bedro-
hungen des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit durch den Terrorismus,

– ferner bekräftigend, daß der Terrorismus in al-
len seinen Formen und Ausprägungen eine der
schwersten Bedrohungen des Friedens und der
Sicherheit darstellt,

– in Bekräftigung seiner verstärkten Entschlos-
senheit, alle Formen des Terrorismus im Ein-

klang mit seiner Verantwortung nach der Char-
ta der Vereinten Nationen zu bekämpfen,

– die Staaten daran erinnernd, daß sie sicherstel-
len müssen, daß alle Maßnahmen, die sie zur
Bekämpfung des Terrorismus ergreifen, mit al-
len ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht im Einklang stehen, und daß sie derartige
Maßnahmen in Übereinstimmung mit dem Völ-
kerrecht, insbesondere dem Recht auf dem Ge-
biet der internationalen Menschenrechte, dem
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären
Völkerrecht, treffen sollen,

– in Bekräftigung seiner Aufforderung an alle Ver-
tragsstaaten, dringend Vertragspartei aller ein-
schlägigen, den Terrorismus betreffenden inter-
nationalen Übereinkommen und Protokolle zu
werden und alle zu diesem Zweck ergriffenen
internationalen Initiativen zu unterstützen und
die Quellen für Hilfe und Beratung, die nun-
mehr verfügbar sind, voll in Anspruch zu neh-
men,

– die Mitgliedstaaten für ihre Zusammenarbeit
mit dem Ausschuß zur Bekämpfung des Terro-
rismus lobend und sie alle auffordernd, auch
künftig in vollem Umfang mit dem Ausschuß
zusammenzuarbeiten,

– in Würdigung der Fortschritte, die der Ausschuß
zur Bekämpfung des Terrorismus, den der nach
Kapitel VII der Charta tätig werdende Sicher-
heitsrat mit Ziffer 6 seiner Resolution 1373
(2001) einsetzte, bei der Wahrnehmung seiner
wichtigen Aufgabe, die Durchführung der ge-
nannten Resolution zu überwachen, bisher er-
zielt hat,

– die wichtige Rolle betonend, die die internatio-
nalen, regionalen und subregionalen Organisa-
tionen im Kampf gegen den Terrorismus wahr-
nehmen, sie nachdrücklich auffordernd, ihre
Hilfe für die Mitgliedstaaten in bezug auf die
Durchführung der Resolution 1373(2001) zu
verstärken, und den Ausschuß für seine Koor-
dinierung der Anstrengungen zur Terrorismus-
bekämpfung mit diesen Organisationen lobend,

– anerkennend, daß viele Staaten auch weiterhin
Hilfe bei der Durchführung der Resolution 1373
(2001) benötigen, und die Staaten und Organi-
sationen nachdrücklich auffordernd, den Aus-
schuß über die Bereiche zu unterrichten, in de-
nen sie Hilfe anbieten können,

– sowie anerkennend, daß der Ausschuß – mit
Zustimmung des betroffenen Staates – gegebe-
nenfalls Staaten besuchen und zur Überwa-
chung der Durchführung der Resolution 1373
(2001) ausführliche Gespräche führen muß,

– anerkennend, daß derartige Besuche gegebenen-
falls in enger Zusammenarbeit mit den zustän-
digen internationalen, regionalen und subregio-
nalen Organisationen und anderen Organen der
Vereinten Nationen erfolgen sollen, einschließ-
lich des Büros der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung, insbeson-
dere seiner Unterabteilung Terrorismusverhü-
tung, mit besonderer Aufmerksamkeit auf die
Hilfe, die zur Deckung des Bedarfs der Staaten
möglicherweise verfügbar ist,

– betonend, wie wichtig es ist, die Durchführung
der Resolution 1373(2001) zu überwachen,

– nach Behandlung des Berichts des Ausschuß-
vorsitzenden (S/2004/70) über die Probleme,
mit denen sowohl die Mitgliedstaaten als auch
der Ausschuß selbst bei der Durchführung der
Resolution 1373(2001) konfrontiert sind,

– hervorhebend, wie wichtig es ist, diese Schwie-
rigkeiten zu beheben, um den Ausschuß in die
Lage zu versetzen, die Durchführung der Reso-
lution 1373(2001) wirksam zu überwachen und
die Arbeit auf dem Gebiet des Kapazitätsauf-
baus, die er gegenwärtig durchführt, zu verstär-
ken,

– eingedenk des besonderen Charakters der Re-
solution 1373(2001), der anhaltenden Bedro-
hungen des Friedens und der Sicherheit durch
den Terrorismus, der wichtigen Rolle, die die
Vereinten Nationen und der Sicherheitsrat auch
weiterhin im weltweiten Kampf gegen den Ter-
rorismus wahrnehmen müssen, der Notwendig-
keit der Stärkung des Ausschusses als das für
diesen Bereich zuständige Nebenorgan des Si-
cherheitsrats, und ohne einen Präzedenzfall
für andere Organe des Sicherheitsrats zu schaf-
fen,

1. macht sich den Bericht des Ausschusses über
seine Neubelebung (S/2004/124) zu eigen;

2. beschließt, daß der neubelebte Ausschuß aus
dem Plenum bestehen wird – zusammengesetzt
aus den Mitgliedstaaten des Sicherheitsrats –
sowie aus dem Präsidium, das aus dem Vorsit-
zenden und den Stellvertretenden Vorsitzenden
besteht, unterstützt durch das Exekutivdirekto-
rium des Ausschusses zur Bekämpfung des Ter-
rorismus (im folgenden ›Exekutivdirektorium‹),
das als besondere politische Mission mit durch
das Plenum vorgegebenen Richtlinien für einen
Anfangszeitraum eingesetzt wird, der am 31.
Dezember 2007 endet, vorbehaltlich einer um-
fassenden Überprüfung durch den Sicherheits-
rat bis zum 31. Dezember 2005, um den Aus-
schuß verstärkt dazu zu befähigen, die Durch-
führung der Resolution 1373(2001) zu über-
wachen und die Arbeit auf dem Gebiet des Ka-
pazitätsaufbaus, die er gegenwärtig durchführt,
wirksam fortzusetzen;

3. beschließt ferner, daß das Exekutivdirektorium,
das von einem Exekutivdirektor geleitet wird,
für die in dem Bericht des Ausschusses (S/2004/
124) genannten Aufgaben zuständig ist, und
ersucht den Generalsekretär, binnen 45 Tagen
nach Verabschiedung dieser Resolution nach
Absprache mit dem Rat und vorbehaltlich sei-
ner Zustimmung einen Exekutivdirektor des
Exekutivdirektoriums zu ernennen, der sein Amt
so bald wie möglich antreten wird;

4. ersucht den Exekutivdirektor des Exekutivdi-
rektoriums, innerhalb von 30 Tagen nach sei-
nem Amtsantritt im Benehmen mit dem Gene-
ralsekretär und über ihn dem Plenum einen
Organisationsplan für das Exekutivdirektori-
um zur Billigung vorzulegen, der mit dem Be-
richt des Ausschusses (S/2004/124) und den
Regeln und Vorschriften der Vereinten Natio-
nen vereinbar ist und der seine Struktur, seinen
Personalbedarf, seinen Bedarf an Haushalts-
mitteln, seine Managementleitlinien und seine
Rekrutierungsverfahren enthält, unter besonde-
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rer Berücksichtigung der Notwendigkeit einer
wirksamen, kooperativen Leitungsstruktur für
das neue Organ und seiner Ausstattung mit ent-
sprechend qualifiziertem und erfahrenem Per-
sonal, dessen Angehörige internationale Beam-
te nach Artikel 100 der Charta sein werden, wo-
bei ein Höchstmaß an Leistungsfähigkeit, fach-
lichem Können und Integrität sicherzustellen
und der Bedeutung einer Personalrekrutierung
auf möglichst breiter geographischer Basis ge-
bührend Rechnung zu tragen ist;

5. ersucht den Vorsitzenden des Ausschusses, dem
Sicherheitsrat einen derartigen Organisations-
plan zur Billigung vorzulegen, und ersucht fer-
ner den Generalsekretär, die entsprechenden
Maßnahmen zu ergreifen, damit der Plan be-
schleunigt in Kraft treten kann, so auch, indem
er zu gegebener Zeit die Zustimmung der Ge-
neralversammlung einholt;

6. beschließt, daß der Ausschuß dem Rat auch
künftig regelmäßig Bericht erstatten wird;

7. betont, wie wichtig es ist, sicherzustellen, daß
der Ausschuß während der Umwandlung der
Unterstützungsstruktur des Ausschusses in das
Exekutivdirektorium weiterhin wirksame Ar-
beit leisten kann, und beschließt in dieser Hin-
sicht, daß der Ausschuß mit seiner gegenwärti-
gen Unterstützungsstruktur weiterarbeiten wird,
bis der Ausschuß im Benehmen mit dem Gene-
ralsekretär bestimmt, daß das Exekutivdirekto-
rium einsatzfähig ist;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 30. März 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/8)

Auf der 4939. Sitzung des Sicherheitsrats am 30.
März 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Bedrohungen des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit durch terroristische Hand-
lungen‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat erinnert an die Erklärung sei-
nes Präsidenten vom 16. Oktober 2003 (S/PRST/
2003/17), in der das Fortbestehen der derzeitigen
Regelungen für das Präsidium des Ausschusses
nach Resolution 1373(2001) betreffend die Be-
kämpfung des Terrorismus für weitere sechs Mo-
nate (das heißt bis zum 4. April 2004) bestätigt
wurde.
Da diese sechs Monate abgelaufen sind, bestätigt
der Sicherheitsrat das Fortbestehen der derzeitigen
Regelungen für das Präsidium des Ausschusses für
weitere sechs Monate bis zum 4. Oktober 2004.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 10. Mai 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/14)

Auf der 4966. Sitzung des Sicherheitsrats am 10.
Mai 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Bedrohungen des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit durch terroristische Handlun-
gen‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verurteilt unmißverständlich
den terroristischen Bombenanschlag vom 9. Mai
2004 in Grosny (Russische Föderation), der zahl-
reiche Tote und Verletzte forderte und bei dem auch
der Präsident der Tschetschenischen Republik der
Russischen Föderation, Ahmad Kadyrov, ums Le-
ben kam.
Der Sicherheitsrat verurteilt außerdem diejenigen
aufs nachdrücklichste, die diese abscheuliche Tat
gegen unschuldige Menschen in dem Stadium be-
gangen haben, in dem diese den Tag des Sieges fei-
erten – den höchsten nationalen Feiertag der Rus-
sischen Föderation.
Der Sicherheitsrat bekundet dem Volk und der Re-
gierung der Russischen Föderation sowie den Op-
fern und ihren Angehörigen sein tiefstes Mitgefühl
und Beileid.
Der Sicherheitsrat fordert alle Staaten nachdrück-
lich auf, im Einklang mit ihren Verpflichtungen
nach Resolution 1373(2001) mit den russischen
Behörden bei ihren Bemühungen, die Täter, Orga-
nisatoren und Förderer dieses Anschlags vor Ge-
richt zu stellen, zusammenzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß der Terrorismus
in allen seinen Formen und Ausprägungen eine der
schwersten Bedrohungen des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit darstellt und daß alle
Akte des Terrorismus kriminell und nicht zu recht-
fertigen sind, ungeachtet ihrer Beweggründe und
gleichviel wann und von wem sie begangen wer-
den.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Entschlossen-
heit, alle Formen des Terrorismus im Einklang mit
seiner Verantwortung nach der Charta der Verein-
ten Nationen zu bekämpfen.«

Irak-Kuwait

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 24. März 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/6)

Auf der 4930. Sitzung des Sicherheitsrats am 24.
März 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation zwischen Irak und Kuwait‹
durch den Rat durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt das Schreiben des Ge-
neralsekreträrs vom 18. März und den Briefwech-
sel zwischen Dr. Bahr Al-Uloom, dem Interims-
präsidenten des Regierungsrats Iraks für den Mo-
nat März 2004, und Botschafter L. Paul Bremer III,
dem Administrator der Provisorischen Behörde
der Koalition (S/2004/225).
Der Sicherheitsrat begrüßt außerdem und unter-
stützt nachdrücklich den Beschluß des Generalse-
kretärs, so bald wie möglich seinen Sonderberater
Lakhdar Brahimi und dessen Team sowie eine
Wahlhilfegruppe nach Irak zu entsenden, um dem
irakischen Volk bei der Bildung einer irakischen
Interimsregierung, der am 30. Juni 2004 die Sou-
veränität übertragen werden wird, sowie bei den
Vorbereitungen auf die vor Ende Januar 2005 ab-
zuhaltenden direkten Wahlen Hilfe zu gewähren
und Rat zu erteilen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien in Irak auf,
mit diesen Teams der Vereinten Nationen umfas-
send zusammenzuarbeiten, und begrüßt die Unter-
stützung auf dem Gebiet der Sicherheit und in an-
deren Bereichen, die der Regierungsrat Iraks und
die Provisorische Behörde der Koalition ihnen ge-
währen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Untersuchung
der Verwaltung des Programms ›Öl für Le-
bensmittel‹ für Irak. – Resolution 1538(2004)
vom 21. April 2004

Der Sicherheitsrat,
– dem Wunsch Ausdruck verleihend, daß eine

umfassende und faire Untersuchung der Akti-
vitäten durchgeführt wird, mit denen die ehe-
malige Regierung Iraks die Bestimmungen der
Resolution 661(1990) vom 6. August 1990 und
späterer einschlägiger Resolutionen zu umge-
hen suchte, namentlich mittels Bestechung,
Schmiergeldern, Preisaufschlägen bei Erdöl-
verkäufen und unerlaubten Zahlungen beim
Kauf humanitärer Güter,

– besorgt über Berichte und Kommentare in den
Medien, die die Verwaltung und das Manage-
ment des mit Resolution 986(1995) vom 14.
April 1995 und späteren einschlägigen Reso-
lutionen eingerichteten ›Öl-für-Lebensmittel‹-
Programms (im folgenden als ›Programm‹
bezeichnet) in Frage gestellt haben, darunter
auch Anschuldigungen von Betrug und Kor-
ruption,

– bekräftigend, daß jede unerlaubte Aktivität von
Bediensteten, Mitarbeitern und Vertretern der
Vereinten Nationen sowie von Auftragnehmern,
einschließlich Stellen, die im Rahmen des Pro-
gramms Verträge geschlossen haben, unannehm-
bar ist,

– betonend, wie wichtig es ist, daß alle Bedien-
steten und Mitarbeiter der Vereinten Nationen,
die Provisorische Behörde der Koalition, Irak
und alle anderen Mitgliedstaaten mit der unab-
hängigen hochrangigen Untersuchungskommis-
sion uneingeschränkt zusammenarbeiten,

– in Bekräftigung des Schreibens seines Präsiden-
ten vom 31. März 2004, in dem die Entschei-
dung des Generalsekretärs begrüßt wird, eine
unabhängige hochrangige Kommission zur Un-
tersuchung der Verwaltung und des Manage-
ments des Programms einzusetzen, und Kennt-
nis nehmend von den Einzelheiten im Hinblick
auf ihre Organisation und ihr Mandat,

1. begrüßt die Einsetzung der unabhängigen hoch-
rangigen Untersuchungskommission;

2. fordert die Provisorische Behörde der Koaliti-
on, Irak und alle anderen Mitgliedstaaten, ein-
schließlich ihrer nationalen Regulierungsbehör-
den, auf, mit der Untersuchungskommission un-
eingeschränkt und mit allen geeigneten Mitteln
zusammenzuarbeiten;

3. sieht dem Schlußbericht der Untersuchungskom-
mission mit Interesse entgegen;

4. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 27. April 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/11)

Auf der 4953. Sitzung des Sicherheitsrats am 27.
April 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation zwischen Irak und Kuwait‹ durch
den Rat im Namen des Rates die folgende Erklä-
rung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt mit Genugtuung die
umfassende Unterrichtung durch den Sonderbera-
ter des Generalsekretärs, Herrn Lakhdar Brahimi.
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Unter Hinweis auf die Erklärung seines Präsiden-
ten vom 24. März 2004 (S/PRST/2004/6) vertritt
der Sicherheitsrat die Auffassung, daß die Anstren-
gungen, die der Sonderberater und sein Team so-
wie das Wahlhilfeteam der Vereinten Nationen un-
ternehmen, von besonderer Bedeutung und Dring-
lichkeit sind.
Der Sicherheitsrat unterstützt mit Nachdruck die
Bemühungen und die Einsatzbereitschaft des Son-
derberaters und begrüßt die von ihm unterbreiteten
vorläufigen Ideen als Grundlage für die Bildung
einer irakischen Interimsregierung, der am 30. Juni
2004 die Souveränität übertragen werden wird.
Der Sicherheitsrat legt dem Generalsekretär und
seinem Sonderberater nahe, die von ihnen unter-
nommenen Anstrengungen umsichtig fortzufüh-
ren, begrüßt die Absicht des Sonderberaters, sich
in Kürze wieder nach Irak zu begeben, und sieht ei-
ner weiteren Unterrichtung nach seiner Rückkehr
mit Interesse entgegen.
Der Sicherheitsrat fordert alle irakischen Parteien
auf, mit dem Sonderberater uneingeschränkt zu-
sammenzuarbeiten, und fordert außerdem die Nach-
barn Iraks und die internationale Gemeinschaft ins-
gesamt auf, diese Anstrengungen auf jede mögli-
che Weise zu unterstützen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Übernahme
der Verantwortung in Irak durch eine souverä-
ne Interimsregierung. – Resolution 1546(2004)
vom 8. Juni 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Begrüßung des Beginns einer neuen Pha-

se im Übergang Iraks zu einer demokratisch ge-
wählten Regierung, und dem Ende der Beset-
zung und der Übernahme der vollen Verantwor-
tung und Autorität durch eine völlig souveräne
und unabhängige Interimsregierung Iraks zum
30. Juni 2004 erwartungsvoll entgegensehend,

– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-
gigen Resolutionen über Irak,

– in Bekräftigung der Unabhängigkeit, Souverä-
nität, Einheit und territorialen Unversehrtheit
Iraks,

– sowie in Bekräftigung des Rechts des irakischen
Volkes, frei über seine eigene politische Zu-
kunft zu bestimmen und die Kontrolle über sei-
ne eigenen natürlichen Ressourcen auszuüben,

– in Anerkennung der Wichtigkeit der internatio-
nalen Unterstützung, insbesondere durch die
Länder der Region, die Nachbarn Iraks und die
Regionalorganisationen, für das Volk Iraks bei
seinen Bemühungen, Sicherheit und Wohlstand
zu erreichen, und feststellend, daß die erfolg-
reiche Durchführung dieser Resolution zur re-
gionalen Stabilität beitragen wird,

– unter Begrüßung der Anstrengungen des Son-
derberaters des Generalsekretärs, dem Volk Iraks
bei der Bildung der Interimsregierung Iraks be-
hilflich zu sein, wie in dem Schreiben des Ge-
neralsekretärs vom 7. Juni 2004 (S/2004/461)
ausgeführt,

– Kenntnis nehmend von der Auflösung des Re-
gierungsrats Iraks und unter Begrüßung der Fort-
schritte, die bei der Umsetzung der in Resoluti-
on 1511(2003) vom 16. Oktober 2003 genann-
ten Regelungen für den politischen Übergang
Iraks erzielt wurden,

– die Entschlossenheit der Interimsregierung Iraks
begrüßend, auf ein föderales, demokratisches,
pluralistisches und geeintes Irak hinzuarbeiten,
in dem die politischen Rechte und die Menschen-
rechte uneingeschränkt geachtet werden,

– betonend, daß alle Parteien das archäologische,
historische, kulturelle und religiöse Erbe Iraks
achten und schützen müssen,

– bekräftigend, wie wichtig die Rechtsstaatlich-
keit, die nationale Aussöhnung, die Achtung der
Menschenrechte, namentlich der Rechte der
Frau, die Grundfreiheiten und die Demokratie
sind, namentlich freie und faire Wahlen,

– daran erinnernd, daß am 14. August 2003 die
Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak
(UNAMI) eingerichtet wurde, und bekräfti-
gend, daß die Vereinten Nationen eine führen-
de Rolle dabei übernehmen sollen, das iraki-
sche Volk und die irakische Regierung bei der
Bildung von Institutionen für eine repräsenta-
tive Regierung zu unterstützen,

– anerkennend, daß die internationale Unterstüt-
zung für die Wiederherstellung der Stabilität
und der Sicherheit wesentlich für das Wohl des
Volkes von Irak sowie für die Fähigkeit aller
Beteiligten ist, ihre Tätigkeit im Namen des
Volkes von Irak auszuüben, und die diesbezüg-
lichen Beiträge der Mitgliedstaaten gemäß den
Resolutionen 1483(2003) vom 22. Mai 2003
und 1511(2003) begrüßend,

– unter Hinweis auf den dem Sicherheitsrat am
16. April 2004 von den Vereinigten Staaten
vorgelegten Bericht über die Tätigkeit und die
Fortschritte der multinationalen Truppe,

– davon Kenntnis nehmend, daß der Minister-
präsident der Interimsregierung Iraks in seinem
Schreiben vom 5. Juni 2004 an den Ratspräsi-
denten, das dieser Resolution als Anlage beige-
fügt ist, darum ersucht hat, die Präsenz der mul-
tinationalen Truppe beizubehalten,

– sowie anerkennend, wie wichtig das Einver-
ständnis der souveränen Regierung Iraks mit
der Präsenz der multinationalen Truppe und die
enge Abstimmung zwischen der multinationa-
len Truppe und der Regierung sind,

– unter Begrüßung der Bereitschaft der multina-
tionalen Truppe, ihre Anstrengungen fortzuset-
zen, um in Unterstützung des politischen Über-
gangs, insbesondere für die bevorstehenden Wah-
len, zur Aufrechterhaltung von Sicherheit und
Stabilität in Irak beizutragen und die Sicherheit
der Präsenz der Vereinten Nationen in Irak zu
gewährleisten, wie in dem Schreiben des Au-
ßenministers der Vereinigten Staaten vom 5. Ju-
ni 2004 an den Ratspräsidenten, das dieser Re-
solution als Anlage beigefügt ist, ausgeführt
wird,

– feststellend, daß alle Kräfte, die die Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und der Stabilität in
Irak fördern, sich verpflichtet haben, im Ein-
klang mit dem Völkerrecht, einschließlich der
Verpflichtungen aus dem humanitären Völker-
recht, zu handeln und mit den zuständigen in-
ternationalen Organisationen zusammenzuar-
beiten,

– erklärend, wie wichtig die internationale Hilfe
für den Wiederaufbau und die Entwicklung der
irakischen Wirtschaft ist,

– in Anerkennung der Vorteile, die Irak aus den
Immunitäten und Vorrechten der irakischen Erd-
öleinkünfte und des Entwicklungsfonds für Irak
erwachsen, und feststellend, wie wichtig es ist,
daß die Interimsregierung Iraks sowie ihre Nach-
folger nach der Auflösung der Provisorischen
Behörde der Koalition für die Fortsetzung der
Auszahlungen aus diesem Fonds sorgen,

– feststellend, daß die Situation in Irak nach wie
vor eine Bedrohung des Weltfriedens und der
internationalen Sicherheit darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. unterstützt die Bildung einer souveränen Inte-
rimsregierung Iraks, wie sie am 1. Juni 2004 vor-
gestellt wurde, die spätestens am 30. Juni 2004
die volle Verantwortung und Autorität für die
Regierung Iraks übernehmen und dabei alles
unterlassen wird, was die Geschicke Iraks über
den begrenzten Interimszeitraum hinaus beein-
flussen würde, nach dem eine gewählte Über-
gangsregierung Iraks das Amt übernimmt, wie
in Ziffer 4 vorgesehen;

2. begrüßt es, daß ebenfalls spätestens am 30. Ju-
ni 2004 die Besetzung enden und die Provisori-
sche Behörde der Koalition zu bestehen aufhö-
ren wird und Irak wieder seine uneingeschränk-
te Souveränität geltend machen wird;

3. bekräftigt das Recht des irakischen Volkes, frei
über seine eigene politische Zukunft zu bestim-
men und die uneingeschränkte Autorität und
Kontrolle über seine Finanzmittel und seine na-
türlichen Ressourcen auszuüben;

4. billigt den vorgeschlagenen Zeitplan für den po-
litischen Übergang Iraks zu einer demokrati-
schen Regierung, einschließlich
a) der Bildung der souveränen Interimsregie-

rung Iraks, die spätestens am 30. Juni 2004
die Regierungsverantwortung und die Re-
gierungsgewalt übernehmen wird;

b) der Einberufung einer Nationalkonferenz,
die der Vielfalt der irakischen Gesellschaft
Rechnung trägt; und

c) der Abhaltung demokratischer und direkter
Wahlen, nach Möglichkeit bis zum 31. De-
zember 2004 und keinesfalls später als am
31. Januar 2005, zu einer Übergangsnatio-
nalversammlung, die unter anderem dafür
verantwortlich sein wird, eine Übergangs-
regierung Iraks zu bilden und eine ständige
Verfassung für Irak auszuarbeiten, auf de-
ren Grundlage bis zum 31. Dezember 2005
eine verfassungsgemäß gewählte Regierung
zustande kommt;

5. bittet die Regierung Iraks, zu prüfen, wie die
Einberufung eines internationalen Treffens die-
sen Prozeß unterstützen könnte, und stellt fest,
daß er ein solches Treffen zur Unterstützung
des politischen Übergangs und des Wiederauf-
baus Iraks zum Nutzen des irakischen Volkes
und im Interesse der Stabilität in der Region
begrüßen würde;

6. fordert alle Iraker auf, diese Regelungen auf
friedliche Weise vollständig umzusetzen, und
fordert alle Staaten und die zuständigen Orga-
nisationen auf, die Umsetzung zu unterstützen;

7. beschließt, daß der Sonderbeauftragte des Ge-
neralsekretärs und die Hilfsmission der Verein-
ten Nationen für Irak (UNAMI) bei der Durch-
führung ihres Mandats, dem irakischen Volk und
der irakischen Regierung Hilfe zu gewähren, so-
weit die Umstände es zulassen, wobei sie auf
Ersuchen der Regierung Iraks tätig werden,
a) eine führende Rolle dabei übernehmen wer-

den,
i) bei der Einberufung einer Nationalkon-

ferenz im Juli 2004, von der ein Konsul-
tativrat gewählt werden soll, behilflich
zu sein;

ii) die Interimsregierung Iraks, die Unab-
hängige Wahlkommission Iraks und die
Übergangsnationalversammlung hinsicht-
lich des Verfahrens für die Abhaltung der
Wahlen zu beraten und zu unterstützen;

iii)den nationalen Dialog und die Herbei-
führung eines Konsenses über die Ausar-
beitung einer nationalen Verfassung durch
das Volk Iraks zu fördern;

b) und daß sie außerdem
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i) die Interimsregierung Iraks beim Aufbau
wirksamer ziviler und sozialer Dienste
beraten werden;

ii) zur Koordinierung und Bereitstellung von
Wiederaufbau-, Entwicklungs- und hu-
manitärer Hilfe beitragen werden;

iii)den Schutz der Menschenrechte, die na-
tionale Aussöhnung sowie Justiz- und Ge-
setzesreformen fördern werden, um die
Rechtsstaatlichkeit in Irak zu stärken; und

iv) die Regierung Iraks bei der Anfangspla-
nung für die Abhaltung einer umfassen-
den Volkszählung beraten und unterstüt-
zen werden;

8. begrüßt die laufenden Anstrengungen der desig-
nierten Interimsregierung Iraks, irakische Si-
cherheitskräfte einschließlich irakischer Streit-
kräfte (im folgenden als ›irakische Sicherheits-
kräfte‹ bezeichnet) aufzustellen, die der Auto-
rität der Interimsregierung Iraks und ihrer Nach-
folger unterstehen werden und die schrittweise
eine größere Rolle und letztlich die volle Ver-
antwortung für die Aufrechterhaltung von Si-
cherheit und Stabilität in Irak übernehmen wer-
den;

9. stellt fest, daß sich die multinationale Truppe in
Irak auf Ersuchen der designierten Interimsre-
gierung Iraks im Land befindet, und bekräftigt
daher die Ermächtigung für die nach Resolution
1511(2003) geschaffene multinationale Truppe
unter gemeinsamer Führung, unter Berücksich-
tigung der dieser Resolution als Anlage beige-
fügten Schreiben;

10. beschließt, daß die multinationale Truppe er-
mächtigt ist, alle erforderlichen Maßnahmen zu
treffen, um zur Aufrechterhaltung von Sicher-
heit und Stabilität in Irak beizutragen, im Ein-
klang mit den dieser Resolution als Anlage bei-
gefügten Schreiben, in denen unter anderem
das irakische Ersuchen um die Beibehaltung der
Präsenz der multinationalen Truppe geäußert
wird und ihre Aufgaben festgelegt werden, ein-
schließlich der Verhütung und Abschreckung
des Terrorismus, damit unter anderem die Ver-
einten Nationen ihre in Ziffer 7 festgelegte Rol-
le bei der Unterstützung des irakischen Volkes
wahrnehmen können und damit das irakische
Volk frei und ohne Einschüchterung den Zeit-
plan und das Programm für den politischen Pro-
zeß umsetzen und aus den Wiederaufbau- und
Wiederherstellungsmaßnahmen Nutzen ziehen
kann;

11. begrüßt in diesem Zusammenhang die dieser
Resolution als Anlage beigefügten Schreiben,
in denen unter anderem erklärt wird, daß der-
zeit Regelungen festgelegt werden, um eine Si-
cherheitspartnerschaft zwischen der souveränen
Regierung Iraks und der multinationalen Trup-
pe einzurichten und die Koordinierung zwi-
schen ihnen zu gewährleisten, und stellt in die-
ser Hinsicht außerdem fest, daß die irakischen
Sicherheitskräfte den zuständigen irakischen
Ministern unterstellt sind, daß die Regierung
Iraks die Autorität hat, irakische Sicherheits-
kräfte zu der multinationalen Truppe abzustel-
len, um mit dieser Operationen durchzuführen,
und daß die in den Schreiben beschriebenen
Sicherheitsstrukturen als Foren für die Regie-
rung Iraks und die multinationale Truppe die-
nen werden, um Einvernehmen über das ge-
samte Spektrum grundlegender Sicherheits- und
politischer Fragen herbeizuführen, einschließ-
lich der Politik in bezug auf sensible offensi-
ve Operationen, und durch enge Abstimmung
und Konsultation eine umfassende Partnerschaft
zwischen den irakischen Sicherheitskräften und

der multinationalen Truppe gewährleisten wer-
den;

12. beschließt ferner, daß das Mandat der multina-
tionalen Truppe auf Ersuchen der Regierung
Iraks oder zwölf Monate nach der Verabschie-
dung dieser Resolution erneut geprüft wird und
daß dieses Mandat nach der Vollendung des in
Ziffer 4 vorgesehenen politischen Prozesses aus-
laufen wird, und erklärt, daß er das Mandat zu
einem früheren Zeitpunkt beenden wird, wenn
die Regierung Iraks darum ersucht;

13. nimmt Kenntnis von der in dem beigefügten
Schreiben des Außenministers der Vereinigten
Staaten bekundeten Absicht, eine gesonderte Ein-
heit unter der gemeinsamen Führung der multi-
nationalen Truppe zu schaffen, mit dem spezi-
fischen Auftrag, die Sicherheit der Präsenz der
Vereinten Nationen in Irak zu gewährleisten,
erkennt an, daß die Durchführung von Maß-
nahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der
in Irak tätigen Bediensteten des Systems der
Vereinten Nationen erhebliche Ressourcen er-
fordern wird, und fordert die Mitgliedstaaten
und die zuständigen Organisationen auf, diese
Ressourcen, einschließlich Beiträge für diese
Einheit, bereitzustellen;

14. erkennt an, daß die multinationale Truppe im
Rahmen eines Programms der Rekrutierung,
Ausbildung, Ausstattung, Betreuung und Über-
wachung auch beim Aufbau der Kapazitäten
der irakischen Sicherheitskräfte und -institutio-
nen behilflich sein wird;

15. ersucht die Mitgliedstaaten sowie die interna-
tionalen und regionalen Organisationen, Hilfe
für die multinationale Truppe bereitzustellen,
namentlich Militärkräfte, nach Vereinbarung mit
der Regierung Iraks, um zur Deckung der Be-
dürfnisse des irakischen Volkes auf dem Ge-
biet der Sicherheit und der Stabilität sowie der
humanitären und Wiederaufbauhilfe beizutra-
gen, und die Anstrengungen der UNAMI zu
unterstützen;

16. betont, wie wichtig es ist, wirksame irakische
Polizei-, Grenzschutz- und Objektschutzdien-
ste unter der Kontrolle des Innenministeriums
Iraks sowie, im Fall der Objektschutzdienste,
anderer irakischer Ministerien aufzubauen, die
die öffentliche Ordnung und die Sicherheit auf-
rechterhalten, einschließlich durch Bekämpfung
des Terrorismus, und ersucht die Mitgliedstaa-
ten und die internationalen Organisationen, der
Regierung Iraks beim Aufbau der Kapazitäten
dieser irakischen Institutionen behilflich zu sein;

17. verurteilt alle Akte des Terrorismus in Irak, be-
kräftigt die Verpflichtungen der Mitgliedstaa-
ten nach den Resolutionen 1373(2001) vom 28.
September 2001, 1267(1999) vom 15. Oktober
1999, 1333(2000) vom 19. Dezember 2000,
1390(2002) vom 16. Januar 2002, 1455(2003)
vom 17. Januar 2003 und 1526(2004) vom 30.
Januar 2004 sowie ihre anderen maßgeblichen
internationalen Verpflichtungen, unter anderem
bezüglich terroristischer Aktivitäten innerhalb
Iraks, ausgehend von Irak oder gegen Bürger
Iraks, und wiederholt namentlich seine Auffor-
derung an die Mitgliedstaaten, die Durchreise
von Terroristen nach und aus Irak, die Durch-
fuhr von Waffen für Terroristen und Finanzge-
schäfte zur Unterstützung von Terroristen zu
verhindern, und betont erneut, wie wichtig es
ist, die diesbezügliche Zusammenarbeit der
Länder der Region, insbesondere der Nachbarn
Iraks, zu verstärken;

18. erkennt an, daß die Interimsregierung Iraks die
Hauptrolle bei der Koordinierung der interna-
tionalen Hilfe für Irak übernehmen wird;

19. begrüßt die Anstrengungen, die die Mitglied-
staaten und die internationalen Organisationen
unternehmen, um den Ersuchen der Interims-
regierung Iraks um die Bereitstellung techni-
scher und sachverständiger Hilfe nachzukom-
men, während Irak seine Verwaltungskapazitä-
ten wieder aufbaut;

20. wiederholt sein Ersuchen an die Mitgliedstaa-
ten, die internationalen Finanzinstitutionen und
andere Organisationen, ihre Anstrengungen zu
verstärken, um dem Volk Iraks beim Wieder-
aufbau und der Entwicklung der irakischen Wirt-
schaft behilflich zu sein, so auch indem sie über
ein koordiniertes Geberhilfeprogramm interna-
tionale Sachverständige und die erforderlichen
Mittel bereitstellen;

21. beschließt, daß die auf Grund früherer Resolu-
tionen bestehenden Verbote in bezug auf den
Verkauf oder die Lieferung von Rüstungsgü-
tern und sonstigem Wehrmaterial an Irak nicht
auf Rüstungsgüter oder sonstiges Wehrmateri-
al Anwendung finden, die die Regierung Iraks
oder die multinationale Truppe benötigen, um
den Zwecken dieser Resolution zu dienen, be-
tont, wie wichtig es ist, daß sich alle Staaten
streng daran halten, und verweist auf die be-
deutende Rolle der Nachbarn Iraks in diesem
Zusammenhang und fordert die Regierung Iraks
und die multinationale Truppe auf, jeweils für
das Vorhandensein geeigneter Umsetzungsver-
fahren zu sorgen;

22. stellt fest, daß die Bestimmungen von Ziffer
21 nicht die Verbote oder Verpflichtungen der
Staaten berühren, die sich auf die in den Ziffern
8 und 12 der Resolution 687(1991) vom 3.
April 1991 genannten Gegenstände oder die in
Ziffer 3 f) der Resolution 707(1991) vom 15.
August 1991 beschriebenen Aktivitäten bezie-
hen, und bekräftigt seine Absicht, die Mandate
der Überwachungs-, Verifikations- und Inspek-
tionskommission der Vereinten Nationen und
der Internationalen Atomenergie-Organisation
erneut zu prüfen;

23. fordert die Mitgliedstaaten und die internatio-
nalen Organisationen auf, den Ersuchen Iraks
um Hilfe bei seinen Anstrengungen zur Wie-
dereingliederung irakischer Veteranen und ehe-
maliger Angehöriger von Milizen in die iraki-
sche Gesellschaft nachzukommen;

24. stellt fest, daß nach der Auflösung der Proviso-
rischen Behörde der Koalition die Mittel im
Entwicklungsfonds für Irak allein gemäß den
Anweisungen der Regierung Iraks ausgezahlt
werden, und beschließt, daß der Entwicklungs-
fonds für Irak auf transparente und ausgewoge-
ne Weise im Rahmen des irakischen Staats-
haushalts eingesetzt wird, um unter anderem
ausstehende Verbindlichkeiten zu Lasten des
Entwicklungsfonds für Irak zu begleichen, daß
die in Ziffer 20 der Resolution 1483(2003) ge-
troffenen Regelungen für die Einzahlung der
Erlöse aus den Exportverkäufen von Erdöl,
Erdölprodukten und Erdgas auch weiterhin gel-
ten, daß der Internationale Überwachungsbei-
rat seine Tätigkeit zur Überwachung des Ent-
wicklungsfonds für Irak fortsetzen wird und
daß ihm als zusätzliches Mitglied mit vollem
Stimmrecht eine entsprechend qualifizierte, von
der Regierung Iraks bestimmte Person ange-
hören wird und daß geeignete Regelungen für
die Fortsetzung der Einzahlung der in Ziffer 21
der Resolution 1483(2003) genannten Erlöse
getroffen werden;

25. beschließt ferner, daß die Bestimmungen der
Ziffer 24 betreffend die Einzahlung der Erlöse
in den Entwicklungsfonds für Irak und die Rol-
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le des Internationalen Überwachungsbeirats auf
Ersuchen der Übergangsregierung Iraks oder
zwölf Monate nach der Verabschiedung dieser
Resolution erneut geprüft werden und daß sie
nach Vollendung des in Ziffer 4 vorgesehenen
politischen Prozesses ihre Gültigkeit verlieren
werden;

26. beschließt, daß im Zusammenhang mit der Auf-
lösung der Provisorischen Behörde der Koa-
lition die Interimsregierung Iraks und ihre
Nachfolger die Rechte, Verantwortlichkeiten
und Pflichten im Zusammenhang mit dem Pro-
gramm ›Öl für Lebensmittel‹ übernehmen, die
an die Behörde übertragen wurden, einschließ-
lich der gesamten Verantwortung für den Be-
trieb des Programms und aller von der Behörde
im Zusammenhang mit dieser Verantwortlich-
keit eingegangenen Verpflichtungen, sowie die
Verantwortung für die Gewährleistung der un-
abhängig bescheinigten Bestätigung der Auslie-
ferung von Gütern, und beschließt ferner, daß
nach einem Übergangszeitraum von 120 Tagen
nach der Verabschiedung dieser Resolution die
Interimsregierung Iraks und ihre Nachfolger die
Verantwortung für die Zertifizierung der Aus-
lieferung von Gütern im Rahmen von Verträ-
gen übernehmen, deren Vorrang zuvor festge-
legt wurde, und daß diese Zertifizierung als die
unabhängige Bescheinigung gelten wird, die für
die Freigabe der mit solchen Verträgen verbun-
denen Mittel erforderlich ist, wobei nach Be-
darf Konsultationen zu führen sind, um die rei-
bungslose Anwendung dieser Regelungen zu
gewährleisten;

27. beschließt ferner, daß die Bestimmungen der
Ziffer 22 der Resolution 1483(2003) auch wei-
terhin Anwendung finden, mit Ausnahme des-
sen, daß die darin gewährten Vorrechte und Im-
munitäten nicht auf rechtskräftige Urteile auf
Grund vertraglicher Verpflichtungen Anwen-
dung finden, die Irak nach dem 30. Juni 2004
eingeht;

28. begrüßt es, daß viele Gläubiger, einschließlich
derjenigen des Pariser Clubs, zugesagt haben,
nach Möglichkeiten für eine erhebliche Redu-
zierung der Staatsschulden Iraks zu suchen, for-
dert die Mitgliedstaaten sowie die internationa-
len und regionalen Organisationen auf, die An-
strengungen zum Wiederaufbau Iraks zu unter-
stützen, fordert die internationalen Finanzinsti-
tutionen und die bilateralen Geber nachdrück-
lich auf, sofortige Schritte zu ergreifen, damit
Irak ihr gesamtes Spektrum an Darlehen und
sonstiger Finanzhilfe und Finanzregelungen
offen steht, erkennt an, daß die Interimsregie-
rung Iraks befugt sein wird, die in dieser Hin-
sicht erforderlichen Vereinbarungen und son-
stigen Regelungen zu schließen und durchzu-
führen, und ersucht die Gläubiger, Institutio-
nen und Geber, mit der Interimsregierung Iraks
und ihren Nachfolgern vorrangig an diesen An-
gelegenheiten zu arbeiten;

29. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre nach wie vor
bestehenden Verpflichtungen, bestimmte Mit-
tel, Vermögenswerte und wirtschaftliche Res-
sourcen einzufrieren und an den Entwicklungs-
fonds für Irak zu übertragen, im Einklang mit
den Ziffern 19 und 23 der Resolution 1483(2003)
und mit Resolution 1518(2003) vom 24. No-
vember 2003;

30. ersucht den Generalsekretär, dem Rat inner-
halb von drei Monaten nach der Verabschie-
dung dieser Resolution über die Tätigkeit der
UNAMI in Irak Bericht zu erstatten und da-
nach in vierteljährlichen Abständen über die
Fortschritte im Hinblick auf nationale Wahlen

und die Erfüllung aller Aufgaben der UNAMI
Bericht zu erstatten;

31. ersucht darum, daß die Vereinigten Staaten im
Namen der multinationalen Truppe dem Rat
innerhalb von drei Monaten nach der Verab-
schiedung dieser Resolution und danach in vier-
teljährlichen Abständen über die Tätigkeit der
Truppe und die von ihr erzielten Fortschritte
Bericht erstatten;

32. beschließt, mit dieser Angelegenheit aktiv be-
faßt zu bleiben.

ANLAGE

Wortlaut der Schreiben des Ministerpräsiden-
ten der Interimsregierung Iraks, Dr. Ijad

Allawi, und des Außenministers der
Vereinigten Staaten, Colin L. Powell, an den

Präsidenten des Sicherheitsrats

Republik Irak
Büro des Ministerpräsidenten

Seiner Exzellenz
Herrn Lauro L. Baja, Jr.
Präsident des Sicherheitsrats
Vereinte Nationen
New York

5. Juni 2004

Exzellenz,

nach meiner Ernennung zum Ministerpräsidenten
der Interimsregierung Iraks schreibe ich Ihnen, um
der Entschlossenheit des Volkes Iraks Ausdruck
zu verleihen, den politischen Übergangsprozeß zur
Schaffung eines freien und demokratischen Irak zu
vollenden und bei der Verhütung und Bekämpfung
des Terrorismus als Partner mitzuwirken. In der kri-
tischen neuen Phase, in die wir nun eintreten, in-
dem wir unsere uneingeschränkte Souveränität wie-
dererlangen und den Weg zur Abhaltung von Wah-
len beschreiten, werden wir die Hilfe der interna-
tionalen Gemeinschaft benötigen.
Die Interimsregierung Iraks wird alles tun, um si-
cherzustellen, daß diese Wahlen uneingeschränkt
demokratisch, frei und fair sind. Sicherheit und Sta-
bilität sind für unseren politischen Übergang nach
wie vor unverzichtbar. Nach wie vor gibt es jedoch
Kräfte in Irak, darunter auch ausländische Elemen-
te, die sich dem Übergang zu Frieden, Demokratie
und Sicherheit widersetzen. Die Regierung ist ent-
schlossen, diese Kräfte zu überwinden und Sicher-
heitskräfte aufzubauen, die fähig sind, dem iraki-
schen Volk angemessene Sicherheit zu gewährlei-
sten. Bis wir in der Lage sind, selbst für unsere Si-
cherheit zu sorgen, insbesondere auch für die Ver-
teidigung des irakischen Hoheitsgebiets zu Lande,
zu Wasser und in der Luft, bitten wir den Sicher-
heitsrat und die internationale Gemeinschaft um
Unterstützung bei diesen Bemühungen. Wir stre-
ben eine neue Resolution über das Mandat der Mul-
tinationalen Truppe (MNF) an, zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit in Irak beizutragen, namentlich
durch die Aufgaben und Regelungen, die in dem
Schreiben von Außenminister Colin Powell an den
Präsidenten des Sicherheitsrats genannt sind. Die
Regierung ersucht den Sicherheitsrat, das Mandat
der Multinationalen Truppe auf Ersuchen der Über-
gangsregierung Iraks oder zwölf Monate nach der
Verabschiedung einer solchen Resolution erneut zu
prüfen.
Damit die irakische Regierung ihrer Verantwortung
für die Sicherheit nachkommen kann, beabsichtige
ich, geeignete Sicherheitsstrukturen zu schaffen, die
es meiner Regierung und den irakischen Sicher-
heitskräften ermöglichen werden, diese Verantwor-

tung schrittweise zu übernehmen. Eine dieser Struk-
turen ist der Ministerausschuß für nationale Sicher-
heit, dessen Vorsitz ich führen werde und dem au-
ßerdem der Stellvertretende Ministerpräsident so-
wie die Minister für Verteidigung, Inneres, Auswär-
tige Angelegenheiten, Justiz und Finanzen ange-
hören werden. Der Nationale Sicherheitsberater und
der Direktor des Irakischen Nationalen Nachrich-
tendienstes werden ständige beratende Mitglieder
des Ausschusses sein. Dieses Forum wird den all-
gemeinen Rahmen der irakischen Sicherheitspoli-
tik festlegen. Ich beabsichtige, gegebenenfalls den
Befehlshaber der Multinationalen Truppe, seinen
Stellvertreter oder den vom Befehlshaber bestimm-
ten Vertreter sowie andere in Betracht kommende
Personen einzuladen, an diesem Forum teilzuneh-
men und auch darin mitzuwirken, und werde mich
bereithalten, um mit der Multinationalen Truppe
Mechanismen für die Koordinierung und Zusam-
menarbeit zu erörtern. Die irakischen Streitkräfte
werden dem Generalstabschef und Verteidigungs-
minister unterstellt sein. Die anderen Sicherheits-
kräfte (die irakische Polizei, der Grenzschutz und
der Objektschutzdienst) werden dem Innenmini-
ster oder anderen Ministern der Regierung unter-
stellt sein.
Darüber hinaus werden die zuständigen Minister
und ich weitere Mechanismen zur Koordinierung
mit der Multinationalen Truppe ausarbeiten. Ich
beabsichtige, gemeinsam mit der Multinationalen
Truppe Koordinierungsstellen auf nationaler, regio-
naler und lokaler Ebene zu schaffen, denen Kom-
mandeure der irakischen Sicherheitskräfte und zi-
vile Führungspersonen angehören, damit gewähr-
leistet ist, daß die irakischen Sicherheitskräfte sich
in allen sicherheitspolitischen und operativen Fra-
gen mit der Multinationalen Truppe abstimmen, um
eine einheitliche Führung der militärischen Opera-
tionen zu erreichen, in denen irakische Kräfte zu-
sammen mit der Multinationalen Truppe einge-
setzt sind. Darüber hinaus werden die Multinatio-
nale Truppe und die irakische Regierung einander
gegenseitig über ihre Tätigkeiten auf dem Laufen-
den halten, einander regelmäßig konsultieren, um
die wirksame Zuteilung und Verwendung von Per-
sonal, Ressourcen und Einrichtungen zu gewähr-
leisten, nachrichtendienstliche Erkenntnisse aus-
tauschen und erforderlichenfalls Probleme an die
jeweils nächste Führungsebene weiterleiten. Die ira-
kischen Sicherheitskräfte werden in dem Maße, in
dem die irakischen Fähigkeiten zunehmen, schritt-
weise mehr Verantwortung übernehmen.
Die Strukturen, die ich in diesem Schreiben be-
schrieben habe, werden als Foren dienen, in denen
die Multinationale Truppe und die irakische Re-
gierung Einvernehmen über das gesamte Spektrum
grundlegender Sicherheits- und politischer Fragen
erzielen können, einschließlich der Politik betref-
fend sensible offensive Operationen, und sie wer-
den durch enge Abstimmung und Konsultation ei-
ne umfassende Partnerschaft zwischen den iraki-
schen Streitkräften und der Multinationalen Trup-
pe gewährleisten. Da dies für verschiedene souve-
räne Regierungen, einschließlich Iraks und der Ver-
einigten Staaten, sensible Fragen sind, müssen sie
im Rahmen einer gegenseitigen Verständigung über
unsere strategische Partnerschaft gelöst werden. Wir
werden in den kommenden Wochen eng mit der
Führung der Multinationalen Truppe zusammen-
arbeiten, um sicherzustellen, daß wir über einen
solchen vereinbarten strategischen Rahmen verfü-
gen.
Wir sind bereit, spätestens am 30. Juni die souve-
räne Regierungsverantwortung für Irak zu überneh-
men. Wir sind uns der vor uns liegenden Schwie-
rigkeiten und unserer Verantwortung gegenüber
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dem irakischen Volk vollauf bewußt. Der Einsatz
ist hoch, und wir brauchen die Unterstützung der
internationalen Gemeinschaft, wenn wir Erfolg ha-
ben wollen. Wir bitten den Sicherheitsrat, uns zu
helfen, indem er jetzt handelt und eine Resolution
des Sicherheitsrats verabschiedet, die uns die er-
forderliche Unterstützung gibt.
Ich gehe davon aus, daß die Miteinbringer des Re-
solutionsentwurfs beabsichtigen, dieses Schreiben
der Resolution über Irak, über die gegenwärtig be-
raten wird, als Anlage beizufügen. In der Zwi-
schenzeit ersuche ich Sie, den Ratsmitgliedern so
schnell wie möglich Kopien dieses Schreibens zu
übermitteln.

(gezeichnet) Dr. Ijad Allawi

Der Außenminister
Washington

Seiner Exzellenz
Herrn Lauro L. Baja, Jr.
Präsident des Sicherheitsrats
Vereinte Nationen
New York

5. Juni 2004

Exzellenz,

in Kenntnis des Ersuchens der Regierung Iraks
um Beibehaltung der Präsenz der Multinationalen
Truppe (MNF) in Irak und nach Konsultationen
mit dem Ministerpräsidenten der Interimsregie-
rung Iraks, Ijad Allawi, bestätige ich hiermit, daß
die Multinationale Truppe unter gemeinsamer Füh-
rung bereit ist, auch künftig zur Aufrechterhaltung
der Sicherheit in Irak beizutragen, insbesondere
auch durch die Verhütung und Abschreckung des
Terrorismus und den Schutz des Hoheitsgebiets
Iraks. Ziel der Multinationalen Truppe wird es
sein, dem irakischen Volk bei der Vollendung des
politischen Übergangs zu helfen und es den Ver-
einten Nationen und der internationalen Gemein-
schaft zu ermöglichen, ihre Arbeit zur Erleichte-
rung des Wiederaufbaus Iraks durchzuführen.
Die Fähigkeit des irakischen Volkes, seine Ziele
zu erreichen, wird in hohem Maße von der Sicher-
heitssituation in Irak beeinflusst werden. Wie die
jüngsten Ereignisse gezeigt haben, stellen die an-
haltenden Angriffe von Aufständischen, darunter
Angehörigen des ehemaligen Regimes, ausländi-
schen Kämpfern und illegalen Milizen, eine Her-
ausforderung für all jene dar, die sich für einen
besseren Irak einsetzen.
Der Aufbau einer wirksamen und kooperativen Si-
cherheitspartnerschaft zwischen der Multinationa-
len Truppe und der souveränen Regierung Iraks ist
für die Stabilität des Landes von entscheidender
Bedeutung. Der Befehlshaber der Multinationalen
Truppe wird in partnerschaftlicher Zusammenar-
beit mit der souveränen Regierung Iraks, unter An-
erkennung und Achtung ihrer Souveränität, zur Ge-
währleistung der Sicherheit beitragen. Zu diesem
Zweck ist die Multinationale Truppe bereit, an den
Erörterungen des Ministerausschusses für nationa-
le Sicherheit über den allgemeinen Rahmen der Si-
cherheitspolitik teilzunehmen, wie im Schreiben des
Ministerpräsidenten der Interimsregierung Iraks,
Ijad Allawi, vom 5. Juni 2004 erwähnt. In Anerken-
nung dessen, daß die irakischen Sicherheitskräfte
den zuständigen irakischen Ministern unterstellt
sind, wird sich die Multinationale Truppe bei der
Umsetzung dieser Politik mit den irakischen Si-
cherheitskräften auf allen Ebenen – der nationalen,
regionalen und lokalen – abstimmen, um eine ein-

heitliche Führung der militärischen Operationen zu
erreichen, in denen irakische Truppen zusammen
mit der Multinationalen Truppe eingesetzt sind.
Darüber hinaus werden die Multinationale Truppe
und die irakische Regierung einander gegenseitig
über ihre Tätigkeiten auf dem laufenden halten,
einander regelmäßig konsultieren, um die wirksa-
me Zuteilung und Verwendung von Personal, Res-
sourcen und Einrichtungen zu gewährleisten, nach-
richtendienstliche Erkenntnisse austauschen und er-
forderlichenfalls Probleme an die jeweils nächste
Führungsebene weiterleiten. Wir werden in den von
Ministerpräsident Allawi in seinem Schreiben vom
5. Juni beschriebenen Foren darauf hinarbeiten, Ein-
vernehmen über das gesamte Spektrum grundle-
gender Sicherheits- und politischer Fragen zu erzie-
len, einschließlich der Politik betreffend sensible
offensive Operationen, und wir werden durch enge
Abstimmung und Konsultation eine umfassende
Partnerschaft zwischen der Multinationalen Trup-
pe und den irakischen Kräften gewährleisten.
Gemäß der getroffenen Vereinbarung ist die Mul-
tinationale Truppe bereit, auch künftig ein breites
Spektrum von Aufgaben wahrzunehmen, um zur
Aufrechterhaltung der Sicherheit beizutragen und
den Schutz der Truppe zu gewährleisten. Dazu ge-
hören die Tätigkeiten, die erforderlich sind, um lau-
fenden Bedrohungen der Sicherheit durch Kräfte
zu begegnen, die die politische Zukunft Iraks mit
Gewalt zu beeinflussen suchen. Dies beinhaltet
Kampfeinsätze gegen Mitglieder dieser Gruppen,
ihre Internierung, sofern dies aus zwingenden Si-
cherheitsgründen geboten ist, und die Fortsetzung
der Suche nach Waffen, die die Sicherheit Iraks
bedrohen, sowie deren Sicherstellung. Ein weite-
res Ziel wird die Ausbildung und Ausrüstung der
irakischen Sicherheitskräfte sein, die zunehmend
die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der
Sicherheit in Irak übernehmen werden. Die Multi-
nationale Truppe ist außerdem bereit, nach Bedarf
an der Bereitstellung von humanitärer Hilfe, der Un-
terstützung ziviler Angelegenheiten und der Not-
und Wiederaufbauhilfe mitzuwirken, sofern die In-
terimsregierung Iraks darum ersucht und im Ein-
klang mit den früheren Resolutionen des Sicher-
heitsrats.
Des weiteren ist die Multinationale Truppe bereit,
innerhalb der MNF einen Verband zu schaffen oder
zu unterstützen, der die Sicherheit des Personals
und der Einrichtungen der Vereinten Nationen ge-
währleistet. Wir haben eingehende Konsultationen
mit den Verantwortlichen der Vereinten Nationen
über die Sicherheitserfordernisse der Vereinten Na-
tionen geführt und sind der Auffassung, daß ein
Verband in Brigadestärke erforderlich sein wird,
um die Sicherheitsanstrengungen der Vereinten Na-
tionen zu unterstützen. Dieser Verband wird unter
der Führung des Befehlshabers der Multinationa-
len Truppe stehen und unter anderem die Aufgabe
haben, für die Bewachung und Außensicherung
der Einrichtungen der Vereinten Nationen zu sor-
gen, und Geleitschutzaufgaben für die Mission der
Vereinten Nationen wahrnehmen.
Um auch künftig zur Sicherheit beizutragen, muß
die Multinationale Truppe auch weiterhin in einem
Rahmen operieren, der der Truppe und ihrem Per-
sonal die Rechtsstellung gewährt, die für die Erfül-
lung ihres Auftrags erforderlich ist, in dem die bei-
tragenden Staaten dafür verantwortlich sind, die
Gerichtsbarkeit über ihr Personal auszuüben, und
der Regelungen für das Material und die Mittel der
Multinationalen Truppe und ihre Verwendung ge-
währleistet. Der bestehende Rahmen, der diese An-
gelegenheiten regelt, ist für diese Zwecke ausrei-
chend. Darüber hinaus sind die Streitkräfte, aus de-
nen die Multinationale Truppe sich zusammensetzt,

heute und in Zukunft darauf verpflichtet, jederzeit
in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus
dem Recht bewaffneter Konflikte zu handeln, na-
mentlich den Genfer Abkommen.
Die Multinationale Truppe ist bereit, ihre gegen-
wärtigen Anstrengungen fortzusetzen, um zur Schaf-
fung eines sicheren Umfelds beizutragen, inner-
halb dessen die internationale Gemeinschaft im
allgemeinen ihre wichtige Rolle bei der Erleichte-
rung des Wiederaufbaus Iraks erfüllen kann. Bei
der Wahrnehmung dieser Aufgaben im vor uns lie-
genden Zeitraum werden wir unter voller Aner-
kennung und Achtung der irakischen Souveränität
handeln. Wir hoffen, daß andere Mitgliedstaaten
und internationale und regionale Organisationen
das Volk Iraks und die souveräne irakische Regie-
rung bei der Bewältigung der vor ihnen liegenden
Herausforderungen beim Aufbau eines demokrati-
schen, sicheren und wohlhabenden Irak unterstüt-
zen werden.
Die Miteinbringer des Resolutionsentwurfs beab-
sichtigen, dieses Schreiben der Resolution über
Irak, über die gegenwärtig beraten wird, als Anla-
ge beizufügen. In der Zwischenzeit ersuche ich Sie,
den Ratsmitgliedern so schnell wie möglich Kopi-
en dieses Schreibens zu übermitteln.

Mit vorzüglicher Hochachtung
(gezeichnet) Colin L. Powell

Massenvernichtungswaffen

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 22. April 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/10)

Auf der 4949. Sitzung des Sicherheitsrats am 22.
April 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Beschluß der Libysch-Arabischen Dschama-
hirija, ihre Programme für Massenvernichtungs-
waffen aufzugeben‹ durch den Rat im Namen des
Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von der Re-
solution 2004/18 des Gouverneursrats der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation (IAEA) be-
treffend die Durchführung des Sicherungsabkom-
mens der Sozialistischen Libysch-Arabischen Volks-
Dschamahirija, eines Vertragsstaats des Vertrages
über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, mit
der der Rat den Generaldirektor der IAEA ersuch-
te, dem Sicherheitsrat über einen Fall der Nichtein-
haltung nur zu Informationszwecken Bericht zu er-
statten, wobei er gleichzeitig die Sozialistische Li-
bysch-Arabische Volks-Dschamahirija für die Ab-
hilfemaßnahmen lobte, die sie bislang ergriffen hat
und die sie zu ergreifen beabsichtigt.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beschluß der So-
zialistischen Libysch-Arabischen Volks-Dschama-
hirija, ihre Programme zur Entwicklung von Mas-
senvernichtungswaffen und deren Trägersystemen
aufzugeben, sowie die positiven Maßnahmen, die
sie ergriffen hat, um ihre Zusagen und Verpflich-
tungen zu erfüllen, namentlich ihre aktive Zusam-
menarbeit mit der IAEA und der Organisation für
das Verbot chemischer Waffen (OPCW).
Der Sicherheitsrat nimmt davon Kenntnis, daß der
Gouverneursrat der IAEA den Beschluß der Sozia-
listischen Libysch-Arabischen Volks-Dschamahi-
rija in seiner Resolution 2004/18 als einen Schritt
zur Verwirklichung des Ziels eines von Massen-
vernichtungswaffen freien und in Frieden leben-
den Afrikas und Nahen Ostens anerkannt hat.
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Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß versucht wer-
den muß, Proliferationsprobleme mit friedlichen
Mitteln auf politischem und diplomatischem Weg
zu lösen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Anstrengungen, die
derzeit unternommen werden und in Zukunft un-
ternommen werden sollen, um der Sozialistischen
Libysch-Arabischen Volks-Dschamahirija bei die-
ser Aufgabe behilflich zu sein, und gibt der Hoff-
nung Ausdruck, daß die von der Sozialistischen
Libysch-Arabischen Volks-Dschamahirija ergrif-
fenen Maßnahmen die internationale Zusammen-
arbeit mit ihr erleichtern und verbessern und die
Sicherheit des Landes erhöhen werden.
Der Sicherheitsrat ermutigt die Sozialistische Li-
bysch-Arabische Volks-Dschamahirija, für die ve-
rifizierte Beseitigung aller ihrer Programme für
Massenvernichtungswaffen zu sorgen. Er begrüßt
die Rolle, die die IAEA und die OPCW dabei spie-
len, der Sozialistischen Libysch-Arabischen Volks-
Dschamahirija die Erfüllung ihrer Verpflichtungen
zu erleichtern, was beweist, wie wichtig und nütz-
lich die bestehenden Regelungen auf Grund von
internationalen Verträgen sind.
Der Sicherheitsrat gibt der Hoffnung Ausdruck,
daß die Resolution 2004/18 des Gouverneursrats
der IAEA in einem Geist der ständigen Zusam-
menarbeit durchgeführt werden wird.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Nichtver-
breitung aller Arten von Massenvernichtungs-
waffen. – Resolution 1540(2004) vom 28.
April 2004

Der Sicherheitsrat,
– bekräftigend, daß die Verbreitung nuklearer,

chemischer und biologischer Waffen und ihrer
Trägersysteme* eine Bedrohung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit dar-
stellt,

– in diesem Zusammenhang in Bekräftigung der
Erklärung seines Präsidenten (S/23500), die
auf der am 31. Januar 1992 auf der Ebene der
Staats- und Regierungschefs abgehaltenen Rats-
sitzung verabschiedet wurde und in der es unter
anderem heißt, daß alle Mitgliedstaaten ihre
Verpflichtungen in bezug auf Rüstungskon-
trolle und Abrüstung erfüllen und jede Verbrei-
tung aller Arten von Massenvernichtungswaf-
fen verhüten müssen,

– sowie unter Hinweis darauf, daß in der Er-
klärung die Notwendigkeit unterstrichen wur-
de, daß alle Mitgliedstaaten etwaige Probleme
in diesem Zusammenhang, welche die Erhal-
tung der regionalen und weltweiten Stabilität
bedrohen oder stören, auf friedlichem Wege im
Einklang mit der Charta regeln,

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, im Ein-
klang mit den ihm nach der Charta der Verein-
ten Nationen obliegenden Hauptverantwort-
lichkeiten geeignete und wirksame Maßnah-
men zur Abwehr jeder Bedrohung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit zu
ergreifen, die durch die Verbreitung nuklearer,
chemischer und biologischer Waffen und ihrer
Trägersysteme verursacht wird,

– sowie in Bekräftigung seiner Unterstützung für
die multilateralen Verträge, die die Beseitigung
oder die Verhütung der Verbreitung nuklearer,
chemischer oder biologischer Waffen zum Ziel
haben, und erklärend, wie wichtig es ist, daß al-
le Vertragsstaaten dieser Verträge sie uneinge-
schränkt durchführen, um so die internationale
Stabilität zu fördern,

– in diesem Zusammenhang unter Begrüßung der
Maßnahmen der multilateralen Abmachungen,
die zur Nichtverbreitung beitragen,

– erklärend, daß die Verhütung der Verbreitung
nuklearer, chemischer und biologischer Waffen
nicht die internationale Zusammenarbeit im Hin-
blick auf Materialien, Ausrüstung und Techno-
logien für friedliche Zwecke behindern darf,
daß jedoch die Ziele der friedlichen Nutzung
nicht als Deckmantel für die Verbreitung die-
ser Waffen dienen dürfen,

– ernsthaft besorgt über die Bedrohung durch
den Terrorismus und die Gefahr, daß nicht-
staatliche Akteure* wie diejenigen, die in der
vom Ausschuß des Sicherheitsrats nach Reso-
lution 1267(1999) erstellten und geführten Li-
ste der Vereinten Nationen genannt werden,
und diejenigen, auf die die Resolution 1373
(2001) Anwendung findet, nukleare, chemische
und biologische Waffen und ihre Trägersyste-
me erwerben, entwickeln, mit ihnen handeln
oder sie einsetzen könnten,

– ernsthaft besorgt über die Bedrohung durch
den unerlaubten Handel mit nuklearen, chemi-
schen oder biologischen Waffen und ihren Trä-
gersystemen und damit verwandtem Material*,
der die Frage der Verbreitung derartiger Waf-
fen um eine neue Dimension erweitert und
ebenso eine Bedrohung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit darstellt,

– in der Erkenntnis, daß es einer stärkeren Koor-
dinierung der Anstrengungen auf nationaler,
subregionaler, regionaler und internationaler
Ebene bedarf, damit dieser ernsten Herausfor-
derung und Gefahr für die internationale Si-
cherheit weltweit wirksamer entgegengetreten
werden kann,

– sowie in der Erkenntnis, daß die meisten Staa-
ten im Rahmen von Verträgen, deren Vertrags-
partei sie sind, verbindliche rechtliche Verpflich-
tungen eingegangen sind oder sonstige Zusa-
gen gegeben haben, um die Verbreitung nu-
klearer, chemischer oder biologischer Waffen
zu verhüten, und daß sie wirksame Maßnah-
men ergriffen haben, um über sicherheitsemp-
findliches Material Buch zu führen, es zu si-
chern und physisch zu schützen, beispielsweise
die Maßnahmen, die im Übereinkommen über
den physischen Schutz von Kernmaterial ver-
langt werden, sowie diejenigen, die die Inter-
nationale Atomenergie-Organisation in ihrem
Verhaltenskodex für die Sicherheit und Siche-
rung radioaktiver Strahlenquellen empfiehlt,

– ferner in der Erkenntnis, daß alle Staaten drin-
gend weitere wirksame Maßnahmen ergreifen
müssen, um die Verbreitung nuklearer, chemi-
scher oder biologischer Waffen und ihrer Trä-
gersysteme zu verhüten,

– allen Mitgliedstaaten nahelegend, die Abrü-

stungsverträge und -übereinkünfte, deren Ver-
tragspartei sie sind, uneingeschränkt durchzu-
führen,

– in Bekräftigung der Notwendigkeit, durch ter-
roristische Handlungen verursachte Bedrohun-
gen des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit mit allen Mitteln, im Einklang mit
der Charta der Vereinten Nationen, zu bekämp-
fen,

– entschlossen, in Zukunft eine wirksame Ant-
wort auf die globalen Bedrohungen auf dem
Gebiet der Nichtverbreitung zu erleichtern,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, daß alle Staaten die Gewährung je-
der Form von Unterstützung für nichtstaatliche
Akteure unterlassen werden, die versuchen, nu-
kleare, chemische oder biologische Waffen und
ihre Trägersysteme zu entwickeln, zu erwerben,
herzustellen, zu besitzen, zu transportieren, wei-
terzugeben oder einzusetzen;

2. beschließt außerdem, daß alle Staaten nach Maß-
gabe ihrer innerstaatlichen Verfahren geeigne-
te wirksame Rechtsvorschriften erlassen und an-
wenden werden, die es jedem nichtstaatlichen
Akteur untersagen, nukleare, chemische oder
biologische Waffen und ihre Trägersysteme her-
zustellen, zu erwerben, zu besitzen, zu entwik-
keln, zu transportieren, weiterzugeben oder ein-
zusetzen, insbesondere für terroristische Zwek-
ke, und den Versuch verbieten, eine dieser Ak-
tivitäten zu begehen, sich als Mittäter oder Ge-
hilfe daran zu beteiligen, sie zu unterstützen
oder sie zu finanzieren;

3. beschließt ferner, daß alle Staaten wirksame
Maßnahmen ergreifen und durchsetzen wer-
den, um innerstaatliche Kontrollen zur Verhü-
tung der Verbreitung von nuklearen, chemischen
oder biologischen Waffen und ihren Trägersy-
stemen einzurichten, einschließlich angemes-
sener Kontrollen über verwandtes Material, und
daß sie zu diesem Zweck
a) geeignete und wirksame Maßnahmen aus-

arbeiten und aufrechterhalten werden, um
über die Herstellung, die Verwendung, die
Lagerung und den Transport solcher Ge-
genstände Buch zu führen und ihre Sicher-
heit zu gewährleisten;

b) geeignete und wirksame Maßnahmen zum
physischen Schutz ausarbeiten und aufrecht-
erhalten werden;

c) geeignete und wirksame Grenzkontrollen
und Strafverfolgungsmaßnahmen ausarbei-
ten und aufrechterhalten werden, um den
unerlaubten Handel und Vermittlungsge-
schäfte mit diesen Gegenständen im Ein-
klang mit ihren nationalen rechtlichen Be-
fugnissen und Rechtsvorschriften sowie
dem Völkerrecht aufzudecken, abzuschrek-
ken, zu verhüten und zu bekämpfen, erfor-
derlichenfalls auch durch internationale Zu-
sammenarbeit;

d) geeignete und wirksame einzelstaatliche
Export- und Umschlagskontrollen für diese
Gegenstände einrichten, ausarbeiten, über-
prüfen und aufrechterhalten werden, ein-
schließlich geeigneter Gesetze und sonsti-
ger Vorschriften zur Kontrolle der Ausfuhr,
Durchfuhr, des Umschlags und der Wie-
derausfuhr sowie Kontrollen der Bereit-
stellung von Geldern und Dienstleistungen
im Zusammenhang mit diesen Ausfuhren
und Umschlagstätigkeiten, wie Finanzie-
rung und Transportleistungen, die zur Ver-
breitung beitragen würden, sowie Endver-
wenderkontrollen einrichten und angemes-
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* Begriffsbestimmungen nur für die Zwecke dieser Re-
solution:
Trägersysteme: Flugkörper, Raketen und andere un-
bemannte Systeme, die als Einsatzmittel für nukleare,
chemische oder biologische Waffen dienen können und
die speziell für diesen Verwendungszweck entwickelt
wurden.
Nichtstaatlicher Akteur: Person oder Organisation, die
bei der Durchführung von Aktivitäten, die unter den
Anwendungsbereich dieser Resolution fallen, nicht un-
ter der rechtmäßigen Autorität eines Staates handelt.
Verwandtes Material: Material, Ausrüstung und Tech-
nologien, die von den einschlägigen multilateralen Ver-
trägen und Abmachungen erfaßt sind oder auf natio-
nalen Kontrollisten stehen und die für die Konstrukti-
on, Entwicklung, Herstellung oder Nutzung von nu-
klearen, chemischen und biologischen Waffen und ih-
ren Trägersystemen verwendet werden könnten.



sene straf- oder zivilrechtliche Sanktionen
für Verstöße gegen derartige Ausfuhrkon-
trollgesetze und -vorschriften festlegen und
anwenden;

4. beschließt, im Einklang mit Regel 28 seiner vor-
läufigen Geschäftsordnung für einen Zeitraum
von nicht mehr als zwei Jahren einen aus allen
Ratsmitgliedern bestehenden Ausschuß des Si-
cherheitsrats einzusetzen, der gegebenenfalls
unter Heranziehung anderer Fachkenntnisse dem
Sicherheitsrat zur Prüfung durch den Rat über
die Durchführung dieser Resolution Bericht er-
statten wird, und fordert zu diesem Zweck die
Staaten auf, dem Ausschuß spätestens sechs
Monate nach der Verabschiedung dieser Reso-
lution einen ersten Bericht über die Maßnah-
men vorzulegen, die sie zur Durchführung die-
ser Resolution ergriffen haben beziehungswei-
se zu ergreifen beabsichtigen;

5. beschließt, daß die in dieser Resolution fest-
gelegten Verpflichtungen nicht so auszulegen
sind, als stünden sie im Widerspruch zu den
Rechten und Pflichten der Vertragsstaaten des
Vertrages über die Nichtverbreitung von Kern-
waffen, des Chemiewaffenübereinkommens und
des Übereinkommens über biologische Waffen
und Toxinwaffen oder als änderten sie diese,
oder als änderten sie die Verantwortlichkeiten
der Internationalen Atomenergie-Organisation
oder der Organisation für das Verbot chemi-
scher Waffen;

6. erkennt an, wie nützlich für die Durchführung
dieser Resolution wirksame nationale Kon-
trollisten sind, und fordert alle Mitgliedstaaten
auf, erforderlichenfalls so bald wie möglich
solche Listen zu erstellen;

7. ist sich dessen bewußt, daß manche Staaten bei
der Durchführung der Bestimmungen dieser Re-
solution in ihrem Hoheitsgebiet möglicherwei-
se Hilfe benötigen werden, und bittet die Staa-
ten, die dazu in der Lage sind, den Staaten, die
nicht über die erforderlichen rechtlichen und
regulatorischen Infrastrukturen, Umsetzungs-
erfahrung und/oder Ressourcen zur Durchfüh-
rung der genannten Bestimmungen verfügen,
auf deren konkretes Ersuchen gegebenenfalls
Hilfe anzubieten;

8. fordert alle Staaten auf,
a) die allgemeine Annahme und uneinge-

schränkte Durchführung sowie erforderli-
chenfalls die Stärkung der multilateralen
Verträge zu fördern, deren Vertragspartei
sie sind und die zum Ziel haben, die Ver-
breitung nuklearer, biologischer oder che-
mischer Waffen zu verhüten;

b) soweit noch nicht geschehen, innerstaatli-
che Regeln und Vorschriften zu erlassen,
um die Einhaltung ihrer Verpflichtungen
aus den wichtigsten multilateralen Nicht-
verbreitungsverträgen zu gewährleisten;

c) ihr Bekenntnis zur multilateralen Zusam-
menarbeit zu erneuern und umzusetzen,
insbesondere im Rahmen der Internationa-
len Atomenergie-Organisation, der Orga-
nisation für das Verbot chemischer Waffen
und des Übereinkommens über biologi-
sche Waffen und Toxinwaffen, die wichti-
ge Mittel zur Verfolgung und Verwirkli-
chung ihrer gemeinsamen Ziele auf dem
Gebiet der Nichtverbreitung und zur För-
derung der internationalen Zusammenarbeit
für friedliche Zwecke sind;

d) geeignete Möglichkeiten zur Zusammenar-
beit mit der Industrie und der Öffentlich-
keit und zu ihrer Information über die Ver-
pflichtungen zu entwickeln, die ihnen nach

den entsprechenden Rechtsvorschriften ob-
liegen;

9. fordert alle Staaten auf, den Dialog und die Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Nichtver-
breitung zu fördern, um der Bedrohung zu be-
gegnen, die von der Verbreitung nuklearer, che-
mischer oder biologischer Waffen und ihrer Trä-
gersysteme ausgeht;

10. fordert alle Staaten auf, zur weiteren Bekämp-
fung dieser Bedrohung im Einklang mit ihren
nationalen rechtlichen Befugnissen und Rechts-
vorschriften und in Übereinstimmung mit dem
Völkerrecht gemeinschaftliche Maßnahmen zu
ergreifen, um den unerlaubten Handel mit nu-
klearen, chemischen oder biologischen Waf-
fen, ihren Trägersystemen und verwandtem Ma-
terial zu verhüten;

11. bekundet seine Absicht, die Durchführung die-
ser Resolution genau zu verfolgen und auf ge-
eigneter Ebene weitere Beschlüsse zu fassen,
die gegebenenfalls zu diesem Zweck erforder-
lich sind;

12. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Somalia

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 25. Februar 2004 (UN-Dok. S/PRST/
2004/3)

Auf der 4915. Sitzung des Sicherheitsrats am 25.
Februar 2004 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Somalia‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat, unter Hinweis auf seine frühe-
ren Beschlüsse betreffend die Situation in Soma-
lia, insbesondere die Erklärung seines Präsidenten
vom 11. November 2003 (S/PRST/2003/19), und
unter Begrüßung des Berichts des Generalsekre-
tärs vom Februar 2004 (S/2004/115), bekräftigt
sein Eintreten für eine umfassende und dauerhaf-
te Regelung der Situation in Somalia sowie seine
Achtung der Souveränität, der territorialen Unver-
sehrtheit, der politischen Unabhängigkeit und der
Einheit des Landes im Einklang mit den Zielen und
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen.
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine nach-
drückliche Unterstützung für den Prozeß der natio-
nalen Aussöhnung in Somalia und die in Kenia
stattfindende Nationale Aussöhnungskonferenz für
Somalia, die unter der Schirmherrschaft der Zwi-
schenstaatlichen Behörde für Entwicklung (IGAD)
eingeleitetet wurden.
Der Sicherheitsrat spricht dem Präsidenten Kenias,
Mwai Kibaki, dem Präsidenten Ugandas, Yoweri
Museveni, den anderen IGAD-Führern und den
internationalen Unterstützern der Nationalen Aus-
söhnungskonferenz für Somalia seine Anerken-
nung für die Beharrlichkeit aus, mit der sie den So-
maliern bei der Verwirklichung der nationalen Aus-
söhnung behilflich waren.
Der Sicherheitsrat begrüßt es, daß die somalischen
Delegierten bei den vom 9. bis 29. Januar 2004 in
Nairobi abgehaltenen Konsultativtreffen zu Soma-
lia am 29. Januar 2004 die Erklärung über die Har-
monisierung der verschiedenen Fragen unterzeich-
net haben, als wichtigen Schritt in Richtung auf
dauerhaften Frieden und Aussöhnung in Somalia,
und fordert alle Unterzeichner der Vereinbarung

nachdrücklich auf, ihre Zusage, den Friedenspro-
zeß weiter voranzubringen, voll einzuhalten.
Der Sicherheitsrat fordert die somalischen Partei-
en auf, auf den erzielten Fortschritten aufzubauen
und die Nationale Aussöhnungskonferenz für So-
malia rasch mit einer dauerhaften und alle Seiten
einschließenden Lösung des Konflikts in Somalia
abzuschließen, indem sie eine bestandfähige Über-
gangsregierung einsetzen.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß die somali-
schen Parteien die Erklärung von Eldoret vom 27.
Oktober 2002 über die Einstellung der Feindselig-
keiten einhalten und zügig umsetzen sollen, und
fordert die somalischen Parteien auf, auch weiter-
hin auf eine umfassende Sicherheitsregelung für
Somalia hinzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat betont, daß eine umfassende
Waffenruhe in ganz Somalia dringend geboten ist
und daß die somalischen Parteien selbst dafür ver-
antwortlich sind, diese herbeizuführen. Der Rat
fordert die somalischen Parteien auf, die Waffen-
ruhe vollständig durchzuführen, um Sicherheit zu
gewährleisten, und ihre Meinungsverschiedenhei-
ten mit friedlichen Mitteln beizulegen.
Der Sicherheitsrat verurteilt diejenigen, die den
Friedensprozeß behindern, und betont, daß dieje-
nigen, die auf dem Weg der Konfrontation und des
Konflikts beharren, zur Rechenschaft gezogen wer-
den. Der Rat wird die Situation auch weiterhin auf-
merksam verfolgen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Nachbarstaaten zur
Fortsetzung ihrer Bemühungen auf, auf umfassen-
de und konstruktive Weise an dem Prozeß der na-
tionalen Aussöhnung in Somalia mitzuwirken, um
zu seinem Erfolg und zur Herbeiführung des Frie-
dens in der Region beizutragen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Zusage der Afrika-
nischen Union, eine Militärbeobachtermission nach
Somalia zu dislozieren, und die diesbezüglichen
Vorbereitungen und fordert die internationale Ge-
meinschaft auf, die Anstrengungen der Afrikani-
schen Union zur Verbesserung der Sicherheitslage
in Somalia zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat fordert die internationale Ge-
meinschaft auf, ihre Anstrengungen zur Unterstüt-
zung der IGAD bei der Erleichterung der Nationa-
len Aussöhnungskonferenz für Somalia fortzuset-
zen, und fordert die Geberländer auf, zu der Kon-
ferenz, zu dem Treuhandfonds der Vereinten Na-
tionen für die Friedenskonsolidierung in Somalia
und zu dem konsolidierten interinstitutionellen Bei-
tragsappell der Vereinten Nationen für Somalia
Beiträge zu leisten.
Der Sicherheitsrat verleiht seiner ernsthaften Be-
sorgnis über die humanitäre Lage in Somalia Aus-
druck und fordert die somalischen Führer auf, die
Lieferung dringend benötigter humanitärer Hilfs-
güter zu erleichtern und die Sicherheit aller inter-
nationalen und nationalen humanitären Helfer si-
cherzustellen.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut seine Besorgnis
über den fortgesetzten Zustrom von Waffen und
Munition nach Somalia, begrüßt die Einsetzung der
Überwachungsgruppe nach Resolution 1519(2003)
vom 16. Dezember 2003 und fordert die in Be-
tracht kommenden Staaten und Stellen auf, das
Waffenembargo genauestens zu befolgen und mit
der Überwachungsgruppe zusammenzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Bereitschaft des Ge-
neralsekretärs, die Aufmerksamkeit der Vereinten
Nationen im Rahmen der vorhandenen Mittel ver-
stärkt auf die Entwicklungen in Somalia zu rich-
ten. Der Rat erklärt erneut, daß entsprechend der
Erklärung seines Präsidenten vom 28. März 2002
(S/PRST/2002/8) ein umfassendes Friedenskonso-
lidierungsprogramm, das besonderes Gewicht auf
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die Entwaffnung, Demobilisierung, Rehabilitation
und Wiedereingliederung legt, für Somalia in der
Konfliktfolgezeit wichtig sein wird.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, in
seinem nächsten Bericht Möglichkeiten zu erwä-
gen und vorzuschlagen, wie die Rolle der Verein-
ten Nationen bei der Unterstützung des von der
IGAD geförderten somalischen Aussöhnungspro-
zesses ausgeweitet werden kann.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Bereitschaft, den
somalischen Parteien behilflich zu sein und die
IGAD bei der Umsetzung der auf der Nationalen
Aussöhnungskonferenz für Somalia erzielten Ver-
einbarungen zu unterstützen.«

Westsahara

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1541(2004) vom
29. April 2004

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen zur Westsahara und insbesondere in Be-
kräftigung der Resolution 1495(2003) vom 31.
Juli 2003,

– in Bekräftigung seiner Entschlossenheit, den
Parteien bei der Herbeiführung einer gerech-
ten, dauerhaften und für beide Seiten annehm-
baren politischen Lösung behilflich zu sein, die
die Selbstbestimmung des Volkes von Westsa-
hara im Rahmen von Regelungen vorsieht, die
mit den Grundsätzen und Zielen der Charta der
Vereinten Nationen im Einklang stehen, und
unter Hinweis auf die diesbezügliche Rolle und
die diesbezüglichen Verantwortlichkeiten der
Parteien,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 23. April 2004 (S/2004/325),

1. bekräftigt seine Unterstützung für den Friedens-
plan für die Selbstbestimmung des Volkes von
Westsahara als optimale politische Lösung auf
der Grundlage einer Vereinbarung zwischen den
beiden Parteien;

2. bekräftigt außerdem seine nachdrückliche Un-
terstützung für die Anstrengungen, die der Ge-
neralsekretär und sein Persönlicher Abgesand-
ter unternehmen, um eine für beide Seiten an-
nehmbare politische Lösung für die Streitigkeit
über Westsahara herbeizuführen,

3. fordert alle Parteien und die Staaten der Region
auf, mit dem Generalsekretär und seinem Per-
sönlichen Abgesandten uneingeschränkt zusam-
menzuarbeiten;

4. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referendum in Westsaha-
ra (MINURSO) bis zum 31. Oktober 2004 zu
verlängern;

5. ersucht den Generalsekretär, vor Ablauf des ge-
genwärtigen Mandats einen Lagebericht vorzu-
legen, und ersucht den Generalsekretär, in die-
sen Bericht eine Evaluierung der Personalstär-
ke der Mission aufzunehmen, die erforderlich
ist, damit die MINURSO ihre mandatsmäßigen
Aufgaben erfüllen kann, mit dem Ziel, sie mög-
licherweise zu verringern;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu blei-
ben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Verfahren des Sicherheitsrats

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 8. April 2004 (UN-Dok. S/2004/280)

1. Gemäß Ziffer 4 b) der Mitteilung des Präsiden-
ten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 1998
(S/1998/1016) und im Anschluß an Konsultatio-
nen unter den Ratsmitgliedern kamen die Ratsmit-
glieder überein, den Vorsitzenden und die Stell-
vertretenden Vorsitzenden des folgenden Sankti-
onsausschusses für den Zeitraum bis zum 31. De-
zember 2004 zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1533(2004) betreffend die Demokratische Repu-
blik Kongo

Vorsitzender: Abdallah Baali (Algerien)
Stellvertretende Vorsitzende:

Benin und die Philippinen

2. Das Präsidium des genannten Sanktionsaus-
schusses wird sich aus den vorstehend angegebe-
nen Mitgliedern zusammensetzen, deren Amtszeit
am 31. Dezember 2004 endet.

SICHERHEITSRAT – Mitteilung des Präsiden-
ten vom 28. Mai 2004 (UN-Dok. S/2004/436)

1. Im Anschluß an Konsultationen unter den Mit-
gliedern des Sicherheitsrats kamen die Ratsmit-
glieder überein, den Vorsitzenden und die Stell-
vertretenden Vorsitzenden des folgenden Aus-
schusses für einen am 31. Dezember 2004 enden-
den Zeitraum zu wählen:

Ausschuß des Sicherheitsrats nach Resolution
1373(2001) betreffend die Bekämpfung des Terro-
rismus

Vorsitzender: Alexander V. Konuzin*
(Russische Föderation)

Stellvertretende Vorsitzende:
Abdallah Baali (Algerien)
Ismael Abraão Gaspar Martins (Angola)
Ronaldo Mota Sardenberg (Brasilien)

2. Das Präsidium des Ausschusses zur Bekämp-
fung des Terrorismus wird sich aus den vorstehend
angegebenen Mitgliedern zusammensetzen, deren
Amtszeit am 31. Dezember 2004 endet.

*Bis zum Eintreffen des neuen Ständigen Vertreters der
Russischen Föderation bei den Vereinten Nationen.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York

Friedrich, Alexander G. / Gale, Valence E.:
Public-Private Partnership within the Uni-
ted Nations System. Now and Then

Bielefeld: W. Bertelsmann Verlag 2004
154 S., 28,90 Euro

›Öffentlich-private Partnerschaften in den Ver-
einten Nationen‹ – ein zeitgemäßes Thema. Es
ist aber nicht neu. Schon zur Zeit der Vorberei-
tung der Gründung der Weltorganisation war
dies ein heißes Eisen. Auf ganz andere Weise ist
es das auch heute wieder.
In den knapp 60 Jahren des Bestehens der UN
haben die Beziehungen zwischen der Vereinten

Nationen und der Privatwirtschaft Höhen und
Tiefen erlebt. Zwar war der Privatsektor 1944
bei den Gesprächen von Dumbarton Oaks über
die Schaffung einer ›allgemeinen internationa-
len Organisation‹ nicht dabei; heftig umstritten
war jedoch bereits, ob der Privatwirtschaft über-
haupt eine Rolle zukommen solle – und wenn
ja, welche. Die Sowjetunion beharrte auf ihrer
Ansicht, daß ein Wirtschafts- und Sozialbereich
die UN nur von ihrer eigentlichen politischen
Aufgabe ablenken würde. Eine Einigung wurde
letztlich mit Artikel 71 der Charta erreicht, dem-
zufolge »nichtstaatliche Organisationen« beim
Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) beraten-
den Status innehaben können.

Der Privatsektor war denn auch 1945 in San Fran-
zisko vertreten. Die Internationale Handelskam-
mer, die bereits mit dem Völkerbund assoziiert
gewesen war, wurde 1947 – bei der ersten ent-
sprechenden Gelegenheit – unter Art. 71 beim
ECOSOC akkreditiert. Während des Kalten Krie-
ges aber verschlechterte sich das Verhältnis zwi-
schen den UN und der Privatwirtschaft. Der Dis-
kussion über das als ungleichgewichtig angese-
hene Austauschverhältnis zwischen Süd und
Nord (Terms of Trade) folgte die Gründung der
UNCTAD. Die Bedürfnisse des staatlichen Sek-
tors der Entwicklungsländer rückten in den Vor-
dergrund. Man rechnete mit einer derart drasti-
schen Zunahme der Entwicklungshilfe, daß die

Buchbesprechung



Weltorganisation eine Überprüfung der eigenen
Kapazitäten vornahm (Capacity Study), um si-
cherzugehen, daß sie dem Ansturm der auf sie
zukommenden Entwicklungsaufgaben gewach-
sen sei. In diese Zeit fällt die Gründung eines
Programms für die Zusammenarbeit mit der
Wirtschaft, des bei der FAO angesiedelten ›In-
dustry Cooperative Programme‹ (ICP), dessen
Behandlung den Großteil des Buches von Alex-
ander Friedrich und Valence Gale einnimmt. Im
Schatten der Ost-West-Polarisierung entstand
angesichts der anwachsenden Zahl der UN-Mit-
glieder aus der Dritten Welt eine Schutzzone, in
der eine praxisbezogene Partnerschaft mit dem
Privatsektor florieren konnte.
Es ist das Verdienst der Autoren, das heute weit-
gehend in Vergessenheit geratene ICP in Erin-
nerung zu rufen. Das von ihnen beschriebene
Industrieprojekt in der Türkei, welches zu dem
erfolgreichen Unternehmen ›Tat Konserve Sana-
yil A.S.‹ geführt hat, ist ein beredtes Beispiel
der Kraft, die einer ersprießlichen öffentlich-
privaten Partnerschaft innewohnt. Es ist zu be-
dauern, daß das Buch nicht mehr Beispiele er-
folgreicher Unternehmensgründungen enthält.
Dafür wird eingehend über Erkundungseinsätze
und internationale Treffen berichtet.
In den siebziger Jahren spitzte sich die Ausein-
andersetzung zwischen der Dritten und der Er-
sten Welt auf Grund der weitgehend unerfüllten
Erwartungen schnell zu und es folgte die frucht-
lose Debatte über die ›Neue internationale Wirt-
schaftsordnung‹. In diesem politisierten Umfeld
konnte sich das ICP nicht halten und stellte
1978 seine Arbeit ein. Insofern haben die Auto-
ren Recht, wenn sie sagen, daß das ICP seiner
Zeit voraus war.
Die neunziger Jahre waren zunächst dadurch
gekennzeichnet, daß die erhoffte ›Friedensdivi-
dende‹ nach dem Ende des Kalten Krieges aus-
blieb. Das Konzept der Interdependenz der Staa-

ten wurde durch das Phänomen der Globalisie-
rung ersetzt, das seinen Antrieb – positiv wie
negativ – von der Privatwirtschaft erhielt. Viele
UN-Mitglieder hatten zwischenzeitlich Privati-
sierungsprogramme durchgeführt und einen mo-
dernen, auf betriebswirtschaftlichen Grundla-
gen beruhenden öffentlichen Sektor geschaffen.
Die Zeit war damit reif für eine neuerliche An-
näherung zwischen den Vereinten Nationen und
der Privatwirtschaft.
Diese ließ nicht lange auf sich warten. Seit sei-
nem Amtsantritt 1997 wies Generalsekretär Ko-
fi Annan sowohl auf die Rolle als auch auf die
Verantwortung hin, die dem Privatsektor im Zeit-
alter der Globalisierung zufällt. In Davos kün-
digte Annan 1999 den ›Globalen Pakt‹ mit der
Wirtschaft (Global Compact) an. Bald darauf ver-
abschiedete der Jahrtausendgipfel in New York
die ›Millenniums-Erklärung der Vereinten Na-
tionen‹. Ob die Ansicht der Autoren zutrifft, daß
diese Konstellation eine Wiederbelebung des
ICP erlaubt, steht allerdings dahin.
Globaler Pakt und Millenniums-Erklärung be-
deuten auch nicht, daß öffentlich-privaten Part-
nerschaften heute Tür und Tor offenstehen, was
übrigens auch Peter Woicke, der Geschäftsfüh-
rer der zur Weltbankgruppe gehörenden IFC, in
seinem Vorwort einräumt. In den Vereinten Na-
tionen tun sich die Regierungen der Mitglied-
staaten noch immer schwer damit, zuzugeben,
daß sich in der Weltwirtschaft die Gewichte zu-
gunsten des Privatsektors verschoben haben.
Und auch innerhalb des UN-Sekretariats herrscht
noch immer die Ansicht vor, daß der Art. 71 al-
lein auf die nichtstaatlichen Organisationen, die
NGOs, zugeschnitten ist, und daß es dem Sekre-
tariat obliegt, diese traditionellen Verbündeten
gegen die aggressive Übermacht der Privatin-
dustrie zu schützen.
Die Autoren vertreten einige Positionen, die heu-
te nur schwer nachzuvollziehen sind. Sie sehen

in der Schaffung und der Tätigkeit des Zen-
trums der Vereinten Nationen für transnationale
Unternehmen (CTC) eine Ermutigung für die
Aktivitäten des ICP. Demgegenüber stellten die
Diskussionen um einen Verhaltenskodex für die
›Multis‹, wie man damals sagte, wohl eher ei-
nen Tiefpunkt im Verhältnis zwischen den UN
und dem Privatsektor dar. Auch ist die Tatsa-
che, daß heute mehr als drei Viertel des Kapital-
stroms in die Entwicklungsländer auf das Kon-
to ausländischer Direktinvestitionen geht, nicht
unbedingt ein Beweis für den Erfolg des ICP-
Modells. Es läßt sich vielmehr argumentieren,
daß das ICP-Modell der multiplen Partnerschaf-
ten Vorteile aufweist, die bei den Direktinvesti-
tionen, die ja auch parallel zu den Projekten des
ICP durchgeführt wurden, nicht gegeben sind.
Auf der anderen Seite bescheren uns die Auto-
ren in ihrer Beschreibung des ICP eine Reihe
zeitgeschichtlicher Juwelen. Sie erinnern daran,
daß es Generalsekretär Javier Pérez de Cuéllar
und nicht Kofi Annan war, der den Begriff
›Globaler Pakt‹ zuerst benutzt hat. Damit tragen
sie dazu bei, diesem Generalsekretär eine ge-
schichtliche Geltung zuzugestehen, die ihm bis-
her weitgehend versagt geblieben ist. Weiter er-
fahren wir, daß der Begriff der Gemeinschafts-
unternehmen (Joint Ventures) erstmals im Zu-
sammenhang mit einem Projekt des ICP geprägt
worden ist. Als Forstwissenschaftler weisen die
Autoren des weiteren darauf hin, daß der Be-
griff der nachhaltigen Entwicklung auf ein 1713
veröffentlichtes Werk von Hans Carl von Carlo-
witz zurückgeht. Und schließlich haben Frie-
drich und Gale – der einstige Exekutivsekretär
des ICP und sein zeitweiliger engster Mitarbei-
ter – mit der Veröffentlichung von 23 Fotos un-
ter dem Titel ›Die Kraft der Partnerschaft‹ auch
einen Beitrag zum institutionellen Gedächtnis
des UN-Systems geleistet.

REINHART HELMKE ❒
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Durch ein redaktionelles Versehen wurde
in der Übersicht ›Das UN-System auf einen
Blick. Die Einrichtungen des Verbandes
der Vereinten Nationen jeweils in der Rei-
henfolge ihrer Einbeziehung‹ in VN 1/2004
S. 36 unter den zu Jahresbeginn eingesetz-
ten Friedensmissionen die Mission in Libe-
ria (UNMIL) nicht aufgeführt. Mittlerweile
sind drei weitere Friedenssicherungsein-
sätze hinzugekommen, so daß nachstehend
die aktualisierte Liste wiedergegeben wird.

Friedensmissionen

UNTSO (United Nations Truce Supervision
Organization): Organisation der Vereinten
Nationen zur Überwachung des Waffenstill-
stands (in Palästina) · UNMOGIP (United
Nations Military Observer Group in India
and Pakistan): Militärbeobachtergruppe der
Vereinten Nationen in Indien und Paki-
stan · UNFICYP (United Nations Peace-

keeping Force in Cyprus): Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern ·
UNDOF (United Nations Disengagement
Observer Force): Beobachtertruppe der
Vereinten Nationen für die Truppenent-
flechtung (zwischen Israel und Syrien) ·
UNIFIL (United Nations Interim Force in
Lebanon): Interimstruppe der Vereinten
Nationen in Libanon · MINURSO (Misión
de las Naciones Unidas para el Refe-
réndum del Sáhara Occidental): Mission
der Vereinten Nationen für das Refe-
rendum in Westsahara · UNOMIG (United
Nations Observer Mission in Georgia):
Beobachtermission der Vereinten Na-
tionen in Georgien · UNMIK (United
Nations Interim Administration Mission
in Kosovo): Übergangsverwaltungsmis-
sion der Vereinten Nationen im Kosovo ·
UNAMSIL (United Nations Mission in
Sierra Leone): Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone · MONUC
(Mission de l’Organisation des Nations

Unies en République démocratique du
Congo): Mission der Vereinten Nationen
in der Demokratischen Republik Kon-
go · UNMEE (United Nations Mission
in Ethiopia and Eritrea): Mission der
Vereinten Nationen in Äthiopien und
Eritrea · UNMISET (United Nations Mis-
sion of Support in East Timor): Unter-
stützungsmission der Vereinten Nationen
in Osttimor · UNMIL (United Nations
Mission in Liberia): Mission der Ver-
einten Nationen in Liberia · UNOCI (Uni-
ted Nations Operation in Côte d’Ivoire):
Operation der Vereinten Nationen in Côte
d’Ivoire · MINUSTAH (Mission des Na-
tions Unies pour la stabilisation en
Haïti): Stabilisierungsmission der Verein-
ten Nationen in Haiti · ONUB (Opéra-
tion des Nations Unies au Burundi): Ope-
ration der Vereinten Nationen in Burundi

Stand: 1. Juni 2004

Gegenwärtige Friedenssicherungseinsätze
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Internationale Tage

21. Februar
Internationaler Tag der Muttersprache (UNESCO)
8. März*

Tag der Vereinten Nationen für die Rechte der Frau und den Weltfrieden
(Internationaler Frauentag)

21. März
Internationaler Tag für die Beseitigung der Rassendiskriminierung
22. März
Weltwassertag
23. März
Welttag der Meteorologie (WMO)
7. April
Weltgesundheitstag (WHO)
23. April
Welttag des Buches und des Urheberrechts (UNESCO)
3. Mai
Welttag der Pressefreiheit
15. Mai
Internationaler Tag der Familie
17. Mai
Weltfernmeldetag (ITU)
21. Mai
Welttag der kulturellen Vielfalt für Dialog und Entwicklung
22. Mai
Internationaler Tag für die biologische Vielfalt
29. Mai
Internationaler Tag der Friedenssicherungskräfte der Vereinten Nationen
31. Mai
Weltnichtrauchertag (WHO)
4. Juni
Internationaler Tag der Kinder, die unschuldig zu Aggressionsopfern

geworden sind
5. Juni
Tag der Umwelt
17. Juni
Welttag für die Bekämpfung von Wüstenbildung und Dürre
20. Juni
Weltflüchtlingstag
23. Juni
Tag des öffentlichen Dienstes
26. Juni
Internationaler Tag gegen Drogenmißbrauch und unerlaubten Suchtstoffverkehr
Internationaler Tag der Vereinten Nationen zur Unterstützung

der Opfer der Folter
Erster Samstag im Juli
Internationaler Tag der Genossenschaften
11. Juli
Weltbevölkerungstag (UNDP/UNFPA)
9. August**

Internationaler Tag der Ureinwohner
12. August
Internationaler Tag der Jugend
23. August
Internationaler Tag der Erinnerung an den Sklavenhandel

und seine Abschaffung (UNESCO)
8. September
Weltbildungstag (UNESCO)
16. September
Internationaler Tag für die Erhaltung der Ozonschicht
21. September
Internationaler Friedenstag
27. September
Welttourismustag (WTO)
Ein Tag in der letzten Septemberwoche
Weltschiffahrtstag (IMO)
1. Oktober
Internationaler Tag der älteren Menschen
5. Oktober
Welttag der Lehrer
Erster Montag im Oktober
Welttag des Wohn- und Siedlungswesens (Habitat-Tag)
Zweiter Mittwoch im Oktober
Internationaler Tag der Katastrophenvorbeugung
9. Oktober
Weltposttag (UPU)
16. Oktober
Welternährungstag
17. Oktober
Internationaler Tag für die Beseitigung der Armut
24. Oktober
Tag der Vereinten Nationen, zugleich
Welttag der Information über Entwicklungsfragen

6. November
Internationaler Tag für die Verhütung der Ausbeutung

der Umwelt in Kriegen und bewaffneten Konflikten
16. November
Internationaler Tag der Toleranz
20. November*

Weltkindertag***
20. November
Tag der Industrialisierung Afrikas
21. November
Welttag des Fernsehens
25. November
Internationaler Tag für die Beseitigung der Gewalt gegen Frauen
29. November
Internationaler Tag der Solidarität mit dem palästinensischen Volk
1. Dezember
Welt-Aids-Tag (WHO)
2. Dezember
Internationaler Tag für die Abschaffung der Sklaverei
3. Dezember
Internationaler Tag der Behinderten
5. Dezember
Internationaler Entwicklungshelfertag für die wirtschaftliche

und soziale Entwicklung****
7. Dezember
Tag der Internationalen Zivilluftfahrt
9. Dezember
Internationaler Tag gegen die Korruption
10. Dezember
Tag der Menschenrechte
11. Dezember
Internationaler Tag der Berge
18. Dezember
Internationaler Tag der Migranten

Internationale Wochen
Beginn am 21. März
Woche der Solidarität mit den gegen Rassismus und Rassendiskriminierung

kämpfenden Völkern
Beginn am 25. Mai
Woche der Solidarität mit den Völkern der Gebiete ohne Selbstregierung
Beginn am 4. Oktober
Internationale Weltraumwoche
Beginn am 24. Oktober
Abrüstungswoche
Woche, in die jeweils der 11. November fällt
Internationale Woche für Wissenschaft und Frieden

Internationale Jahre
2004
Internationales Reisjahr
Internationales Jahr zum Gedenken an den Kampf gegen die Sklaverei

und an ihre Abschaffung
2005
Internationales Jahr der Kleinstkredite
Internationales Jahr des Sports und der Leibeserziehung
2006
Internationales Jahr der Wüsten und der Wüstenbildung

Internationale Jahrzehnte
1994–2004
Internationale Dekade der Ureinwohner
1995–2004
Dekade der Vereinten Nationen für Menschenrechtserziehung
1997–2006
Erste Dekade der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut
2001–2010
Internationale Dekade für eine Kultur des Friedens und der Gewaltlosigkeit

zugunsten der Kinder der Welt
Zweite Internationale Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus
Dekade zur Zurückdrängung der Malaria in den Entwicklungsländern,

insbesondere in Afrika
2003-2012
Alphabetisierungsdekade der Vereinten Nationen
2005-2014
Dekade der Vereinten Nationen ›Bildung für eine nachhaltige Entwicklung‹
2005-2015
Internationale Aktionsdekade ›Wasser – Quelle des Lebens‹

* keine generell gültige kalendermäßige Festlegung
** nur während der Internationalen Dekade der Ureinwohner

*** wird in Deutschland am 20. September begangen
**** wird in Deutschland als ›Tag des Ehrenamtes‹ begangen

Wiederkehrende Gedenkanlässe
sowie laufende und künftige Jahre und Jahrzehnte der Vereinten Nationen
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